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Berichte und wissenschaftliche Publikationen über die Gewaltherrschaft der Antichri-
sten von Januar bis zum 10. Oktober 1948 

Das Letzte, das man verliert, ist die Hoffnung. 
Pietro Metastasio, eigentlich Antonio Trapassi (1698-1782, italienischer Dichter) 

1948 
Die Wochenzeitung "DIE ZEIT" berichtete am 1. Januar 1948 über die Absicht der westlichen 
Siegermächte, einen westdeutschen Staat zu gründen (x112/429): >>... Nur auf ein solches 
Kerndeutschland, das seiner Idee nach von Beginn an das ganze Deutschland wäre, ließe sich 
ein politischer Wille richten, der das Recht nicht preis gibt.  
Und wo könnte es gelegen sein?  
Dort und nur dort, wo die größten Möglichkeiten deutsch zu sein, gegeben wären.<< 
Der "Rheinische Merkur" berichtete am 1. Januar 1948 über das geteilte Deutschland (x112/-
429): >>So wie Deutschland in seiner Gesamtheit eine Funktion des europäischen Schicksals 
geworden ist, so auch in seinen Teilen.  
Es gibt für das westelbische Deutschland keinen anderen Trost, als daß es im Machtbereich 
von Staaten belassen ist, mit denen es seine geistige Tradition, seine Ansichten von Freiheit 
und Recht, von Demokratie und Selbstverwaltung gemeinsam hat. Ihm ist trotz aller räumli-
chen Begrenzung die Aussicht geblieben, seine geschichtliche Linie fortsetzen zu können. 
...<< 
Vor dem Nürnberger Militärgerichtshof begann am 2. Januar 1948 der sog. "OKW-Prozeß".  
Angeklagt waren folgende ehemalige Offiziere der deutschen Wehrmacht: Wilhelm von Leeb, 
Hugo Sperrle, Georg Karl Friedrich von Küchler, Johannes Blaskowitz, Hermann Hoth, Hans 
Reinhardt, Hans von Salmuth, Generaloberst Karl Hollidt, Otto Schniewind, Karl von Roques, 
Hermann Reinecke, Walter Warlimont, Otto Wöhler und Rudolf Lehmann (x112/430). 
Walter Müller-Bringmann berichtete am 2. Januar 1948 über das Grenzdurchgangslager Fried-
land (x123/70): >>2. Januar 1948. Es kamen wieder Kriegsgefangene aus dem Osten an. ...  
Heute wurden 10.000 Scheiben Brot von den Lagerschwestern gestrichen. Und alle sind so 
dankbar dafür.  
Ein Bildersuchdienst ist eingerichtet worden. Angehörige schicken möglichst lebenswahre 
Fotos von Vermißten nach Friedland. Hier werden die Bilder sortiert ... und zur Durchsicht 
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den Heimkehrern vorgelegt. Man hofft, dadurch manches Schicksal klären zu können. ...<< 
Das "Leipziger Börsenblatt" berichtete am 3. Januar 1948 über die damalige Lage der deut-
schen Literatur (x112/431): >>Läßt man Revue passieren, was an Büchern allenthalben er-
scheint, so wird dieser Eindruck bestätigt.  
Es sind überwiegend die alten Schätze, wahllos dargeboten, ausgeplündertes Kapital. Neben 
dem Rückgriff auf die alten Bestände unserer und der ausländischen Literatur machen sich in 
starkem Maße Übersetzungen bemerkbar, die keineswegs immer die repräsentative Literatur 
anderer Völker oder unserer eigenen Emigranten, auf deren Kenntnis wir sehnsüchtig warten 
und die wir dringend brauchen, uns vermitteln.  
Aus rein merkantilen Gesichtspunkten, die nicht allein mit finanztechnischen Schwierigkeiten 
"begründet" werden können, werden statt dessen abgestandene Schmöker und Belanglosigkei-
ten in entsprechend schlechten Übertragungen nochmals ins Geschäft geworfen.  
Die Förderung unserer jungen Literatur durch offizielle Instanzen, die ja meistens noch fehlen, 
oder durch private mäzenatische Initiative läßt auf sich warten.  
Die Unmasse an Zeitschriften – ein zeitbedingtes Leidenskapital für sich – absorbiert einen 
hohen Prozentsatz der schöpferischen Kräfte, teils aus der Notwendigkeit, schnell das Exi-
stenzminimum zu sichern.  
So ist das, was sich darbietet, ein getreues Abbild unserer katastrophenhaften Epoche. Aber 
wir können die Hoffnung hegen, daß in diesem Trümmerfeld, wie in jedem Chaos, auch jede 
Möglichkeit für künftiges beschlossen liegt. ...<< 
Der bayerische Ministerpräsident Hans Ehard (1887-1980) erklärte am 3. Januar 1948 wäh-
rend einer Tagung der CDU in Erlangen (x112/431): >>Die Lage des deutschen Volkes 
gleicht der eines Ertrinkenden, dem die Umstände keine Wahl mehr lassen und dem unter al-
len Umständen geholfen werden muß.  
Wenn die Besatzungsmacht nicht einsieht, daß mit einem solchen Volk keine Demokratie 
aufzubauen ist, werden entweder die Kommunisten oder Nationalisten gestärkt werden. Das 
eine ist so schlimm wie das andere. ...<< 
Walter Müller-Bringmann berichtete am 4. Januar 1948 über das Grenzdurchgangslager Fried-
land (x123/71): >>4. Januar 1948. Er ist einer von den Hunderten, die in den letzten Tagen 
kamen. Angetan mit einem zerschlissenen Militärmantel, Holzschuhen an den Füßen, der 
"Schapka", einer russischen Pelzmütze, auf dem Kopf, den leeren Brotbeutel mit der Konser-
vendose als Ersatz für das Kochgeschirr in der Hand – so sitzt er in der Nähe des kleinen Ba-
rackenofens, der mit Sägemehl bis obenhin aufgefüllt ist und eine angenehme Wärme verbrei-
tet. 
"Wissen Sie", sagt der Mann, "ich war fast 4 ½ Jahre in russischer Gefangenschaft und hatte 
in dieser Zeit Gelegenheit genug, Erfahrungen zu sammeln. Es ging mir nicht gut. ...  
Vorhin sprach ich jemanden, der war im amerikanischen Lager Bad Kreuznach. Der hat auch 
gehungert. Wenn auch längst nicht so lange wie wir. Und jetzt höre ich, daß es hier auch nur 
250 g Brot pro Tag und 100 g Fleisch im Monat geben soll." ...<<  
 
In der britischen und nordamerikanischen Besatzungszone wurden vom 5. Januar bis zum 1. 
Februar 1948 täglich nur 1.400 Kalorien zugeteilt (x117/31). 
Der Regierungspräsident von Münster erteilte am 6. Januar 1948 die Weisung, "entnazifizierte 
Lehrer" wieder einzustellen (x117/81): >>Im Jahre 1945 habe ich veranlaßt, daß alle Schullei-
ter, die Mitglieder der NSDAP waren, die Leitung der Schule an Nichtparteigenossen abgege-
ben haben. Ich hatte damals bereit in Aussicht gestellt, daß nach einer gewissen Bewährungs-
zeit auf die wertvollen Kräfte zurückgegriffen werden solle. ...  
Ich beabsichtige nunmehr, entsprechend einer Anregung, die der Herr Innenminister in Ver-
bindung mit dem Herrn Kultusminister gegeben hat, bewährte Schulleiter, die nur nominelle 
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Mitglieder der NSDAP waren und politisch nicht hervorgetreten sind, dem Herrn Kultusmini-
ster für die Wiederübernahme ihres früheren Amtes namhaft zu machen. 
Die mit der Wahrnehmung der Schulleitergeschäfte inzwischen beauftragten Lehrpersonen 
genügen nicht allerorts den in der heutigen Zeit in besonderem Maße an sie zu stellenden 
fachlichen und organisatorischen Anforderungen. ...<< 
Konrad Adenauer erklärte am 9. Januar 1948 vor der Presse (x112/434): >>Der Länderrat be-
darf in mehrfacher Hinsicht eine Änderung.  
Es ist nicht richtig, daß so kleine Staaten wie Bremen ebenso zwei Vertreter wie beispielswei-
se Bayern oder Nordrhein-Westfalen mit 13 Millionen Einwohnern haben. ...<< 
Nach Auswertung des beschlagnahmten Forschungsmaterials der deutschen Luftwaffe berich-
teten US-Luftfahrtexperten am 10. Januar 1948, daß man zukünftig Einsparungen in Höhe 
von etwa 2-3 Milliarden Dollar realisieren konnte.  
Die Betriebsräte der Stadt und des Kreises Peine demonstrierten am 12. Januar 1948 wegen 
der unzureichenden Ernährungslage (x112/435): >>Wir können den Arbeitern, Angestellten 
und Beamten nicht mehr zumuten, bei den jetzigen Hungerrationen weiter zu arbeiten, und 
uns der lange gärenden Unzufriedenheit in der breiten Masse der arbeitenden Bevölkerung 
und den daraus eventuell entspringenden Aktionen weder verschließen noch widersetzen. 
...<<  
Im Ruhrgebiet forderten die streikenden Gewerkschaftsführer am 14. Januar 1948 (x112/436): 
>>... Zwangsabgabe von Fleisch und Fett von Selbstversorgern, Kohlenlieferungen nur noch 
an solche deutschen Länder, die mit ihren Lebensmittellieferungen nach Nordrhein-Westfalen 
nicht in Verzug sind, Freigabe zusätzlicher Kohlenmengen aus Haldenbeständen durch die 
Militärregierung, um damit Lebensmittelkäufe in Holland und Belgien zu tätigen.  
Stärkung der Exekutivgewalt der Zweizonenbehörden.<<  
In der Berliner Stadtverordnetenversammlung ereigneten sich am 15. Januar 1948 heftige 
Tumulte, weil der SPD-Fraktionsführer Swolinski die politischen Ziele der SED ablehnte 
(x112/437): >>Wir wollen eine deutsche Demokratie von Königsberg und Memel bis zum 
Süden Deutschlands. ...<< 
Die Ernährungsminister der Bizone beschlossen am 15. Januar 1948 ein 8-Punkte-Hilfspro-
gramm für Nordrhein-Westfalen (x112/437):  
>>1. Nordrhein-Westfalen muß allen übrigen Ländern in der Ernährung gleichgestellt werden.  
2. Alle übrigen 7 Länder verzichten für Januar auf die halbe Fettration (75 g), um die Fett-
rückstände in Nordrhein-Westfalen abzudecken.  
3. Dieses Land erhält ferner als Fettersatz Zucker.  
4. Alle Einsparungen werden dem Land zur Verfügung gestellt.  
5. Die 7 anderen Länder verzichten im Februar auf eine Fettzuteilung zugunsten des Landes 
Nordrhein-Westfalen.  
6. Die Selbstversorgerration an Butter wird für zwei Wochen nicht ausgegeben und den Städ-
ten der Bizone zur Verfügung gestellt.  
7. Die Erfassung von Geräten und Maschinen für die Landwirtschaft soll verbessert werden.  
8. Das engere Ruhrgebiet soll eine Priorität in der Belieferung erhalten.<< 
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) erklärte am 16. Januar 1948 während einer Presse-
konferenz (x112/438): >>Amerika ist in der Lage eines Riesen, der einer kleinen Gipsfigur 
gegenübersteht.  
Die prahlerische sowjetische Stärke gleicht einer Strohpuppe und Moskau muß wissen, daß 
die Amerikaner nicht die Angewohnheit haben, an irgendeinem Punkt unter Druck nach-
zugeben.  
Die Möglichkeit, daß die Sowjetunion versuchen könnte, wegen Frankfurt die USA aus Berlin 
herauszudrängen, ist nicht ernst zu nehmen.  
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Falls die Sowjets die Bahnverbindungen nach Berlin unterbrechen, werden die Amerikaner 
den Nachschub für ihre Truppen und deren Angehörige auf dem Luftweg nach Berlin bringen 
und die Verantwortung für die Versorgung der Deutschen im amerikanischen Sektor den So-
wjets überlassen. ...<< 
General Pierre König (französischer Oberbefehlshaber in Deutschland) erklärte am 16. Januar 
1948 im Radio Saarbrücken (x112/438): >>... Da eine Währungsreform in der französischen 
Zone allein sehr schwierig sein würde, muß Frankreich sich wahrscheinlich der Reform der 
Bizone anschließen.  
Diese gemeinsame Währungsreform bedeutet jedoch keineswegs eine Fusion mit der Bizone, 
da auch bisher alle vier Zonen trotz gemeinsamer Währung unabhängig sind.<< 
Walter Müller-Bringmann berichtete am 19. Januar 1948 über das Grenzdurchgangslager 
Friedland (x123/71-72): >>19. Januar 1948. Unmittelbar in der Nähe des Lagers gehen Mör-
der um.  
Die Zonengrenze ist gefährlich geworden. Banditen überfallen Frauen, stehlen ihnen die Kof-
fer, reißen den wehrlosen die Kleider vom Leibe, nehmen alles, was genommen werden kann.  
Ein 72 Jahre alter Mann, der über die Zonengrenze wollte, wurde von 2 jungen Männern ... so 
lange mit Knüppeln geschlagen, bis er bewußtlos liegen blieb. Dann raubten sie ihn aus ...<< 
Der Duisburger Stadtdirektor informierte das Landesernährungsamt am 19. Januar 1948 über 
die Schulspeisung (x117/102): >>Nach 1 ¾ Jahre langer Ausgabe von immer gleichbleibender 
Kost wurde die Neueinführung verschiedener Mahlzeiten von den Schulspeisungsteilnehmern 
besonders begrüßt.  
Die abwechslungsreiche Kost, die von allen Kindern sehr gelobt wird, findet im Vergleich zur 
alten Speisung regeren Zuspruch. Es ist nicht nur eine Erhöhung der Speisungsteilnehmer zu 
verzeichnen gewesen, sondern auch der Schulbesuch wurde wesentlich regelmäßiger. ...<<  
In England wurden am 20. Januar 1948 noch 160.000 deutsche Kriegsgefangene festgehalten 
(x112/440). 
Die "Neue Zeitung" berichtete am 23. Januar 1948 (x114/2.183): >>... Es besteht Aussicht, 
daß bis zum Jahre 2000 der Wiederaufbau Münchens sehr fortgeschritten, wenn nicht gar be-
endet ist, meinte vor einigen Wochen ein hoffnungsvoller Wiederaufbaubaureferent. 
Die Stadt ist Behüterin einer Schuttmasse von 5 Millionen Kubikmetern, von denen immerhin 
schon 2 Millionen beseitigt wurden. Wegen Benzinmangel wird im Augenblick und bis auf 
weiteres kein Schutt mehr geräumt. 
1.500 Architekten und 3.000 Maurer, also im harmonischen Verhältnis 1:2, sind für weitere 
Aufbautaten gerüstet. Sollte das Verhältnis sich zugunsten der Architekten verschieben und 
auf einen Maurer ein Architekt kommen, werden die Architekten Sonderkurse im Brotzeitho-
len für die Herren Maurer absolvieren müssen. ...<< 
Der Schriftsteller Hermann Kesten (1900-1996) schrieb am 24. Januar 1948 über die schwie-
rige politische Weltlage (x112/442): >>... Wir tummeln uns, mitten im Jahr 1948, zwischen 
den wildesten Kriegsreden und Gerüchten seit 1939.  
Eine optimistische Dame erklärte mir heute nachmittag, vor September 1948 käme es be-
stimmt nicht zum Krieg.<< 
Der ehemalige SS-Obersturmbannführer Arthur Liebehenschel wurde am 24. Januar 1948 in 
Krakau hingerichtet. 
Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, von 1946-52 SPD-Vorsitzender) erklärte am 25. Januar 
1948 in Düsseldorf (x112/442): >>... Die Partei wird weiterhin Berlin als die natürliche 
Hauptstadt Deutschlands verlangen, und dies bedeutet das Verlangen nach Ostdeutschland.<< 
In der Rumänischen Volksrepublik fanden am 25. Januar 1948 allgemeine Volkszählungen 
statt (x007/118E-119E).  
Bei dieser Zählung gaben 343.913 (2,2 % der gezählten Gesamtbevölkerung) Deutsch als ihre 
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Muttersprache an (x007/119E): Siebenbürgen (157.105 Personen), Banat (171.022), Sathmar 
(3.939), Süd-Bukowina (4.189), Dobrudscha (462) und Alt-Rumänien (7.196). 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1957 
über die Familienzusammenführung, Wiederverleihung der Staatsangehörigkeit und die all-
gemeine Situation der zurückgebliebenen Rumänien-Deutschen (x007/114E-119E): >>In den 
ersten Jahren nach Kriegsende hatten die zum Teil unerträglichen Lebensbedingungen, politi-
sche Verfolgung und der Wunsch, den schon vorher evakuierten oder geflohenen Verwandten 
zu folgen, zahlreiche Volksdeutsche zum Verlassen der rumänischen Heimat getrieben.  
In vielfach abenteuerlicher Flucht gelang es ihnen, zum Teil mit Hilfe bestochener Grenzwa-
chen, die rumänisch-ungarische Grenze zu überschreiten und sich durch Ungarn und die so-
wjetisch besetzte Zone Österreichs nach Westen durchzuschlagen.  
Nicht wenige wurden schon an der Grenze gefaßt und strafweise in rumänische Arbeitslager, 
nach Großwardein und später in die Lager am Donau-Schwarzmeer-Kanal eingewiesen.  
Im Jahre 1947 wurde, ähnlich wie bei den Rückkehrern in Dobrudscha und Bukowina, auch 
den Banater-Deutschen zum Teil Gelegenheit geboten, sich auf Antrag von den rumänischen 
Behörden ausweisen zu lassen, so daß es in vereinzelten Fällen zur legalen Abwanderung in 
größeren Gruppen kam.  
Die Festigung des kommunistischen Regimes, in Rumänien wie im benachbarten Ungarn be-
wirkte in den Jahren 1948/49 einen deutlichen Rückgang des illegalen Grenzverkehrs, da die 
Grenzen hinfort sehr viel schärfer bewacht wurden. 
Die veränderte Haltung des rumänischen Staates gegenüber den Volksdeutschen bewirkte zu-
gleich eine leichte Besserung der allgemeinen, insbesondere auch wirtschaftlichen Lage, wenn 
auch das städtische Bürgertum gerade in diesen Jahren seiner Existenzgrundlage beraubt wur-
de.  
Ungelöst blieb in jedem Fall das Problem der auseinandergerissenen volksdeutschen Familien, 
das durch die Kriegsereignisse, die nur teilweise durchgeführte Evakuierung der Banater 
Schwaben und die Rückführung der in Niederösterreich überrollten Flüchtlinge entstanden 
war. Zehntausende von Kriegsgefangenen und Verschleppten, die oft gegen ihren Willen nach 
Ost- und Westdeutschland entlassen wurden, hatten die Zahl der Getrennten weiter erhöht. 
In beschränktem Umfang waren 1949/50, teils auf unmittelbaren Antrag bei den rumänischen 
Behörden, teils durch Vermittlung des französischen Konsulats in Bukarest, Ausreisegeneh-
migungen erteilt worden, wobei die Antragsteller freilich in den meisten Fällen jahrelang auf 
die Erledigung ihrer Gesuche warten mußten.  
Zu einer systematischeren Zusammenführungsaktion kam es in den Jahren 1950/51 durch 
Vermittlung der Bukarester Vertretung der sog. Deutschen Demokratischen Republik, die mit 
den bisher tätigen französischen Stellen zusammenarbeitete. In 8 Transporten wurde im 
Herbst 1950 und in den Monaten Mai bis Dezember 1951 etwas mehr als 1.000 Volksdeut-
schen, deren Angehörige in Deutschland lebten, das Verlassen Rumäniens ermöglicht, wobei 
die in diesen Transporten Ausreisenden im Rahmen der Ausfuhrbestimmungen ihre gesamte 
bewegliche Habe mitführen konnten.  
Die Betreuung durch die sowjetzonalen Dienststellen war - offensichtlich aus politischen 
Gründen - betont sorgfältig, obwohl die überwiegende Mehrzahl der Antragsteller zu Angehö-
rigen in Westdeutschland fuhren. Die Weiterleitung in die Bundesrepublik verlief, nach kur-
zen Quarantäneaufenthalten in den Lagern Oelsnitz/Vogtland oder Bischofswerda ohne 
Schwierigkeiten. 
Schon im Jahre 1952 fanden derartige Transporte nicht mehr statt. In den Jahren 1952 bis 
1956 passierten insgesamt nur 269 Rumänien-Deutsche die Grenzdurchgangslager der Bun-
desrepublik. Die Gesamtzahl der Volksdeutschen, die Rumänien in diesem Zeitraum mit Ein-
zelreisegenehmigungen verlassen konnten, dürfte kaum höher sein. 
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Das Gesamtproblem der Familienzusammenführung ist - das bleibt ausdrücklich festzustellen 
- noch immer ungelöst. Im Herbst 1956 lagen mehr als 10.000 Anträge auf Ausreise zu Ver-
wandten in der Bundesrepublik vor. Die Ungeklärtheit der Situation und das Ausbleiben einer 
Entscheidung über diese Anträge gab umgekehrt der im Sommer 1955 eingeleiteten Repatriie-
rungsaktion der rumänischen Regierung auch bei den Volksdeutschen gewisse Erfolgsaussich-
ten. 
Neben dem Wunsch, die Kritik der Emigration im westlichen Ausland auszuschalten, wird 
diese Aktion vor allem durch den im Lande nicht mehr zu deckenden Bedarf an Arbeitskräften 
veranlaßt worden sein. Ein im Juni 1955 veröffentlichtes Dekret sicherte allen Rückkehrern 
völlige Straffreiheit zu. Unter Hinzuziehung prominenter Politiker der ehemaligen Parteien ... 
wurde wenig später ein "Nationales Repatriierungskomitee" gebildet. ...  
Rundfunk- und Presseaufrufe, ein eigenes Presseorgan ("Stimme des Vaterlandes"), Aus-
landsdienststellen und Delegationen forderten alle Flüchtlinge und Emigranten zur Rückkehr 
nach Rumänien auf. Selbst die Evangelische Landeskirche mußte die ausgegebenen Parolen 
übernehmen. 
Das Echo unter den Auslandsrumänen wie unter den volksdeutschen Flüchtlingen war 
schwach. Schätzungen von 3.000 Volksdeutschen, die bis zum Jahresende 1956 nach Rumä-
nien zurückgekehrt sein sollen, dürften bereits zu hoch greifen; andere sprechen von 450 
schwäbischen Rückkehrern im rumänischen Banat. Daß sich trotz allem eine gewisse Zahl zur 
Rückkehr in die Heimat, auch unter kommunistischer Herrschaft, entschloß, kann nicht als 
Zustimmung zum Regime gedeutet werden, sondern zeigt nur den noch völlig ungebrochenen 
Zusammenhalt der volksdeutschen Familien- und Gemeindeverbände, der 10 und mehr Jahre 
der Trennung überdauert hat. 
Stalins Tod und die allmähliche Auflockerung seines Systems begannen sich seit 1954 auch in 
Rumänien auszuwirken. Das Tempo der Zwangskollektivierung wurde wesentlich verlang-
samt. Die sog. administrativen oder Verwaltungsstrafen wurden abgeschafft, die Mehrzahl der 
in den vorhergehenden Jahren ohne Haftbefehl und Urteil Inhaftierten wurde freigelassen. Die 
berüchtigten Zwangsarbeitslager am Donau-Schwarzmeer-Kanal wurden im allgemeinen noch 
1954 aufgelöst, die Arbeiten am Kanal suspendiert. –  
Die 1949 in Angriff genommenen Arbeiten an dem Riesenprojekt des Kanals, der zwischen 
Cernavoda und Poarta-Alba nördlich Konstanza eine wesentlich verkürzende Schiffahrtsstra-
ße schaffen sollte, wurde fast ausschließlich durch den Einsatz von Zwangsarbeitern vorange-
trieben. –  
Nach einer durchgreifenden Reorganisation der Staatssicherheitspolizei (Securitate) kam es 
schließlich im Herbst 1955 zur Verkündung einer umfassenden Amnestie für politische 
Verbrechen und Vergehen, die die überlebenden Insassen der Lager und Gefängnisse auf frei-
en Fuß setzte. 
Befanden sich schon unter den 1954/55 entlassenen Häftlingen zahlreiche Deutsche, so wirk-
ten sich andere Erleichterungen in noch stärkerem Maße gerade auf die Volksdeutschen aus. 
Die 1952 aus den Industriestädten Siebenbürgens evakuierten Familien konnten, soweit sie 
Wohn- und Arbeitsmöglichkeiten fanden, 1954/55 in ihre Heimatstädte zurückkehren. Im 
Winter 1955/56 wurde den Zwangsumsiedlern in der Baragan-Steppe die Genehmigung zur 
Rückkehr ins Banat erteilt, wenn viele auch nicht in der Lage waren, die kostspielige Rückrei-
se zu finanzieren.  
Philipp Geltz wurde 1955 zum Minister für Kommunalwirtschaft und örtliche Industrie er-
nannt und zugleich mit der "Wiedergutmachung der dem Deutschtum infolge der vorangegan-
genen staatsbürgerlichen Diskriminierung zugefügten Schäden" betraut, während Anton Brei-
tenhofer ins Zentralkomitee der Rumänischen Arbeiterpartei gewählt wurde.  
Die Tätigkeit des Ministeriums Geltz, das Zehntausende von Beschwerden bearbeitete, führte 
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... im Sommer 1956 zum Erlaß eines Dekrets über die Rückgabe von Wohnhäusern und Höfen 
an enteignete volksdeutsche Besitzer, auf Grund dessen bis zum Jahresende 1956 22.000 
Volksdeutsche ihre Höfe und Häuser zurückerhalten haben sollen. –  
Nach Pressemitteilungen verfügte das in den ersten Junitagen 1956 veröffentlichte Dekret, daß 
rumänische Staatsangehörige ungarischer und deutscher Nationalität ihre verstaatlichten Häu-
ser und Hausgrundstücke oder gleichwertige Anwesen zurückerhalten sollten; wo eine Rück-
gabe nicht möglich wäre, sollten Entschädigungen gezahlt, langfristige Kredite und Bauzu-
schüsse gewährt sowie gegebenenfalls Baugrundstücke aus staatlichem Besitz zugewiesen 
werden. – 
Rund 1.500 Deutsche waren im Dezember 1956 als Deputierte in den Volksräten des Landes 
tätig, und in den allgemeinen Wahlen vom 3. Februar 1957 wurde neben Geltz und Breitenho-
fer auch Bischof Friedrich Müller zum Mitglied der Großen Nationalversammlung gewählt. 
Freilich waren die Neuerungen für die Deutschen nicht immer vorteilhaft. Die Vergünstigun-
gen, die den mit ihrem Landbesitz in die Kolchose eingetretenen rumänischen Bauern im Jah-
re 1956 gewährt werden mußten, verschlechterten die Lage der zum Zeitpunkt ihres Eintritts 
landlosen deutschen Mitglieder.  
Auch die Rückgabe der Häuser war mit Schwierigkeiten verbunden, da die deutschen Besitzer 
die aufgelaufenen Steuerlasten begleichen, die Häuser renovieren und sich überdies vielfach 
weiter mit dem einsitzenden rumänischen Kolonisten abfinden mußten. Alles in allem ist die 
rechtliche, wirtschaftliche und kulturelle Stellung der Volksdeutschen in Rumänien jedoch 
heute zweifellos besser als die der deutschen Gruppen in den anderen Oststaaten.  
Die verhältnismäßig günstige Position der Deutschen Rumäniens darf aber nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß das rumänische Deutschtum in seinen Grundfesten erschüttert und bedroht 
ist. Die erreichte Gleichberechtigung beruht auf der wenigstens äußerlichen Einordnung der 
Deutschen in den kommunistischen Staat. Deutsche Vereinigungen, deutsches Kulturleben 
sind nur unter den politischen Vorzeichen der herrschenden Ideologie möglich.  
Der Kommunismus bedient sich der nationalen Formen, um das nationale Bewußtsein als 
Grundlage einer oppositionellen Haltung auszuschalten. Noch ist die politische Beeinflussung 
nur wenig unter die Oberfläche gedrungen. Noch ist es auch, trotz Zerstörung der deutschen 
Dorfgemeinschaft und des geschlossenen Bürgertums der Städte, zu einer Vermischung mit 
anderen Nationalitäten in größerem Umfang nicht gekommen. Dennoch erscheint die Zukunft 
des rumänischen Deutschtums mehr denn je gefährdet. 
Die Zahl der heute noch in Rumänien lebenden Volksdeutschen ist verhältnismäßig genau zu 
bestimmen. Am 25. Januar 1948 und am 21. Februar 1956 fanden in der Rumänischen Volks-
republik allgemeine Volkszählungen statt, deren veröffentlichte Ergebnisse auch die Nationa-
litätenverhältnisse berücksichtigten. ...  
In der Zählung von 1948 gaben in Rumänien 343.913 Personen – 2,2 % der gezählten Ge-
samtbevölkerung von 15,9 Millionen - Deutsch als ihre Muttersprache an. ...<< 
Die "United-Press" berichtete am 26. Januar 1948 über den "Palästina-Krieg" (x043/340): 
>>Nach 8 Wochen Krieg zwischen Juden und Arabern in Palästina beträgt die Gesamtzahl der 
Toten 1.160 und die der Verwundeten 2.040 Personen. ...  
Seit Beginn der Kämpfe, Anfang Dezember, (wurden) 721 Araber, 408 Juden, 19 weitere Zi-
vilisten und 12 britische Polizisten getötet. ...<< 
Während einer Tagung der Europäischen Union christlicher Demokraten erklärte der CDU-
Politiker Adenauer am 29. Januar 1948 (x112/444): >>Ich fühle mich heute in erster Linie als 
Europäer und erst in zweiter Linie als Deutscher. ...<< 
Mahatma Gandhi (1869-1948, Führer einer indischen Unabhängigkeitsbewegung, kämpfte 
seit dem Ersten Weltkrieg für die Unabhängigkeit Indiens, trat für die Methode des gewaltlo-
sen Widerstands ein) wurde am 30. Januar 1948 während einer Abendandacht durch einen 
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Hindu-Nationalisten erschossen (x175/439). 
Ein Arbeitsvertrag vom 2. Februar 1948 zwischen dem "Bergwerk Radljevo" und einem 
Volksdeutschen lautete wie folgt (x006/263E-264E): >>Vertrag über die Arbeit und die Ar-
beitsbeziehungen zwischen dem Bergwerk und J. B. ...  
7. Die normale Arbeitszeit für J. B. beträgt 8 Stunden täglich, mit der Maßgabe, daß nach Be-
darf Überstunden angeordnet werden können zu den gleichen Bedingungen wie auch bei den 
übrigen Arbeitern. 
8. Dieser Vertrag wird auf 3 Jahre abgeschlossen. ... 10. Dem freigelassenen J. B. wird in ge-
wissem Maße die Bewegungsfreiheit eingeschränkt, bzw. er kann sich nicht außerhalb des 
Geländes des Bergwerkes ohne vorherige schriftliche Genehmigung der Bergwerksdirektion 
begeben. ...<< 
Das "Time-Magazine" kommentierte am 2. Februar 1948 Stalins Beziehungen zu Hitler 
(x043/341): >>... Letzte Woche veröffentlichte das US-Außenministerium (State Department) 
erstmals ... 357 Seiten erbeuteter deutscher Dokumente über Stalins Beziehung zu Hitler. ...  
Im August 1939, nach der Unterschrift des Nichtangriffspakts, der Hitler für den Angriff im 
Westen freimachte, brachte Stalin auf Hitler folgenden Toast aus: "Ich weiß, wie sehr das 
deutsche Volk seinen Führer liebt; deshalb möchte ich auf seine Gesundheit trinken." 
Am 18. Juni 1940, nach dem Fall Hollands, Belgiens und Frankreichs, berichtet der deutsche 
Botschafter in Moskau: "Molotow ... brachte die herzlichsten Glückwünsche zu dem großarti-
gen Erfolg der deutschen Streitkräfte zum Ausdruck." 
Im November 1940 kam es zu den schicksalhaften Meinungsverschiedenheiten über die 
Kriegsbeute. 
Das State Department verbreitet zur Zeit über alle Sender der "Stimme Amerikas" die Doku-
mente über den Pakt. Natürlich ist das Propaganda, aber eine Propaganda, die auf lauterer 
Wahrheit basiert.<< 
In der tschechoslowakischen Kriegsgefangenschaft wurden am 4. Februar 1948 noch 6.350 
Deutsche festgehalten (x112/447). In der Tschechoslowakei wurden nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges ca. 25.000 deutsche Kriegsgefangene als Zwangsarbeiter festgehalten, die 
man größtenteils im Bergbau einsetzte. Etwa 25 % überlebten diese Gefangenschaft nicht 
(x151/7).  
Auf dem jüdischen Friedhof in Leipzig wurden am 6. Februar 1948 Grabsteine umgeworfen 
und zerstört. 
Die britische und die US-Militärregierung veröffentlichten am 6. Februar 1948 die Proklama-
tion Nr. 8 über die Einführung eines Obergerichtes (x112/448): >>Es wird hiermit ein Ober-
gericht für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet mit Sitz in Köln errichtet. ...  
Der Präsident, der Vizepräsident, die Obergerichtsräte sowie der Generalanwalt und die stell-
vertretenden Generalanwälte werden von den Militärgouverneuren der amerikanischen und 
britischen Zone ernannt. ...  
Das Obergericht ist für die Verhandlung und Entscheidung der folgenden Rechtsstreitigkeiten 
in erster Instanz ausschließlich zuständig:  
1. Streitigkeiten zwischen der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und einem 
Lande oder zwischen zwei oder mehreren Ländern, wenn es sich um die Anwendung und 
Auslegung von Gesetzen der Verwaltung des vereinigten Wirtschaftsgebietes oder die Gültig-
keit, die Anwendung oder Auslegung von dazu ergangenen Ausführungsbestimmungen, ein-
schließlich der dazu von einem der Länder erlassenen Ausführungsbestimmungen handelt.  
2. Klagen der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes gegen ein Land, die sich darauf 
stützen, daß die Gesetzgebung eines Landes oder die dazu ergangenen Ausführungsbestim-
mungen mit einem Gesetz der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes oder der dazu 
ergangenen Ausführungsbestimmungen unvereinbar sind oder daß sie im Hinblick auf die der 
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Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes zustehenden Befugnisse die Zuständigkeit 
der Länder überschreiten.<< 
Generalfeldmarschall List erklärte am 6. Februar 1948 vor dem Nürnberger Militärgerichtshof 
(x112/448): >>Wir dienten nicht der Partei. Wir taten unsere soldatische Pflicht für unser Va-
terland, für Deutschland, so, wie wir sie Jahrzehnte hindurch getan hatten ...  
Wir haben den Krieg nicht gewollt, wir haben die Kämpfe ... (während des Balkanfeldzuges) 
und ihre Folgeerscheinungen nicht ausgelöst. Sie wurden uns aufgezwungen. Wir handelten ... 
zum Schutze der uns anvertrauten Soldaten, zum Schutze der ganzen deutschen Kampffront. 
...<< 
Landesbischof Theophil Wurm (Vorsitzender der Evangelischen Kirche Deutschlands) kriti-
sierte am 9. Februar 1948 die "Rechtsprechung" der Siegermächte (x112/450): >>... Auf in-
ternationalem Boden kann man nicht Verbrechen, die von Deutschen begangen sind, verurtei-
len und im Namen derselben Gerechtigkeit über andere Verbrechen und Verbrechen ähnlicher 
Art schweigen.<< 
Walter Müller-Bringmann berichtete am 9. Februar 1948 über das Grenzdurchgangslager 
Friedland (x123/72-73): >>9. Februar 1948. Zwischen die Menschen, die aus wirklicher Not 
... über die Zonengrenze in Richtung West und Ost getrieben werden, haben sich solche einge-
schlichen, die mit der Not Geschäfte machen. Schwarzhändler, Schieber, Nachkriegsgewinn-
ler. ...  
Schwarzhändler haben hier in der Nähe von Friedland ihre großen Umschlagstationen. Hier-
her fließen Strümpfe und Textilwaren aus Sachsen und Thüringen und gehen umgekehrt Le-
bensmittel und Eisenwaren in die sowjetische Besatzungszone. Hier werden die gewinnbrin-
genden Geschäfte abgeschlossen, die Grenzgänger entlohnt, neue Ware bestellt, ein alter Po-
sten abgeschoben und Geld – Geld wird gezählt. Bündelweise. ... 
Es wird von der Polizei berichtet, daß die Schieber unter sich einen richtigen Nachrichtenap-
parat aufgezogen haben. Man will sicher gehen, kundschaftet vorher die Streifen der Polizei 
aus, läßt sog. "blinde Trupps" irgendwo mit viel Lärm die Grenze passieren, um dafür geruh-
sam an einer anderen Stelle unbeobachtet die Waren hin- oder herüberbringen zu können 
Es sind entsetzliche Zustände. Nur wer schiebt oder irgendwas "zu bieten" hat, kann noch ei-
nigermaßen leben. Alle anderen - und das ist die überwiegende Mehrzahl - darben und hun-
gern. ...<< 
Ein britischer Militärzug wurde am 11. Februar 1948 an der Zonengrenze daran gehindert, 
nach Berlin zu fahren. Danach begannen vielerorts sowjetische Schikanen. 
Der Bremer Senator Gustav W. Harmssen veröffentlichte am 11. Februar 1948 eine Denk-
schrift über die geleisteten Reparationen und bezifferte die bisherigen Leistungen zu Gunsten 
der Alliierten mit 177,75 Milliarden RM (x112/451). 
Die US-Zeitschrift "LIFE" schrieb am 11. Februar 1948, daß der tatsächliche Reparationspreis 
des Krieges nicht die maschinelle Ausplünderung Deutschlands war, sondern das deutsche 
Hirn und die deutsche Forschung. 
Die deutsche Journalistin Eva Schweitzer berichtete später über die "Anwerbung von deut-
schen Wissenschaftlern" (x310/315-316): >>Das streng geheime Rekrutierungsprogramm 
wurde von der Joint Intelligence Objective Agency (JIOA) betrieben, die William Henry Wha-
len unterstand.  
Im September 1945 wurde die erste Gruppe von sieben Wissenschaftlern eingeflogen, darun-
ter Wernher von Braun. Insgesamt kamen 127 Raketenforscher aus Peenemünde ... 
Insgesamt brachte die "Operation Paperclip" so Linda Hunt, um die 1.600 Wissenschaftler 
und Spezialisten in die USA, die für die Regierung, die U.S. Army oder die NASA arbeiteten, 
dabei auch am Mondlandungsprogramm. Darüber hinaus kamen Hunderte von Wissenschaft-
lern, die bei CIA-Tarnorganisationen, Universitäten, oder Rüstungsfirmen angestellt wurden, 
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darunter Lockheed, Martin Marietta und North American Aviation.  
Die JIOA hatte immer behauptet, die Operation habe 1947 geendet, aber tatsächlich wurde sie 
1948 noch ausgeweitet, erreichte ihren Höhepunkt 1956 und endete erst 1973. Die USA be-
fanden sich dabei in einem Wettlauf mit den Sowjets, die ebenfalls nach Nazi-Wissenschaft-
lern und Spionen in den von ihnen besetzten Gebieten suchten. ...<< 
Die Länder- und Kommunalverwaltungen der SBZ wurden am 12. Februar 1948 zu Ausfüh-
rungsorganen der Deutschen Wirtschaftskommission (DWK) herabgestuft.  
Die "Neue Zeitung" veröffentlichte am 12. Februar 1948 einen Artikel des Politologen Eugen 
Kogon über "Die Rolle des Publizisten" (x115/276): >>Was haben wir als politische Publizi-
sten konkret zu tun?  
Die Wirklichkeit zu beobachten und darzustellen, die Entwicklungstendenzen aufzuzeigen, 
die Richtung durch unser Wort mitzubestimmen – ein Wort, das dem Verstand sowohl wie 
dem Herzen gilt. ... 
Es ist ein begrenzter Beitrag, freilich ein wichtiger; denn er klärt, er ordnet, er säubert das öf-
fentliche Bewußtsein, er bringt es in Verbindung mit den Erkenntnissen der Wissenschaft, er 
steht für die großen Überlieferungen, die es wert sind, weiterzuwirken, er hilft mit, die morali-
schen Kräfte zu wecken, er zeigt die zumutbaren Ziele auf. ...  
Die Verantwortung ist ungeheuerlich. ... Wieder befinden wir uns mitten in einem großen 
Abenteuer der europäischen Geschichte, die wahrlich an Totalkrisen nicht arm ist, und wieder 
geht es ums Ganze, diesmal in einem noch umfassenderen Sinn als je. ...<< 
Die "Hamburger Volkszeitung" (KPD) wurde am 13. Februar 1948 wegen "Verfälschung von 
Agenturmeldungen" von der britischen Militärregierung verboten. 
Die evangelische Kirche der britischen Zone forderte am 13. Februar 1948 eine Amnestie für 
politische Straftaten (x112/453): >>... Nur diejenigen, die persönliche Schuld auf sich geladen 
haben, dürfen bestraft werden.  
Es ist weder Recht noch christlich, daß Deutsche einander klassifizieren und über des anderen 
politische Gesinnung richten.<< 
Die Stuttgarter "Wirtschafts-Zeitung" berichtete am 13. Februar 1948 über das Leseverhalten 
der Deutschen (x112/453): >>Im Antiquariat sind fast alle Klassiker zu haben ... Viel angebo-
ten werden historische Bücher über Friedrich den Großen und aus der Wilhelminischen Zeit. 
Doch hat die starke Propaganda der letzten 2 Jahre bewirkt, daß sie nicht "gehen". Ähnliches 
gilt von leichten Unterhaltungsromanen früherer Jahre, die selbst von den einfachen Lesern 
abgelehnt werden, obwohl unter den Neuerscheinungen für ihren Bedarf überhaupt nicht ge-
sorgt ist.  
Antiquarisch besonders gesucht sind Autoren wie Hermann Hesse, Wiechert, Edschmid und 
alle modernen amerikanischen und englischen Romane. ...  
Französische Romane sind weniger gefragt, werden auch in der Neuproduktion weniger oft 
übersetzt.  
Die Einnahme Berlins und einiges, was auf sie folgte, scheint manchen Berlinern soviel von 
ihrer Objektivität geraubt zu haben, daß Dostojewski, Tolstoi, Gogol von Leserschichten ab-
gelehnt werden, die früher für russische Autoren Verständnis, wenn nicht gar eine Vorliebe 
gehabt haben.  
Genauso unverkäuflich wie zur Nazizeit bleibt in Bahnhofskiosken sowie in den Buchläden 
die Flut der politischen und weltanschaulichen Broschüren, obwohl sie heute unter umgekehr-
ten Vorzeichen stehen ... Das Publikum ist "escapist" (realitätsfern); es will nichts über die 12 
Jahre lesen, aber auch nicht an die heutige Lage erinnert werden. Deshalb sind Gefängnisme-
moiren und KZ-Bücher mit einigen Ausnahmen (wie Isa Vermehren und Eugen Kogon) gera-
dezu unverkäuflich. ...<< 
Im französischen Sektor verbot der Militärgouverneur am 19. Februar 1948 die Zeitungen 
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"Vorwärts", "Neues Deutschland" und "Berliner Zeitung" wegen Beleidigung der Besat-
zungsmacht. 
Der Nürnberger Militärgerichtshof verurteilte am 19. Februar 1948 folgende Wehrmachtsoffi-
ziere (x112/457): >>... Feldmarschall Wilhelm List und General Walter Kuntze (erhalten eine) 
... lebenslängliche Zuchthausstrafe (Fall VII).  
Die Generale Lothar Rendulic und Wilhelm Speidel erhalten 20 Jahre, Helmuth Felmy 15 Jah-
re, Hubert Lanz 12 Jahre, Ernst von Leyser 10 Jahre und Ernst Dehner 7 Jahre Zuchthaus.  
Die Generale Curt von Geitner und Hermann Foertsch werden freigesprochen.  
Feldmarschall Maximilian von Weichs wird wegen lebensgefährlicher Erkrankung von der 
Verhandlung freigestellt.<< 
Strafen nur für die Verlierer 
Im Verlauf der Nürnberger Kriegsverbrecherprozesse wurden lediglich die zahllosen Verbre-
chen der Verlierer geahndet. Die Kriegsverbrechen der Siegermächte ahndete man fast nie. In 
der offiziellen sowjetischen Geschichtsschreibung und im öffentlichen Leben der UdSSR exi-
stieren bis heute keine Massenverbrechen der Roten Armee.  
Das unvorstellbare Ausmaß und die gesellschaftspolitischen Folgen der unfaßbaren Gewaltta-
ten, die sich während der angeblichen "sowjetischen Befreiungsmission" ereigneten, wurden 
nach dem Krieg zum brisanten Tabuthema erklärt. Auch die unfaßbaren Notzuchtverbrechen 
der osteuropäischen "Befreier" blieben ungesühnt, weil ungezählte Opfer schwiegen und die 
deutschen Bundesregierungen nicht den erforderlichen Mut besaßen, die an den Ost-, Mittel- 
und Volksdeutschen verübten Massenverbrechen juristisch zu verfolgen. In der späteren DDR 
durften die Befreier selbstverständlich keine Vergewaltiger sein, denn es paßte natürlich nicht 
zur kommunistischen Ideologie.  
Die Regierungen der UdSSR leugneten jahrzehntelang alle Kriegsverbrechen und gaben nie 
öffentliche oder offizielle Entschuldigungen ab. Die sog. Befreiungs- und Nachkriegskatastro-
phen der Deutschen wurden bis zum heutigen Tag von allen deutschen Bundesregierungen 
tabuisiert und feige verdrängt, um die vermeintlich guten diplomatischen Beziehungen mit 
den osteuropäischen Staaten nicht zu stören oder zu gefährden. 
Die ungesühnten Massenverbrechen der sowjetischen "Befreier" 
Während die Siegermächte nach dem Kriegsende viele deutsche Wehrmachtsoffiziere zu lan-
gen Haftstrafen oder zum Tod verurteilten, blieben z.B. sämtliche verantwortlichen Armee-
führer der sowjetischen "Befreiungstruppen" unbehelligt.  
Diese sowjetischen Armeeführer wurden damals mit den höchsten Militärorden und Aus-
zeichnungen der UdSSR ausgezeichnet. Sie erhielten nach dem Zweiten Weltkrieg wichtige 
politische Ämter und machten z.T. als Mitglieder des ZK der KPdSU und als Deputierte des 
Obersten Sowjets der UdSSR glänzende Karrieren. 
Iwan Tschernjachowski (1906-1945, seit 1928 Mitglied der KPdSU, ab 1944 Armeegeneral, 
2facher Held der Sowjetunion: 1943, 1944). Tschernjachowski wurde in Ostpreußen tödlich 
verwundet und starb am 18.02.1945.  
Sein Nachfolger war Alexander Wassilewski (1895-1977, seit 1938 Mitglied der KPdSU, ab 
1943 Marschall, 2facher Held der Sowjetunion: 1944, 1945).  
Konstantin Rokossowski (1896-1968, seit 1919 Mitglied der KPdSU, ab 1944 Marschall, 
2facher Held der Sowjetunion: 1944, 1945).  
Georgi Shukow (1896-1974, seit 1919 Mitglied der KPdSU, ab 1943 Marschall, 4facher Held 
der Sowjetunion: 1939, 1944, 1945, 1956).  
Iwan Konjew (1897-1974, seit 1918 Mitglied der KPdSU, ab 1944 Marschall, 2facher Held 
der Sowjetunion: 1944, 1945). 
Die sowjetischen Massenverbrechen wurden von allen Regierungen der Sowjetunion hartnäk-
kig geleugnet und energisch abgestritten. Gemäß sowjetischer Geschichtsschreibung verübten 
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die Soldaten der Roten Armee nirgends Massenverbrechen. Es hätte auch keine Gründe zur 
Panik und Flucht gegeben. Die Deutschen wären lediglich aus psychotischer Angst vor der 
sowjetischen Armee geflohen, weil sie Goebbels verlogene Propaganda in Angst und Schrek-
ken versetzt hätte. Während der sowjetischen Befreiungsmission hätten sich höchstens "per-
sönliche Racheakte" von Einzeltätern oder "harmlose und verständliche Entgleisungen" ereig-
net. Das Benehmen der Sowjetsoldaten wäre ansonsten im allgemeinen überall menschlich 
gewesen.  
General Katukow stellte später fest (x025/110): >>Bevor wir in deutsches Gebiet einmar-
schierten, rief der Kriegsrat die Truppen auf, sich auf gegnerischem Territorium würdig zu 
verhalten.  
Der Haß, den unsere Menschen gegen die Faschisten hegten, machte diesen Appell notwen-
dig. ... Doch dieser Haß durfte sich nicht gegen die deutsche Zivilbevölkerung richten. ...  
Unsere Erziehungsarbeit war erfolgreich: Der Kriegsrat brauchte sich nicht mit unwürdigem 
Verhalten gegenüber der deutschen Bevölkerung auseinanderzusetzen. ...<<  
Nach Kriegsende berichtete Marschall Sokolowskij (ab 1944 Stabschef der 1. Ukrainischen 
Front) vor westeuropäischen Pressekorrespondenten (x025/110-111): >>Gewiß, es sind eine 
Menge häßliche Dinge passiert. Aber haben Sie etwas anderes erwartet?  
Sie wissen, was die Deutschen mit unseren Kriegsgefangenen anstellten. Wie sie unser Land 
verwüsteten, wie sie mordeten, raubten und plünderten. Haben sie Majdanek oder Auschwitz 
gesehen?  
Jeder unserer Soldaten hat Dutzende seiner Kameraden verloren. Jeder von ihnen hat seine 
persönliche Rechnung mit den Deutschen zu begleichen und im ersten Rausch des Sieges 
empfanden unsere Soldaten eine gewisse Genugtuung, wenn sie es den Frauen dieses Herren-
volkes zeigen konnten.  
Aber das ist jetzt vorbei. Wir haben diese Dinge weitgehend abgestellt. Im übrigen ist es auch 
nicht gerade so, daß die meisten deutschen Frauen keusche Jungfrauen wären. Unsere Haupt-
sorge ist das erschreckende Ansteigen der Syphilis bei unseren Soldaten. ...<< 
In der offiziellen sowjetischen Geschichtsschreibung ("Geschichte des Großen Vaterländi-
schen Krieges der Sowjetunion 1941-45", herausgegeben vom ZK der KPdSU, Moskau 1963, 
Bd., hieß es (x010/24-25): >>Eine der wichtigsten Aufgaben der politischen Arbeit in der 
Armee war nach wie vor die Erziehung zum glühenden Haß gegen die faschistischen Okku-
panten. Die Kommandeure und Politarbeiter begriffen sehr wohl, daß man keinen Feind be-
siegen kann, wenn man ihn nicht aus vollster Seele haßt. In Flugblättern und Zeitungsartikeln 
wurden die Verbrechen der faschistischen Eroberer auf sowjetischem und polnischem Boden 
beschrieben. Die Familien vieler Militärangehöriger hatten unter den faschistischen Okkupan-
ten gelitten. 
... Zorn und Haß glühten in den Herzen der Soldaten, als sie auf die ehemaligen faschistischen 
Todeslager in Litauen, Ostpreußen und Polen trafen oder Berichte von Sowjetmenschen hör-
ten, die der faschistischen Sklaverei entronnen waren. ...  
Vor dem Angriff verstärkten neue Kader die Politorgane. ... Aus den rückwärtigen Truppen-
teilen und der Reserve kamen die besten Kommunisten und Komsomolzen in die Partei- und 
Komsomolorganisationen der Kampfeinheiten ...  
Bei der 2. und 3. Belorussischen Front machten die Kommunisten und Komsomolzen fast die 
Hälfte des gesamten Personalbestandes aus. ... Die Leiter der Politabteilungen der Divisionen 
und Brigaden händigten die Parteimitgliedsbücher teilweise in den vordersten Stellungen aus. 
...<<  
In der offiziellen sowjetischen Geschichtsschreibung berichtete man später über die Streitkräf-
te der UdSSR (x047/107,277): >>... Der Organisator und Inspirator des Sieges des Sowjetvol-
kes im Großen Vaterländischen Krieg war die Kommunistische Partei mit ihrem Kampfstab - 
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dem Zentralkomitee. Während des Krieges nahm die Autorität der Partei unermeßlich zu. ...  
Außerordentlich große Aufmerksamkeit widmete die Partei den sowjetischen Streitkräften. Ihr 
Sieg war der Sieg der Militärpolitik der Partei. Die Politorgane von Armee und Flotte leisteten 
eine enorme parteipolitische Arbeit zur erfolgreichen Lösung der Aufgaben des bewaffneten 
Kampfes und zur Erziehung der Armeeangehörigen. ...  
Zur Festigung der Führung der Parteikräfte durch die Partei entsandte die KPdSU 1,6 Millio-
nen Kommunisten und 3,5 Millionen Komsomolzen an die Front. Sie zementierten die Trup-
penteile und waren im Gefecht eine zuverlässige Stütze der Kommandeure. Die Reihen der 
Partei wurden ununterbrochen aufgefüllt. Während des Krieges traten 5.319.000 Werktätige in 
die Partei ein. Mehr als 3,0 Millionen Kommunisten fielen an den Fronten des Krieges. ...<< 
>>... Der größte Teil der Streitkräfte war an der sowjetisch-deutschen Front konzentriert. Hier 
hatte die handelnde Armee (Kampftruppen) 1945 eine Stärke von 6,7 Millionen Mann (ohne 
Reserve- und Nachschubeinheiten). ...  
Die Streitkräfte der UdSSR haben sich in den Jahren des Zweiten Weltkrieges unsterblichen 
Ruhm erworben. Für Heldentaten im Kampf wurden mehr als 7,0 Millionen Armeeangehörige 
mit Orden und Medaillen geehrt, mehr als 11.600 Angehörigen der Streitkräfte wurde der Ti-
tel "Held der Sowjetunion" verliehen. Ungefähr die Hälfte aller Ausgezeichneten waren 
Kommunisten oder Komsomolzen. ...<<  
In der offiziellen sowjetischen Geschichtsschreibung berichtete man später über die "Befrei-
ungsmission" der sowjetischen Streitkräfte im "Großen Vaterländischen Krieg" (x047/5,39): 
>>... Sie befreiten auch einen großen Teil Deutschlands und setzten der Aggression dort das 
Ende, von wo diese ausgegangen war – in der faschistischen Befehlszentrale Berlin. Sie be-
wahrten die Welt vor faschistischer Sklaverei und erfüllten zuverlässig alle militärischen 
Pflichten, die der Sowjetstaat als Verbündeter der Antihitlerkoalition übernommen hatte. ...  
Die Schlachten des Krieges tobten noch, da halfen sie bereits den befreiten Völkern, das Le-
ben im Lande wieder in Gang zu bringen und ihre demokratischen Errungenschaften vor An-
schlägen der Konterrevolution zu verteidigen. Der Sieg der Sowjetunion über den Hitlerfa-
schismus und die Befreiung des deutschen Volkes von der Naziherrschaft eröffneten ihm den 
Weg zum antifaschistischen, demokratischen und sozialistischen Neubeginn, eröffneten den 
Weg zur Gründung der DDR ...  
Die Völker der Welt feierten dankbar die historische Befreiertat der Sowjetstreitkräfte ...<<  
>>... Die Ziele der Befreiungsmission wurden vom ZK der KPdSU und der Sowjetregierung 
gleich zu Beginn des Großen Vaterländischen Krieges festgelegt.  
Es war vorgesehen, den Völkern Europas bei ihrer Befreiung von den faschistischen Erobe-
rern Hilfe zu leisten und sie bei der Wiedererrichtung ihrer unabhängigen Nationalstaaten zu 
unterstützen sowie ihnen völlige Freiheit bei der Lösung der Frage des Staatsaufbaus und der 
sozialen Ordnung zu gewähren. 1944/45 wurden von den sowjetischen Truppen 13 Länder 
Europas und Asiens vollständig oder teilweise befreit. ... Mehr als 1,0 Millionen sowjetische 
Soldaten fielen im Kampf für die Befreiung der unterdrückten Völker. ...  
Die Befreiungsmission der sowjetischen Streitkräfte hatte große historische Bedeutung und 
wurde von den Völkern der Welt mit aufrichtiger Dankbarkeit begrüßt. ...<< 
Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann (1930-2002) berichtete später über "Ausblen-
dung" der sowjetischen Verbrechen (x046/20): >>In der Sowjetunion sind auch von deutscher 
Seite Verbrechen begangen worden, für die vor allem die zuständigen Organe des Reichsfüh-
rers SS Himmler die Verantwortung tragen. Doch alle diese Untaten sind immer wieder Ge-
genstand eingehender Schilderungen; sie sind heute fast bis ins Detail bekannt.  
Die von den Sowjets begangenen Verbrechen dagegen werden bewußt und methodisch der 
Vergessenheit anheimgegeben, denn um keinen Preis darf ja so etwa wie eine "Aufrechnung" 
stattfinden. Und dabei gehört der historische Vergleich, das Aufzeigen von Zusammenhängen 
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und Parallelitäten doch zu den unveräußerlichen Pflichten einer wahrheitsgetreuen Ge-
schichtsschreibung, soll anders nicht bewußt einem einseitigen Bild der Geschehnisse Vor-
schub geleistet werden. ...<< 
Der US-Politikwissenschaftler Zbigniew Brzezinski (von 1966-1968 und 1977-1981 Sicher-
heitsberater der US-Präsidenten Johnson und Carter) berichtete später über die sowjetischen 
Massenverbrechen (x046/191): >>Hitlers Verbrechen werden immer noch gerecht bestraft. 
Aber in der Sowjetunion gibt es buchstäblich Tausende von ehemaligen Killern und ehemali-
gen Folterern, die von offiziellen Pensionen leben und den verschiedenen revolutionären Fest-
lichkeiten, geschmückt mit ihren Medaillen, beiwohnen. ...<< 
Der französische Politikwissenschaftler und Germanist Alfred Grosser schrieb später in sei-
nem Buch "Ermordung der Menschheit" über Stalins Verbrechen (x075/88-89): >>... Das so-
wjetische Verbrechen ist in der Innenpolitik der westlichen Länder immer wieder angeführt 
worden, um vorhandene soziale Privilegien zu verteidigen und um strukturelle Gewalt auf-
rechtzuerhalten.  
Mit derselben Beständigkeit wurde das Verbrechen aber auch geleugnet; man glorifizierte so-
gar den oder die Schuldigen, um nicht der Partei oder dem Bündnis mit ihr zu schaden. Ein 
Leugnen, das bald der wissentlichen Lüge, bald der Blindheit durch Glauben oder Leichtsin-
nigkeit oder dem Wunsch, die Augen zu verschließen, entsprang; ein Leugnen auch, weil es 
Verbrechen gab, die in der damaligen Zeit noch nicht erkennbar waren. ... 
Auf der anderen Seite wurde das Verbrechen als eine Verirrung, als ein Unfall oder auch als 
das Produkt einer bestimmten Gesellschaft verstanden; als ein Verbrechen, das keinesfalls für 
eine in einem Regime konkrete Wirklichkeit gewordene Doktrin kennzeichnend sei, während 
zugleich Auschwitz als die zwangsläufige Vollendung eines übersteigerten Faschismus ver-
standen wurde. 
... Die makabren Zahlenvergleiche zeigen, daß Stalin außerhalb des Krieges mehr Leichen 
"produziert" hat als Hitler. Zwar hat Hitler den Polizeistaat begründet und organisiert, was die 
Durchführung der Massaker ermöglichte, aber dafür hat Stalin als Nachfolger Lenins sowohl 
die Tscheka (sowjetische Geheimpolizei) als auch die Lager vorgefunden. ...<< 
Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann (1930-2002) berichtete später über die sowjeti-
schen Kriegsverbrechen (x046/314-315): >>... Durch die auf deutschem Boden begangenen 
Völkerrechtsverletzungen hatten große Teile der Roten Armee sich außerhalb der Traditionen 
herkömmlichen Soldatentums gestellt. Straftaten gegen Wehrlose ... als Massenerscheinung 
und nach Anstiftung und unter Beteiligung der militärischen Führer waren in den Armeen an-
derer europäischer Staaten selbst im Zweiten Weltkrieg unbekannt und wären von den Kom-
mandostellen auch niemals geduldet worden.  
Und die deutsche Wehrmacht machte hiervon keine Ausnahme. Raub und Plünderung, ganz 
zu schweigen von Mord und Notzuchtverbrechen, waren nach zwingenden Vorschriften des 
Militärgesetzbuches mit schweren Strafen bedroht. Die Kriegsgerichte haben auch in den so-
wjetischen Gebieten zur Wahrung der militärischen Disziplin Vergehen und Verbrechen von 
Wehrmachtsangehörigen an der Zivilbevölkerung in der Regel mit harten Strafen geahndet 
und oft nicht gezögert, selbst die Todesstrafe zu verhängen.  
Fragt man daher nach den Verantwortlichen für die in den deutschen Ostprovinzen begange-
nen Kriegsverbrechen, so würde es sich, folgte man dem alten militärischen Grundsatz, daß 
die Vorgesetzten in jedem Fall für die Handlungen ihrer Untergebenen verantwortlich sind, 
bei der Mehrzahl der dort eingesetzten Befehlshaber und Truppenführer und bei vielen Ange-
hörigen des mittleren und unteren Führerbestandes auch im Sinne des Nürnberger Statutes um 
"Kriegsverbrecher" gehandelt haben. ...<< 
Staatspräsident Benesch wurde nach einem Staatsstreich der Kommunistischen Partei (Gleich-
schaltung von Polizei, Presse, Rundfunk und Verwaltung) am 25. Februar 1948 zum Rücktritt 
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gezwungen. KP-Chef Klement Gottwald gründete nach der gewaltsamen Machtübernahme die 
"Volksrepublik Tschechoslowakei" und bildete in der CSR eine kommunistische Regierung 
(x004/68). 
Gemäß SMAD-Befehl Nr. 35 vom 26. Februar 1948 wurden die Enteignungskommissionen 
aufgelöst und die allgemeine Entnazifizierung in der sowjetischen Besatzungszone beendet.  
Die Verfolgung von "Kriegs- und faschistischen Verbrechern" wurde danach den deutschen 
Gerichten übertragen.  
In Hameln wurden am 26. Februar 1948 vierzehn ehemalige Gestapo-Beamte gehängt, die 
man wegen der Ermordung von 50 gefangenen britischen Fliegeroffizieren zum Tod verurteilt 
hatte (x130/253). 
Das Präsidium des Bayerischen Roten Kreuzes beschwerte sich am 26. Februar 1948 schrift-
lich beim Länderrat der nordamerikanischen Besatzungszone, daß von den 340.000 im Gebiet 
von Hessen ansässig gewordenen sudetendeutschen Vertriebenen noch mindestens 6.000 Fa-
milienangehörige zwangsweise in der CSR zurückgehalten werden (x004/125). 
Nach offiziellen Angaben befanden sich am 26. Februar 1948 noch 280.000 Deutsche in fran-
zösischer Kriegsgefangenschaft (x112/461). 
Das SED-Zentralorgan "Neues Deutschland" berichtete am 27. Februar 1948 über den kom-
munistischen Staatsstreich in der Tschechoslowakei (x112/462): >>... Das tschechoslowaki-
sche Volk hat für die Sache der Demokratie einen großen Sieg errungen.<<  
Die Zeitschrift "Einheit" berichtete am 1. März 1948 über die hochschulpolitischen Grundsät-
ze der SED (x112/466): >>Die Gelegenheit zur Schaffung einer neuen werktätigen Intelligenz 
gilt es voll auszunutzen. ...  
Die besonderen ökonomischen und politischen Verhältnisse, unter denen wir in der Ostzone 
leben, bedingen die besonderen Formen des Klassenkampfes. So sind die Universitäten und 
das gesamte Bildungswesen in unserer Zone zu Brennpunkten des Klassenkampfes geworden. 
...<< 
Nach offiziellen Angaben des Viermächtekomitees in Berlin waren bis zum 1. März 1948 erst 
252.395 deutsche Wehrmachtssoldaten aus der sowjetischen Kriegsgefangenschaft zurückge-
kehrt (x112/641). 
Nach dem kommunistischen Staatsstreich im Februar 1948 setzte Anfang März 1948 noch-
mals ein "Abschub" von Sudetendeutschen ein.  
Tausende schaffte man auf Lastkraftwagen ins Grenzgebiet und schob sie dann in Gruppen bis 
zu 50 Personen nach Bayern ab (x004/126). Die Tschechen führten den illegalen Abschub der 
Sudetendeutschen grundsätzlich an weniger gut bewachten Grenzstellen durch, denn die deut-
schen Grenzwachen hatten strikte Anweisungen der US-Militärregierung, den Grenzübertritt 
dieser Ausgewiesenen zu unterbinden.  
Papst Pius XII. schrieb am 1. März 1948 an die deutschen Bischöfe (x150/44): >>... Besonde-
re Berücksichtigung werden immer die Ostflüchtlinge verdienen, die aus ihrer Heimat im 
Osten zwangsweise und unter entschädigungsloser Enteignung ausgewiesen und in die deut-
schen Zonengebiete überführt wurden.  
Wenn wir auf sie zu sprechen kommen, so beschäftigt uns hier nicht so sehr der rechtliche, 
wirtschaftliche und politische Gesichtspunkt jenes in der Vergangenheit Europas beispiellosen 
Vorgehens. Über die genannten Gesichtspunkte wird die Geschichte urteilen. Wir fürchten 
freilich, daß ihr Urteil streng ausfallen wird.  
Wir glauben zu wissen, was sich während der Kriegsjahre in den weiten Räumen von der 
Weichsel bis zur Wolga abgespielt hat.  
War es jedoch erlaubt, im Gegenschlag 12 Millionen Menschen von Haus und Hof zu vertrei-
ben und der Verelendung preiszugeben?  
Sind die Opfer jenes Gegenschlags nicht in der ganz überwiegenden Mehrzahl Menschen, die 
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an den angedeuteten Ereignissen und Untaten unbeteiligt, die ohne Einfluß auf sie gewesen 
waren? ...  
Ist es wirklichkeitsfremd, wenn wir wünschen und hoffen, es möchten alle Beteiligten zu ru-
higer Einsicht kommen und das Geschehene rückgängig machen, soweit es sich rückgängig 
machen läßt? ... << 
Der deutsche Historiker Alfred Schickel berichtete später in der katholischen Monatsschrift 
"THEOLOGISCHES" Nr. 3 – 1998 über den Papst-Brief vom 1. März 1948 (x853/...): >>... 
Ein "vergessener" Papst-Brief ... 
Während sich die deutschen Heimatvertriebenen damals in ihrer seelischen und geistigen Not 
durch das väterliche Wort des Papstes innerlich gestärkt und ermuntert fühlten, verübelten 
polnische Kreise dem Pontifex den Brief und hielten ihm in einer Erklärung vom Juni 1948 
vorwurfsvoll entgegen:  
"Der Papst hat es nicht als beispiellos befunden, als die Deutschen Millionen von Polen töte-
ten und die Professoren und Gelehrten einer der ältesten europäischen Universitäten in Da-
chau und Oranienburg sterben ließen." 
Gleichsam eine später wieder aufgegriffene Anklage vorwegnehmend, fuhren die polnischen 
Papst-Kritiker in ihrem Protest fort:  
"Der Papst hat weder gegen die Gaskammern und Krematorien von Auschwitz, Majdanek und 
Treblinka protestiert noch diese ein in Europa ohne Beispiel dastehendes Verbrechen ge-
nannt". 
- Kardinalprimas Hlond fühlte sich veranlaßt, diese scharfe Attacke der Krakauer Hochschul-
lehrerschaft und 50 weiterer Kollegen aus ganz Polen in einem eigenen Hirtenbrief etwas ab-
zuschwächen und seine polnischen Landsleute zu beruhigen. Sie sollten "in den neu gewon-
nenen Gebieten alle Beunruhigung fallen lassen und sich in dem Glauben bestärken, daß sie 
nicht vergeblich im Schweiße ihrer Arbeit Brachland fruchtbar gemacht und Industrien in 
Gang gesetzt" hätten.  
Formulierungen, die mit Ausdrücken wie "Brachland" und "Industrien in Gang gesetzt" dem 
Unkundigen oder Nachgeborenen eine irreführende Vorstellung nahe bringen und ihn die vo-
rausgegangene Vertreibung der bisherigen Landbearbeiter und Industriebetreiber aus den Au-
gen verlieren lassen. 
Bei Primas Augustyn Hlond fast eine "Neuauflage" seiner täuschungsverdächtigen Ausdeu-
tung päpstlicher "Vollmachten" im Jahre 1945, welcher deutsche Ordinarien und Kapitular-
Vikare zum Opfer gefallen sind. 
Vermied Kardinal Hlond immerhin noch augenscheinliche Unrichtigkeiten und operierte in 
national-polnischen Angelegenheiten mit Vieldeutigkeiten, die er dann stets in seinem Sinne 
auszulegen verstand, hantierten die akademischen Papst-Kritiker von Krakau und anderen 
polnischen Hochschulen sogleich mit offenen Zahlen und beschwerten sich in ihrem Protest 
gegen den Papst-Brief vom 1. März 1948 auch über die von Pius XII. gemachte Angabe von 
"zwölf Millionen Deutschen", die aus Polen vertrieben worden seien. Sie hielten dagegen: 
"Die in der päpstlichen Botschaft an die deutschen Kirchenführer enthaltene Behauptung, es 
seien zwölf Millionen aus Polen ausgesiedelt worden, ist unrichtig. Es sind nur 2.155.000 
Deutsche nach Deutschland umgesiedelt worden." 
- Mit dieser "Gegendarstellung" übernahmen die polnischen Beschwerdeführer unbesehen die 
falschen Zahlenangaben der kommunistischen Regierung in Warschau und machten sich da-
mit im wahrsten Sinne des Wortes zum Sprachrohr der kommunistischen Menschenvertreiber.  
Der angesehene Zeithistoriker und renommierte Bevölkerungsstatistiker Heinz Nawratil, hat 
in einer vielbeachteten Studie der Zeitgeschichtlichen Forschungsstelle Ingolstadt (ZFI) 
schlüssig nachgewiesen, daß sogar mehr als "nur" 12 Millionen Menschen 1945 aus den Ost-
gebieten des Deutschen Reiches geflohen und vertrieben worden sind.  
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Unzutreffend wie die von Warschau angegebene Zahl ist auch die von ihr verwendete Be-
zeichnung "ausgesiedelt". Die ihr innewohnende Verharmlosung beleidigt die Millionen Ver-
treibungsopfer, welche die Ost- und die Sudetendeutschen zu beklagen hatten. 
Pius XII. gedachte in seinem Brief dieses Opfergangs, wenn er von dem "furchtbaren Ver-
hängnis" sprach, das über "die ostdeutsche Bevölkerung hereingebrochen ist". Und daß ihm 
diese Mitleidensbekundungen nicht wohlfeile Worte waren, erhellt die Erwähnung seiner per-
sönlichen Erinnerungen:  
"Wir haben in den Tagen, da wir in Eurem Vaterland wirkten, die Glaubensfreudigkeit und 
Glaubenstreue der ostdeutschen Katholiken kennen und schätzen gelernt. Wie lebendig ist in 
uns noch vom Jahre 1926 her die Erinnerung an die stolze Heerschau des katholischen 
Deutschlands in Breslau, die ja der Hauptsache nach eine Heerschau des katholischen deut-
schen Ostens war, ein gewaltiger Ausdruck katholischen Denkens und treuer Hingabe an Kir-
che und Papst." 
"Mit Ergriffenheit gedenken wir der Stunden, in denen bei unvergeßlichen Feiern die Weihe 
eurer Heiligtümer uns die Seele erfüllte, und Trauer bedrückt uns bei dem Gedanken, daß ihre 
Türme, wo sie noch stehen, heute weit hinaus in ein verwüstetes und hoffnungsarmes Land 
ragen." ...<< 
Während einer Konferenz in London berieten die Westmächte am 6. März 1948 u.a. auch über 
eine bessere Zusammenarbeit in der nordamerikanischen, britischen und französischen Besat-
zungszone sowie über Deutschlands Teilnahme am Marshall-Plan. 
Der Dichter Paul Claudel forderte am 8. März 1948 in der französischen Zeitschrift "Docu-
ments" (x115/274): >>Wir müssen dem deutschen Volk vor allem das unschätzbare Gut zu-
rückgeben, das keinem christlichen Volk vorenthalten werden sollte: das Recht auf eine Per-
spektive, das Recht auf Hoffnung ...<< 
Ein US-Militärgericht fällte am 10. März 1948 in Nürnberg die Urteile gegen 14 angeklagte 
ehemalige SS-Abteilungsleiter ("RuSHA-Prozeß").  
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über den "RuSHA-
Prozeß" (x051/507): >>RuSHA-Prozeß, Verfahren vor dem Militärgerichtshof I der USA in 
Nürnberg gegen den Chef des Stabshauptamts/Reichskommissar für die Festigung des deut-
schen Volkstums Ulrich Greifelt und 13 andere wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
Kriegsverbrechen und Mitgliedschaft in einer verbrecherischen Organisation (Fall 8).  
Die Angeklagten waren 14 hohe Angehörige verschiedener SS-Organisationen – z.B. des 
Rasse- und Siedlungshauptamts (RuSHA) und der Volksdeutschen Mittelstelle –, deren Ziel 
es nach der Anklageschrift war, die angebliche Überlegenheit der nordischen Rasse zu fördern 
und zu schützen sowie alle diejenigen Kräfte zu unterdrücken und auszurotten, die dem ent-
gegenstanden.  
Durch Urteil vom 10.3.48 wurden Greifelt zu lebenslänglich und zwölf Mitangeklagte bei 
teilweiser Freisprechung von Anklagepunkten zu zeitigen Freiheitsstrafen von zwei Jahren 
acht Monaten bis 25 Jahren verurteilt.  
Die einzige weibliche Angeklagte, Inge Viermetz vom Lebensborn, wurde freigesprochen. 
Fünf Verurteilte wurden auf Anordnung des Gerichts sofort freigelassen, weil die Untersu-
chungshaft eine "hinreichende Bestrafung darstelle".  
Ein ehemaliger Leiter des RuSHA, Richard Hildebrandt (25 Jahre Haft), wurde an Polen aus-
geliefert, dort zum Tod verurteilt und am 10.3.51 hingerichtet.  
Greifelt starb während der Strafhaft.  
Die Strafen der weiteren Verurteilten wurden durch Gnadenerlaß des US-Hochkommissars 
McCloy vom 31.1.51 herabgesetzt.<< 
Der Rat der EKD und andere evangelische Kirchengemeinschaften veröffentlichten am 10. 
März 1948 ein "Wort christlicher Kirchen in Deutschland für einen rechten Frieden und gegen 
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die Zerreißung des deutschen Volkes" (x112/470): >>... Echter Friede kann nur werden, wenn 
im Mittelpunkt Europas die natürlichen Lebensverhältnisse wiederhergestellt werden.  
Der Osten kann den Westen und der Westen den Osten auch wirtschaftlich nicht entbehren.<< 
Der parteilose Außenminister Jan Masaryk kam am 10. März 1948 unter mysteriösen Um-
ständen ums Leben (x058/155). 2 Wochen nach der kommunistischen Machtübernahme wur-
de offiziell mitgeteilt, daß der tschechoslowakische Außenminister Jan Masaryk am 10. März 
1948 nach dem Sturz aus einem Fenster des Prager Außenministeriums (wahrscheinlich durch 
Selbstmord) gestorben sei (x063/245). 
Das "Frankfurter Börsenblatt" berichtete am 15. März 1948 über die Probleme des Deutschen 
Buchhandels (x112/472): >>Die Papiernot erlaubt keine höheren Auflagen als 5.000 Stück für 
jeden Titel. Das zwingt nicht nur heute, sondern auch vermutlich auf lange Zeit die Verleger 
zum Zuteilungsverfahren. ...  
Auflagen von 5.000 sind gar nicht so gering, wie sie im Augenblick scheinen, es war früher 
die Normalauflage eines guten Romans oder eines anderen Buches und die Verleger waren 
glücklich und froh, wenn sie solche Auflagen verkauften.  
Erst die Zeit nach dem Währungsschnitt wird klarstellen, wo echter Bedarf vorhanden ist.<< 
Nach den Ergebnissen der jugoslawischen Volkszählung vom 15. März 1948, die zweifellos 
nicht alle in Jugoslawien zurückgebliebenen oder zurückgehaltenen Volksdeutschen erfaßte, 
wurden 22.209 männliche und 33.119 weibliche Volksdeutsche gezählt (x006/129E). 
Die Jugoslawien-Deutschen befanden sich in folgenden Provinzen: Serbien (41.463), Kroatien 
(10.144), Slowenien (1.824), Bosnien und Herzegowina (1.163), Mazedonien (359) und Mon-
tenegro (375). 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1961 
über das Schicksal der Jugoslawien-Deutschen (x006/116E-118E): >>... Seit der Begründung 
der Bundesrepublik Deutschland bemühten sich die meisten der zurückgebliebenen Jugosla-
wien-Deutschen um eine Ausreisegenehmigung.  
Manchen von denen, die es abgelehnt hatten, die Staatsbürgerschaft zu beantragen, gelang es, 
relativ frühzeitig über Triest in einigen Sammeltransporten das Land zu verlassen. Für die 
Mehrheit der Ausreisewilligen aber konnten erst nach dem Übergang der Paßhoheit von den 
alliierten auf deutsche Dienststellen im Oktober 1951 die rechtlichen Voraussetzungen für 
ihre Überführung in das Bundesgebiet geschaffen werden. Allerdings waren mit Hilfe des In-
ternationalen Komitees des Roten Kreuzes schon seit dem April 1950 vorläufige Vereinba-
rungen zustande gekommen. Seit diesem Zeitpunkt wurde versucht, in erster Linie getrennt 
lebende Familien nach "Dringlichkeitsstufen" zusammenzuführen.  
Die jugoslawischen Behörden zögerten zuerst, solche Anträge zu bewilligen und machten gel-
tend, die ausreisenden Volksdeutschen würden bei einem solchen Verfahren ihre jugoslawi-
sche Staatsangehörigkeit verlieren, ohne vorher eine andere Staatsangehörigkeit erworben zu 
haben; dies könne Jugoslawien als Signatarstaat der "Allgemeinen Deklaration der Menschen-
rechte" nicht zulassen. Hinter solchen Vorwänden mag sich die Absicht verborgen haben, 
nicht eine zu große Anzahl billiger Arbeitskräfte zu verlieren.  
Nach erneuten Verhandlungen zwischen Vertretern des Internationalen Roten Kreuzes in Genf 
und der jugoslawischen Rot-Kreuz-Organisation im Jahre 1952 begnügten sich die jugoslawi-
schen Stellen schließlich mit der Erklärung, daß die ausreisenden Volksdeutschen in der Bun-
desrepublik nicht als Staatenlose, sondern wie Bundesbürger behandelt werden sollten. 
Darauf konnte das Ausreiseprogramm auf eine breitere Grundlage gestellt werden. Die Jugo-
slawiendeutschen mußten die Zuzugsgenehmigung eines Landes der Bundesrepublik vorwei-
sen und sich gegen eine Gebühr die Entlassung aus dem jugoslawischen Staatsverband bestä-
tigen lassen, in den sie manchmal erst vor kurzem aufgenommen worden waren.  
Der Preis für den Verzicht auf die jugoslawische Staatsangehörigkeit betrug am Anfang 1.500 
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Dinar pro Person, stieg aber sehr bald auf 12.000 Dinar, d.h. auf die Höhe eines 3- bis 4fachen 
durchschnittlichen Monatsgehaltes an und erreichte damit eine für viele zunächst uner-
schwingliche Höhe, lag doch die Internierungszeit und der Neubeginn eigener Einkünfte nach 
völliger Mittellosigkeit erst 2, 3 Jahre zurück. Dennoch gelang es im Laufe der folgenden Jah-
re den meisten, die sich zur Ausreise entschlossen hatten und die erforderlichen Unterlagen 
beibringen konnten, Gebühren, Rechtsanwaltsspesen und Fahrkosten aufzubringen.  
Allmählich wurde dann das Programm der Familienzusammenführung ergänzt. Anträge von 
Volksdeutschen, die die Zugehörigkeit zur deutschen Wehrmacht oder den Aufenthalt in ei-
nem Internierungslager glaubhaft nachweisen vermochten, wurden jetzt von deutscher Seite 
berücksichtigt. Seit 1956 war das Verfahren soweit erleichtert, daß es für die Überführung in 
die Bundesrepublik genügte, für die deutschen Behörden den Nachweis der deutschen Volks-
zugehörigkeit (§ 6 des Bundesvertriebenengesetzes vom 13.5.1953) und für Jugoslawien die 
Bestätigung des künftigen Rechtsstatus von deutscher Seite durch eine Gleichstellungsbe-
scheinigung zu erbringen. Daraufhin wurden die Antragsteller aus dem jugoslawischen Staats-
verband entlassen.  
Von 1952 bis 1955 stieg die Anzahl der in die Bundesrepublik Deutschland übernommenen 
sog. "deutschen Aussiedler" aus der FVR Jugoslawien auf 11.839 im Jahre 1955 an und sank 
dann langsam ab. Im Jahre 1960 war sie ungefähr wieder auf den Stand von 1952 zurückge-
gangen. 
Die statistisch erfaßte Gesamtzahl der Aussiedler für die Jahre 1950 bis 1960 beträgt ... 
62.314. ... 
Im Gegensatz zu Rumänien und zu Ungarn haben Evakuierung, Flucht, Massenverluste in der 
Internierungszeit, verschleierter Abschub und schließlich der seit 1950 im Gange befindliche 
"Transfer" dazu geführt, daß das Deutschtum in der FVR Jugoslawien so gut wie vollständig 
aus dem Lande verschwunden ist. 
Präzise Angaben über die noch in Jugoslawien in der Zerstreuung lebenden Deutschen lassen 
sich nicht machen. Sie wohnen seit der Arbeitsverpflichtung im Jahre 1948 auf Staatsgütern 
und in Industriebetrieben jeweils dort, wo sie im System der staatlichen Verwaltungswirt-
schaft ihren Platz angewiesen erhielten.  
Die Rückkehr in die von Neusiedlern besetzten Heimatdörfer ist so gut wie ausgeschlossen, 
auch die ganz wenigen Deutschen, die zunächst, z.B. wegen partisanenfreundlicher Einstel-
lung, noch in den ehemals donauschwäbischen Siedlungen geduldet wurden, sind im Laufe 
der Zeit verdrängt worden. Die völlige Entwurzelung und Heimatlosigkeit im Lande ist einer 
der wesentlichen Gründe, weshalb die Volksdeutschen unter Ausnutzung aller Möglichkeiten 
dem Leben in Jugoslawien zu entrinnen suchen. 
Unter diesen Bedingungen kann von einer deutschen Volksgruppe keine Rede mehr sein. Die 
Deutschen sind auch keine staatsrechtlich anerkannte Minderheit, wie z.B. die Madjaren, Al-
baner, Slowaken, Rumänen und Skipetaren, so daß sie auch nicht im System der kommunisti-
schen Nationalitätenpolitik ihre nationalkulturelle Eigenart bewahren können.  
Einige Nachrichten deuten zwar daraufhin, daß ihnen gelegentlich gewisse kulturelle Rechte 
gewährt werden. So soll an einigen Schulen der Woiwodina 1952 wieder Deutschunterricht 
eingeführt worden sein, den 17 Volksdeutsche, am Seminar in Subotica ausgebildete Lehrer 
erteilten. Da aber seither nahezu 85 % der 1953 gezählten Volksdeutschen in die Bundesrepu-
blik überführt worden sind, ist es fraglich, ob solche Einrichtungen noch bestehen oder wie 
lange noch bestehen werden.  
Im öffentlichen Leben der FVR Jugoslawien spielen die Deutschen keine Rolle mehr und ent-
behren im Alltag häufig der vollen tatsächlichen Gleichstellung mit den andersnationalen 
Staatsbürgern. Da unter solchen Umständen die Ausreise in die Bundesrepublik das Ziel für 
die meisten der noch in Jugoslawien lebenden Volksdeutschen bleibt, läßt sich der Zeitpunkt 
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absehen, wo es ein Deutschtum in Jugoslawien nicht mehr geben wird.<< 
Beim 2. Volkskongreß sprach sich Otto Grotewohl (ab 1949 Ministerpräsident der DDR) am 
18. März 1948 für die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie aus (x009/509). 
Der SPD-Politiker Ernst Reuter (1889-1953, seit 1948 Oberbürgermeister von West-Berlin) 
erklärte am 18. März 1948 anläßlich des 100. Jahrestages des 18. März 1848 im US-
Radiosender "RIAS" (x112/474): >>Die deutsche Märzrevolution von 1848 ist eines der gro-
ßen wichtigen Ereignisse unserer Vergangenheit, die wir verstehen und begreifen müssen, 
wenn wir die Gegenwart meistern, unserer heutigen Nöte Herr werden und den Grund für ein 
Durchkommen zu besseren Zeiten legen wollen. ...  
Besiegt wurde die Revolution, weil es dem deutschen Volke bei aller Begabung, die sich in 
glänzenden Rednern der Paulskirche zeigte, an realer politischer Erfahrung fehlte. Zu lange 
waren die Deutschen obrigkeitlichen Regimen unterworfen, als daß sie sofort imstande gewe-
sen wären, sich der entscheidenden Machtzentren zu bemächtigen.  
Es fehlte an politischer Organisation, an klarem politischen Machtwillen, an durchgreifender 
Führung und an der Härte des Gestaltungswillens, ohne die große historische Leistungen nun 
einmal nicht zu schaffen sind. ...<< 
Die West-Berliner Parteien erinnerten während einer gemeinsamen öffentlichen Kundgebung 
an den 18. März 1848 (x112/474): >>... 1848-1948, das sind hundert Jahre Kampf um die 
Freiheit.  
Dieser Kampf muß entschlossen fortgesetzt werden, wenn Leben und Zukunft gesichert wer-
den sollen. Jeder entscheide sich klar für eine freiheitlich und demokratisch geordnete Gesell-
schaft, gegen Willkür, Rechtlosigkeit und totalitäre Machtansprüche. Bekennt Euch erneut zu 
Frieden, Freiheit, Demokratie!  
Gebt diesem Willen Ausdruck am 18. März, 16.00 Uhr, auf dem Platz der Republik.<< 
Der SPD-Politiker Ernst Reuter (1889-1953, seit 1948 Oberbürgermeister von West-Berlin) 
erklärte am 18. März 1948 während dieser Kundgebung der demokratischen Parteien vor dem 
Berliner Reichstagsgebäude (x112/474): >>... Bang fragte sich die Welt: Was wird kommen?  
Prag, Finnland – wer kommt dann dran? –  
Berlin wird nicht drankommen! An unserem eisernen Willen wird sich die Flut brechen. ... 
Einmal wieder werden wir miteinander singen: Einigkeit und Recht und Freiheit für das deut-
sche Vaterland!  
Und heute wollen wir uns zusammenschließen in unserem alten, ewig neuen, ewig jungen, 
unveräußerlichen Gelöbnis: Freiheit! Freiheit! Freiheit!<< 
Die deutsche Journalistin und Schriftstellerin Ruth Andreas-Friedrich (1901-1977) berichtete 
damals über die getrennten Berliner Kundgebungen zum Jahrhunderttag der Revolution von 
1848 (x112/474): >>"Freiheit, Friede, Demokratie", rufen 50.000 Demonstranten auf dem 
Platz der Republik im westlichen Sektor.  
Regen strömt auf sie herab. Wind reißt den Rednern die Worte von den Lippen und trägt sie 
zerflatternd über die wogende Menge. "Wir wollen keine zweite Diktatur! Wir fordern unsere 
Verschleppten zurück", schreit Franz Neumann, Vorsitzender der Berliner SPD und schüttelt 
seine Fäuste gegen den östlichen Sektor. "Freiheit – Freiheit – Freiheit" ...  
"Freiheit, Friede, Einheit", rufen 50.000 Demonstranten zwischen Gendarmenmarkt und 
Friedrichshain im östlichen Sektor. Regen strömt auf sie herab. Wind reißt den Rednern die 
Worte von den Lippen und trägt sie zerflatternd über die wogende Menge.  
Revolutionäre Lieder klingen auf.  
"Kriegsanstifter, Nazis, Reaktionäre, Spalter", schreit der Redner und schüttelt seine Fäuste 
gegen den westlichen Sektor. "Einheit – Einheit – Einheit", applaudiert ihm die Menge.<< 
Auf dem Friedhof der Märzgefallenen im Berliner Ortsteil Friedrichshain wurde am 18. März 
1948 offiziell ein Gedenkstein enthüllt (x112/475): >>Den Toten 1848/1918 
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Das Denkmal habt Ihr selber Euch errichtet - Nur ernste Mahnung spricht aus diesem Stein / 
Dass unser Volk niemals darauf verzichtet, wofür Ihr starbt - Einig und frei zu sein.<< 
Die Wochenzeitung "DIE ZEIT" berichtete am 18. März 1948 unter der Überschrift "1848-
1948" (x112/474): >>... Aus unserer ganzen Geschichte seit 1848 können wir das eine lernen, 
daß die Freiheit noch höher steht als die Einheit. Das hat schon für die alte Freiheit gegolten, 
und es gilt erst recht für eine neue Freiheit, die sich mit der sozialen Gerechtigkeit zu verbin-
den hätte.  
Wir besitzen sie bisher nirgends, ... aber sie läßt sich nur im Westen Deutschlands gewin-
nen.<< 
Die interalliierte Reparationsagentur (IARA) berichtete am 19. März 1948 in Brüssel, daß die 
bisherigen deutschen Reparationsleistungen an Frankreich einen Wert von 54 Mrd. Franc 
betragen (x112/475). 
Da sich die Sowjetunion erwartungsgemäß nicht an die Abmachungen des Alliierten Kontroll-
rats hielt, und die westlichen Alliierten nicht bereit waren, weitere Zugeständnisse zu machen, 
verschärften sich allmählich die unüberwindlichen Gegensätze zwischen Ost und West.  
Am 20. März 1948 fand die letzte Sitzung des Alliierten Kontrollrats statt. Marschall Wassili 
D. Sokolowski (1897-1968, ab 1946 Oberkommandierender der sowjetischen Truppen in der 
SBZ) protestierte gegen die antisowjetische Haltung der Westmächte und verließ vorzeitig die 
Sitzung des Alliierten Kontrollrats.  
Die Viermächte-Verwaltung Deutschlands wurde damit beendet, denn der Alliierte Kontroll-
rat nahm die Arbeit später nicht mehr auf. Danach begann der sog. "Kalte Krieg" mit scharfer 
Propaganda, Druckmitteln und Zwangsmaßnahmen aller Art. Dieser "Kalte Krieg" hatte für 
Deutschland verhängnisvolle Folgen, denn er besiegelte langfristig die deutsche Spaltung. Er 
zwang die Mittel- und Westdeutschen, Partei zu ergreifen, so daß die Wiedervereinigung 
Deutschlands jahrzehntelang unmöglich wurde. Der wirtschaftliche und politische Aufbau 
Westdeutschlands und der militärische Schutz Westeuropas wurden nachweislich mit dem 
vorläufigen Verzicht auf die Wiederherstellung Deutschlands erkauft. 
Während des "Kalten Krieges" erlahmten die politischen Säuberungsmaßnahmen der Sieger-
mächte zusehends, denn man benötigte jetzt auch die stärker belasteten NSDAP-Mitglieder 
für den Kampf gegen den Kommunismus oder den Kapitalismus und stufte sie deshalb nicht 
selten pauschal als Mitläufer ein.  
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) berichtete später über die letzte Sitzung des Kon-
trollrats am 20. März 1948 und die Spannungen im Alliierten Kontrollrat (x299/146, x059/-
109): >>... Nachdem der Dolmetscher die Übersetzung der sowjetischen Anwürfe beendet 
hatte, begann der britische Vertreter mit einer Erwiderung. Die sowjetische Delegation unter-
brach ihn grob, indem sie sich ohne Erklärung ... wie ein Mann erhob; Sokolowskij erklärte: 
"Ich finde es sinnlos, die Sitzung fortzusetzen, und ich erkläre sie hiermit für vertagt." 
Ohne ein weiteres Wort machten die sowjetischen Vertreter auf den Absätzen kehrt und ver-
ließen den Konferenzsaal. ...<<  
>>... Wir hatten viele Monate versucht, zu einer gemeinsamen Politik zu kommen, während 
die Sowjetunion rücksichtslos ihre eigene Politik betrieb; wir wollten nun nicht mehr länger 
warten, sondern versuchten, allein oder mit jenen zusammen, die sich uns anschließen wür-
den, die Ziele zu erreichen, die wir alle uns in Deutschland gesteckt hatten.<<   
Sir Brian Robertson (1896-1974, britischer General, 1947-1948 Militärgouverneur der briti-
schen Besatzungszone, 1949-1950 Hoher Kommissar in der Bundesrepublik Deutschland) 
schrieb später über die Fehler der anglo-amerikanischen Besatzungspolitik (x128/194): >>... 
Frankreich, das weder in Jalta noch in Potsdam vertreten war, ist seitdem stets bestrebt gewe-
sen, die Verantwortung für die Folgen dieser Konferenzen von sich zu weisen. Seine Einstel-
lung zu Deutschland kam deutlich zum Ausdruck in der auf der Pariser Konferenz von Mai 
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1946 erhobenen Forderung, das Ruhrgebiet von Deutschland abzutrennen und durch eine in-
ternationale Behörde verwalten zu lassen. ... 
Sehr bald erkannte ich, daß die Voraussetzungen, auf denen unsere Politik gegründet war, 
falsch waren und daß es auf die Ziele, die man erreichen wollte, überhaupt nicht ankam. Die 
eigentliche Gefahr für die Zukunft Europas und für den Frieden in der Welt war nicht 
Deutschland, sondern Rußland.  
Das unmittelbare Ziel hatte nicht zu sein, Deutschland zu zerschlagen - es lag ja schon am 
Boden -, sondern es wiederaufzubauen und dabei so klug wie möglich vorzugehen. Wir muß-
ten Deutschland retten - physisch vor Hunger, Schmutz und Not, geistig vor Verzweiflung 
und vor dem Kommunismus. 
Den Amerikanern gingen erst bei der Moskauer Konferenz vom März 1947 endgültig die Au-
gen auf. Dort ließ Rußland keinen Zweifel daran, daß es nicht die geringste Absicht hatte, 
Deutschland, wie in Potsdam vereinbart, als wirtschaftliche Einheit zu behandeln, oder den 
Deutschen zu erlauben, baldige Fortschritte im Sinne der Westmächte zu machen. Nun end-
lich wurde den Vereinigten Staaten klar, daß sie auf unabsehbare Zeit für die Ernährung 
Deutschlands, die Verwaltung der amerikanischen Zone und für die Verteidigung Europas 
eine gewaltige Last würden auf sich nehmen müssen, wenn sie weiterhin den Dingen Ihren 
Lauf ließen.<< 
Der deutsche Historiker Ernst Deuerlein (1918-1971) berichtete später über die sowjetische 
Deutschlandpolitik (x128/195): >>Das Nebeneinander gegensätzlicher und einander sich aus-
schließender Äußerungen und Haltungen sowjetischer Funktionäre, vornehmlich Stalins, zur 
Frage der Behandlung Deutschlands nach dessen Besiegung und Besetzung, erschwert nicht 
nur die Charakterisierung und Festlegung der sowjetischen Deutschlandpolitik. Es macht 
zweifelsfreie Feststellungen über die tatsächlichen Absichten der Sowjetunion in Deutschland 
unmöglich. Möglich sind nur begründete Mutmaßungen. Erkennbar sind heute drei Richtun-
gen: 
1. Stalin verstand die Besetzung eines Teiles Deutschlands als Möglichkeit der Westverlage-
rung Polens und als Mittel zur Stärkung der Sowjetunion. 
2. Die Gruppe um den 1948 verstorbenen sowjetischen Spitzenfunktionär Andrej A, Shda-
now, der im Zweiten Weltkrieg die Verteidigung der eingeschlossenen Stadt Leningrad leitete 
und als Nachfolger Stalins galt, betrachtete die sowjetische Besatzungszone Deutschlands als 
ein "Sprungbrett, von dem aus sich die Bolschewisierung Westdeutschlands und danach ganz 
Westeuropas organisieren lasse.".  
3. Stalins langjähriger Innenminister Berija soll, wie N. S. Chruschtschow im März 1953 mit-
teilte, vor allem nach dem Tode Stalins im Sommer 1953 willens gewesen sein, das Regime 
von Pankow zu liquidieren. Er soll einem Arrangement mit Deutschland den Vorzug vor der 
Behauptung eines Teiles von Deutschland gegeben haben. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Besatzungspo-
litik" in der SBZ (x009/66): >>... Die sowjetische Verwaltungsspitze wurde die "Sowjetische 
Militär-Administration" in Deutschland (SMAD) mit Sitz in Berlin-Karlshorst. ...  
Die SMAD, die ein Veto hatte, ließ nur solche Kontrollratsbeschlüsse zu, die ihr zusagten. So 
wurde der Kontrollrat bald gelähmt, eine gemeinsame Besatzungspolitik war gescheitert.  
Mit dem Aufbau eines neuen, bald rein kommunistischen Verwaltungsapparates entstand ne-
ben der SMAD ein Apparat, der jedoch schon auf der untersten Stufe sowjetisch gelenkt wur-
de.  
Die Besatzungspolitik hatte 2 verschiedene Ziele:  
1. die wirtschaftliche Ausbeutung der Zone und  
2. die politische Bolschewisierung.  
Nachdem alle Pläne, eine Vereinigung der Westzonen und der SBZ auf kommunistischer 
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Grundlage herbeizuführen, gescheitert waren, ist seit etwa Anfang 1948 die Einbeziehung der 
SBZ in den Ostblock das wichtigste Ziel der sowjetischen Besatzungspolitik.<< 
Am 24. März 1948 wurden in Jugoslawien die letzten Internierungslager für Volksdeutsche 
aufgelöst (x025/26). 
Die noch arbeitsfähigen Volksdeutschen wies man Staatsgütern und staatlichen Industriebe-
trieben zu, wo sie meistens für zunächst 3 Jahre in ein sog. vertragliches Arbeitsverhältnis 
übernommen wurden. Ausgangsbeschränkungen, Meldepflicht und Polizeikontrollen gehörten 
weiterhin zum Alltag der entlassenen Volksdeutschen (x006/114E). 
Eine Bescheinigung vom 26. März 1948 über die Entlassung aus dem Internierungslager Ru-
dolfsgnad lautete wie folgt (x006/263E): >>Bescheinigung für K. W., ... die mit den Mitglie-
dern ihrer Familie ... von der Arbeitssiedlung entlassen und auf Arbeit zum Arbeitgeber P. ... 
(Landwirtschaftliches Gut des Gebietes) nach Mihajlovo eingewiesen wird, mit dem sie einen 
Arbeitsvertrag auf die Dauer von 3 Jahren schließen wird.  
Der angeführte Ort wird zugleich als ständiger Aufenthaltsort bestimmt, welchen sie ohne 
Erlaubnis der Abteilung für innere Angelegenheiten weder verlassen noch ändern kann. 
Nach der Ankunft in dem zugewiesenen Ort hat sie sich in der Anmeldestelle bzw. beim Orts-
volksausschuß zu melden. 
Diese Bescheinigung dient nicht als Grundlage zur Erlangung eines ständigen Personalaus-
weises.<< 
Die US-Regierung sandte am 26. März 1948 eine Protestnote an die Sowjetunion (x112/479): 
>>... Nicht die Westmächte und die Schaffung der Frankfurter Verwaltung sind Anlaß für die 
politische Teilung Europas, sondern das systematische einseitige Vorgehen der Sowjetregie-
rung in ihrer Besatzungszone und das Verhalten der osteuropäischen Staaten.<< 
In der britischen und nordamerikanischen Besatzungszone wurden im März 1948 täglich nur 
1.298 Kalorien zugeteilt. 
Die Bestimmungen für den Verkehr durch die sowjetische Besatzungszone (Interzonenver-
kehr) wurden am 1. April 1948 nochmals verschärft. 
Der deutsche Jurist und SPD-Politiker Heinrich Troeger (1901-1975) schrieb am 1. April 
1948 in seinem Tagebuch über die drohende Blockade Berlins (x112/485): >>Die Russen ge-
hen nun daran, die anderen Besatzungsmächte aus Berlin herauszudrängen.  
Das kostet Nerven. Man weiß nicht recht, wie die Amerikaner nach den vielen Beteuerungen, 
daß sie in Berlin bleiben würden, ohne einen erheblichen Prestigeverlust davonkommen sol-
len. Denn schließlich müssen zwei Millionen Berliner ernährt werden.  
Man darf gespannt sein, was jetzt kommt.<< 
Die "Prawda" kommentierte am 1. April 1948 die letzte AKR-Sitzung (x112/485): >>Die Zer-
stückelung Deutschlands ist vollendete Tatsache geworden. ...<< 
Die Presse berichtete am 2. April 1948 über das Ergebnis einer Besucherbefragung anläßlich 
der Ausstellung "Das neue Buch" in Opladen (x112/488): >>... Allen Gruppen gemeinsam ist 
das Motiv für den Bücherwunsch: Bildungsstreben.  
Der Wunsch nach reiner Unterhaltungslektüre tritt zurück. Auffallend ist in allen Gruppen das 
geringe Interesse für literarische Novitäten. Es scheint jede intellektuelle Neugier nach neuen 
Strömungen in der Literatur zu fehlen.  
Man hält sich dagegen an bewährte Namen oder an Werke, die Belehrung versprechen. Un-
gewöhnlich stark ist die Nachfrage nach den bekannten Dichtern des 19. Jahrhunderts, gleich-
gültig, welcher Schule. Vor allem die Jugend verlangt so gut wie ausschließlich nach ihnen.  
Unter den Kopfarbeitern ist durchaus ein Gefühl für literarisches Preciosentum vorhanden, 
worauf die starke Nachfrage nach der Produktion des Insel Verlages hinweist. In dieser Grup-
pe wurde ebenso wie bei den Schülern auch Philosophie viel gefragt. Im allgemeinen über-
wiegt der Wunsch nach Autoren, die beschauliche Betrachtung versprechen. Der Geschmack 
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des Publikums ist ausgesprochen konservativ.<< 
Die "Rheinische Post" berichtete am 3. April 1948 über die Möglichkeit einer getrennten Staa-
tenbildung in Deutschland (x112/488): >>Es gibt, wenn denn eines Tages der Westen tatsäch-
lich ohne den Rest unseres Landes als souveräner Staat vor die Rampe der Weltbühne tritt, 
keine wirkliche Trennung, sondern nur eine vorläufige Hinderung.  
Sowenig Europa kulturell an der Elbe endet, sowenig kann dieser Strom auf längere Zeit, ge-
schweige denn auf Dauer, die deutsche Ostgrenze sein.  
Wir werden den deutschen Osten in unseren Gedanken und Herzen bewahren bei jedem 
Schritt, den wir in den nächsten Wochen nach Westen tun. ...<< 
Walter Müller-Bringmann berichtete am 3. April 1948 über das Grenzdurchgangslager Fried-
land (x123/73-74): >>3. April 1948. Beim Bildersuchdienst in Friedland liegen über 23.000 
Fotos von vermißten Wehrmachtsangehörigen vor. Das Rote Kreuz hat die Suchstelle einge-
richtet. ...  
Das Rote Kreuz hat nun planmäßig eine Suchaktion begonnen. ... Jeder ehemalige Gefangene, 
der das Lager durchläuft, wird nach seiner letzten Feldpostnummer gefragt. Dann wird nach-
geschlagen, ob eine Suchmeldung über diese Einheit vorliegt. ... 
Es gibt Heimkehrer, die unglaubliche Gedächtnisleistungen vollbringen. ... Die Bilder sind bei 
dieser Arbeit eine enorme Gedächtnisstütze. Leider sind es nicht nur freudige Nachrichten, die 
von den Angestellten des Lagers geschrieben werden können. ... Die Befragung ergibt auch oft 
genug die Mitteilung des Todes. ... Dann schreibt die (Lagerleitung): "Wir müssen Ihnen die 
traurige Nachricht übermitteln, daß heute von einem Kameraden ... mitgeteilt wurde, daß Ihr 
Sohn ... verstorben ist." ... 
Vor allem werden sogenannte Schlüsselkräfte, also Offiziere und Lagerärzte, Sanitäter, 
Schreiber oder Kompaniefeldwebel sehr eingehend befragt. Denn diese wissen im allgemei-
nen ziemlich gut Bescheid ...<< 
Das europäische Wiederaufbauprogramm wurde am 3. April 1948 verabschiedet.  
Bis zum 30. Juli 1952 erhielten z.B. England 3,176 Milliarden Dollar, Frankreich 2,706 Milli-
arden Dollar; Italien 1,474 Milliarden Dollar und Westdeutschland 1,389 Milliarden Dollar 
(x024/225).  
John F. Dulles (1888-1959; 1953-59 US-Außenminister, der den Kommunismus energisch be-
kämpft) schrieb später über den Marshall-Plan (x073/225-226): >>Das westliche Deutschland 
soll so schnell wie möglich dem westlichen Wirtschaftssystem eingegliedert werden.  
Wenn ich dies sage, so denke ich nicht an eine permanente Teilung Deutschlands, aber der 
einzig mögliche Weg, auf dem man Deutschland einen kann, ist der, im Westen Europas einen 
Zustand zu schaffen, der so attraktiv ist und der für den Osten eine solche Anziehungskraft 
hat, daß die Sowjets nicht in der Lage sind, den Osten Deutschlands einzubehalten. Dann kann 
man Deutschland wieder zusammenbekommen.  
Mit anderen Worten: Ich finde mich nicht notwendigerweise mit einer permanenten Teilung 
Deutschlands ab, sondern sage, daß der einzige Weg, Deutschland unter Bedingungen zu-
sammenzubringen, die für uns akzeptabel sind, der ist, mit der Eingliederung des westlichen 
Deutschlands in die so gesunde und kraftvolle Wirtschaft Westeuropas zu beginnen. ...<< 
Der deutsche Historiker Karl Dietrich Erdmann (1910-1990) schrieb später über den Mars-
hall-Plan (x243/161): >>... Die Motive für den Marshall-Plan müßten vor allem in der ameri-
kanischen Überproduktion, im Willen zur Liberalisierung (Erleichterung) des Welthandels, 
aber auch im politischen und ideologischen Bereich gesehen werden.<< 
Das US-State Departement berichtete dem nordamerikanischen Senat am 5. April 1948, daß 
man die sowjetische Behauptung zurückgewiesen hätte, wonach die Oder-Neiße-Linie die 
endgültige deutsch-polnische Grenze sei (x028/244). 
Nach dem Staatsstreich verschärfte sich der antijüdische Kurs der Kommunisten. Die am 7. 
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April 1948 vorgenommene Revision des Restitutionsgesetzes schloß sämtliche Wiedergutma-
chungsverpflichtungen aus, wenn sie gegen das öffentliche Interesse verstießen (x004/103). 
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) warnte am 10. April 1948 das US-Kriegsministerium 
(x116/233): >>Die Tschechoslowakei haben wir verloren. ... Wenn Berlin fällt, folgt West-
deutschland als nächstes. Wenn wir beabsichtigen, Europa gegen den Kommunismus zu hal-
ten, dürfen wir uns nicht von der Stelle rühren.  
Wir können Demütigungen und Druck, die nicht zum Krieg führen, in Berlin einstecken, ohne 
das Gesicht zu verlieren. Wenn wir fortgehen, gefährden wir unsere europäische Position. 
Falls Amerika dies jetzt nicht versteht, wenn es nicht begreift, daß die Würfel gefallen sind, 
wird es nie zu dieser Erkenntnis kommen, und der Kommunismus wird alles überrennen. Ich 
glaube, die Zukunft der Demokratie verlangt von uns, daß wir bleiben. ...<< 
In Nürnberg wurden am 10. April 1948 im sog. "Einsatzgruppen-Prozeß" (Fall IX) 22 ehema-
lige SS-Führer verurteilt. 14 Angeklagte wurden zum Tod durch den Strang verurteilt 
(x112/492). 
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über den "Ohlen-
dorf-Prozeß" (x051/427): >>Ohlendorf-Prozeß (Einsatzgruppen-Prozeß), Verfahren des Mili-
tärgerichtshofs II der USA in Nürnberg gegen den ehemaligen Chef der Einsatzgruppe D, Otto 
Ohlendorf, und 23 andere frühere Angehörige der Einsatzgruppen wegen Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und Mitgliedschaft in verbrecherischen Organisationen 
(Fall 9).  
Den Angeklagten wurde vorgeworfen, Hunderttausende von Menschen aufgrund eines Füh-
rerbefehls allein wegen ihres Glaubens und ebenso viele Menschen, die man als "politisch 
verseucht und als rassisch sowie geistig minderwertige Elemente" bezeichnete, ermordet zu 
haben.  
Das Verfahren wurde seinerzeit von der Presse als der größte Mordprozeß der Geschichte be-
zeichnet. Nach Anklageerhebung verübte ein Angeklagter Selbstmord und während der 
Hauptverhandlung wurde das Verfahren gegen den ehemaligen Chef der Einsatzgruppe C, 
Otto Rasch, wegen Verhandlungsunfähigkeit abgetrennt. Rasch starb am 1.11.48.  
Durch Urteil vom 10.4.48 wurden Ohlendorf und 13 weitere Angeklagte zum Tod durch den 
Strang verurteilt, zwei Angeklagte erhielten lebenslänglich und fünf zeitige Freiheitsstrafen 
von drei bis 20 Jahren.  
Der zum Tod verurteilte frühere Chef der Einsatzgruppe A, Eduard Strauch, wurde an Belgien 
ausgeliefert und dort noch einmal zum Tod verurteilt. Er starb in der Haft.  
Vier Todesurteile wurden bestätigt, u.a. das gegen Ohlendorf; die Restlichen wandelte der 
US-Hochkommissar McCloy am 31.1.51 im Gnadenweg in lebenslängliche Freiheitsstrafen 
um. Zugleich setzte er alle weiteren Strafen herab.<<  
Der französische Philosoph Raymond Aron (1905-1983) schrieb am 11. April 1948 in der Pa-
riser Tageszeitung "Le Figaro" über die Verdrängung der kommunistischen Verbrechen 
(x087/128): >>Wer ein Regime, das Konzentrationslager einrichtet und eine politische Polizei 
unterhält, die jene des Zaren weit übertrifft, als Station auf dem Weg der Befreiung der 
Menschheit betrachtet, der verläßt die Grenzen selbst der für Intellektuelle noch erträglichen 
Idiotie. ...<< 
Der SMAD-Befehl Nr. 60 vom 12. April 1948 regelte die "Transporte und die Sicherung der 
Reparations- und Export-Importgüter" in der sowjetischen Zone (x112/492-493): >>Die zivil-
rechtliche und strafrechtliche Verantwortung für die Unversehrtheit der Güter ... wird aufer-
legt:  
a) bis zur Übernahme des Gutes durch die Eisenbahn von der Firma und den Unternehmen der 
Aktiengesellschaften – diesen Firmen und Unternehmen,  
b) während des Transportes der Güter auf der Eisenbahn und den Wasserverkehrswegen ... der 
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deutschen Verkehrsverwaltung,  
c) für Güter, die durch die Aktiengesellschaft "Derutra" ... angenommen wurden – der Aktien-
gesellschaft "Derutra". ...  
Der Personalbestand der Eisenbahnpolizei ist ... auf 7.400 Mann zu erhöhen<< 
Die Regierung der Tschechoslowakischen Republik beschloß am 13. April 1948 ein Gesetz 
über Wiederverleihung der tschechoslowakischen Staatsbürgerschaft an Personen deutscher 
und madjarischer Nationalität (x004/308-309): >>... § 3 (1) Die tschechoslowakische Staats-
bürgerschaft darf nur einem Gesuchsteller wieder verliehen werden, der die Pflichten eines 
tschechoslowakischen Staatsbürgers nicht verletzt, keine andere Staatsangehörigkeit erworben 
und seinen ständigen Wohnsitz im Gebiete der Tschechoslowakischen Republik hat. 
(2) Ein Gesuchsteller, der das 14. Lebensjahr erreicht hat oder es spätestens am letzten Tage 
der für die Einbringung der Gesuche gesetzten Frist erreicht, muß darüber hinaus eine seinen 
Verhältnissen angemessene Kenntnis der tschechischen oder der slowakischen Sprache nach-
weisen. ... 
§ 7 Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in Kraft, es wird vom Minister 
des Innern im Einvernehmen mit den beteiligten Mitgliedern der Regierung durchgeführt.<< 
Die "Neue Zeitung" veröffentlichte am 15. April 1948 einen Text des Schriftstellers Wolfgang 
Borchert (1921-1947), der auf die Orientierungslosigkeit der Kriegsheimkehrer hinwies 
(x115/101-102): >>... Wir sind die Generation ohne Bindung und ohne Tiefe. Unsere Tiefe ist 
der Abgrund.  
Wir sind die Generation ohne Glück, ohne Heimat und ohne Abschied. Unsere Sonne ist 
schmal, unsere Liebe grausam, unsere Jugend ist ohne Jugend.  
Und wir sind die Generation ohne Grenze, ohne Hemmung und Behütung - ausgestoßen aus 
dem Laufgitter des Kindseins in eine Welt, welche die uns bereiten, die uns darum verachten. 
Aber sie gaben uns keinen Gott mit, der unser Herz hätte halten können, wenn die Winde die-
ser Welt es umwirbelten. So sind wir die Generation ohne Gott, denn wir sind die Generation 
ohne Bindung, ohne Vergangenheit, ohne Anerkennung.  
Und die Winde der Welt, die unsere Füße und unsere Herzen zu Zigeunern auf ihren heiß-
brennenden und mannshoch verschneiten Straßen gemacht haben, machten uns zu einer Gene-
ration ohne Abschied.  
Wir sind die Generation ohne Abschied. Wir können keinen Abschied leben, wir dürfen es 
nicht, denn unserm zigeunernden Herzen geschehen auf den Irrfahrten unserer Füße unendli-
che Abschiede.  
Oder soll sich unser Herz binden für eine Nacht, die doch einen Morgen zum Morgen hat? 
Ertrügen wir den Abschied?  
Und wollten wir die Abschiede leben wir ihr, die anders sind als wir und den Abschied ausko-
steten mit allen Sekunden, dann könnte es geschehen, daß unsere Tränen zu einer Flut anstei-
gen, der keine Dämme und wenn sie von Urvätern gebaut wären, widerstehen. 
... Wir sind eine Generation ohne Heimkehr, denn wir haben nichts, zu dem wir heimkehren 
könnten und wir haben keinen, bei dem unser Herz aufgehoben wäre – so sind wir eine Gene-
ration ohne Abschied geworden und ohne Heimkehr. ... << 
In der SBZ und in Ost-Berlin durften keine westlichen Zeitungen mehr verkauft werden. 
Walter Ulbricht hielt am 16. April 1948 vor den Studenten der "Parteihochschule Karl Marx" 
in Ost-Berlin ein Instruktionsreferat. 
Der deutsche Historiker Wolfgang Leonhard (1921-2014), der damals an dieser Veranstaltung 
in Ost-Berlin teilnahm, berichtete später (x156/64): >>... Am 16. April 1948 hielt Walter Ul-
bricht ein 5stündiges Referat über die allgemeine Situation in der Sowjetzone, um uns auf be-
vorstehende Veränderungen hinzuweisen. Ulbricht sprach offen über Dinge, die teilweise erst 
ein halbes Jahr später "offiziell" wurden. Die wichtigsten Feststellungen seines Instruktionsre-
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ferates waren folgende: 
In der Zeit von 1945 bis 1947 konnten viele Fragen nicht offen gestellt werden. Die SED 
mußte schrittweise vorgehen, sowohl aufgrund der ideologisch-politischen Rückständigkeit in 
der Partei als auch aus außenpolitischen Gründen. 
1947 waren die Grundlagen einer antifaschistisch-demokratischen Grundlage geschaffen. 
Jetzt, im Frühjahr 1948, da 40 % der Produktion in den Händen volkseigener Betriebe liegt 
und der Kapitalismus entscheidend geschwächt ist, kann man diese Periode als beendet be-
trachten. Das gleiche gilt für die Landwirtschaft. Die Bodenreform ist abgeschlossen, der 
Großgrundbesitz endgültig und unwiderruflich aufgeteilt. Jetzt kommt es darauf an, sich auf 
die Klein- und Mittelbauern zu stützen und eine Organisation zur Zurückdrängung der Groß-
bauern zu schaffen. 
Durch die weitgehenden Veränderungen der gesellschaftlichen Verhältnisse, erklärte Ulbricht, 
habe sich der Klassenkampf zugespitzt, aber die Formen und Methoden des Klassenkampfes 
seien anders geworden. "Wir haben jetzt die Möglichkeit unsere Forderungen mit Hilfe des 
Staatsapparates durchzusetzen. Auf der anderen Seite müssen wir bestrebt sein, mehr die 
Massenorganisationen zu aktivieren und damit die Blockpolitik ihrem Wesen nach zu verän-
dern." Unsere Partei ist zu einer Staatspartei geworden, die die Hauptverantwortung für die 
Lösung aller Fragen der Volkspolizei, der Wirtschaftsplanung, der Landwirtschaft und der 
Kulturpolitik trägt. 
Die "Blockpolitik" hat in der ersten Phase eine große Rolle gespielt. Jetzt werden jedoch die 
reaktionären Kräfte in den bürgerlichen Parteien wieder lebendig, um unter dem Vorwand der 
"Überprüfung" unsere Maßnahmen rückgängig zu machen. 
Wir werden auch jetzt noch nicht den Weg zum Einparteiensystem beschreiten, aber dafür 
sorgen, daß unsere Partei die führende und tragende Kraft im Staate ist. Wir müssen aber auch 
in dieser neuen Periode mit den anderen Parteien zusammenarbeiten. "Vielleicht wäre es nicht 
schlecht, noch ein paar neue zu gründen", meinte Olbricht sarkastisch lächelnd.  
Wir wußten, daß dies nicht so hingesagt war – tatsächlich wurde 2 Monate später die Grün-
dung der "National-Demokratischen Partei" und der "Demokratischen Bauernpartei" bekannt-
gegeben. Beide hatten das Ziel, die bestehenden bürgerlichen Parteien (Sowjetzonen-CDU 
und LDP) zu schwächen und die außerhalb der SED stehenden politischen Kräfte aufzusplit-
tern. 
Durch dieses Instruktionsreferat von Ulbricht wurden wir auf der Parteihochschule bereits 
Mitte April auf jenen politischen Kurswechsel vorbereitet, der im Sommer und Herbst 1948 
das gesamte Leben in der Sowjetzone weitgehend verändern sollte.<< 
Der Eisenbahngüter- und Personenverkehr zwischen den Westzonen und Berlin wurde am 23. 
April 1948 vorübergehend unterbrochen. 
Der SMAD-Befehl Nr. 76 vom 23. April 1948 ordnete eine weitere Konzentration der Wirt-
schaft in der sowjetischen Zone an (x112/500): >>Es werden "Vereinigungen volkseigener 
Betriebe" auf der Grundlage betriebsfachlicher Gliederung geschaffen.  
Für die Leitung der volkseigenen industriellen Betriebe, zwecks ihrer Entwicklung und zur 
Kontrolle ihrer Tätigkeit, werden bei der Deutschen Wirtschaftskommission entsprechende 
Hauptverwaltungen geschaffen. Die allgemeine Richtung und Koordinierung der Tätigkeit der 
volkseigenen Betriebe in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands wird durch die Deut-
sche Wirtschaftskommission durchgeführt. ...  
Die in den Ländern bestehenden Hauptverwaltungen der volkseigenen Betriebe werden ... dem 
Sekretariat der Deutschen Wirtschaftskommission unmittelbar unterstellt. ... Dies gilt insbe-
sondere für die Maßnahmen zur finanziellen Neuordnung der bisherigen Organisation der 
volkseigenen Betriebe in den Ländern.<<  
Der deutsche Arzt und Schriftsteller Paul Lüth (1921-1986) schrieb am 29. April 1948 über 
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die Diskussionen um die Hauptstadt Berlin (x112/502): >>Traurig, daß uns eine Hauptstadt 
fehlt. Berlin liegt zu exponiert, wer weiß, wie lange sie noch "Hauptstadt" sein kann.  
Gewiß ist noch alles andere, was es an Städten gibt, gegen Berlin Provinz. Aber selbst der 
große Becher (gemeint ist Johannes R. Becher) meinte, wenn die Amerikaner fortgingen, 
würde die lebendige geistige Bewegung dort bald ermatten.<< 
Albert Forster (1902 in Fürth geboren, ehemaliger NS-Reichsstatthalter des Reichsgaues Dan-
zig-Westpreußen) wurde im April 1948 in Warschau wegen Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit zum Tod verurteilt. Das Todesurteil wurde später nach Gnadengesuchen mehrfach 
aufgeschoben. Forster wurde schließlich im Jahre 1952 in Warschau hingerichtet. 
Das Internierungslager Karlsdorf entwickelte sich seit April 1948 zu einem großen Alters- und 
Krankenheim für Volksdeutsche. Tausende von Arbeitsunfähigen wurden aus den großen und 
kleineren Ortslagern nach Karlsdorf transportiert (x006/115E). 
Der Berliner "Tagesspiegel" berichtete am 1. Mai 1948 über die Ansiedlung von vertriebenen 
Sudetendeutschen in Bayern (x115/149-151): >>... Über jene ersten Siedler, die aus den engen 
Dörfern und Städten Europas auswanderten, über den Atlantik fuhren, um drüben in Amerika 
den Wald zu roden, Neuland zu bebauen, seßhaft zu werden, haben ganze Generationen von 
Schriftstellern schon die Gloriole von Courage und Zähigkeit gebreitet.  
Ich glaube es ist noch kein Buch geschrieben und kein Film gedreht worden, der geschildert 
hätte, wie die deutschen Glas- und Bijouterie-Arbeiter aus der Stadt Gablonz im Sudetenland 
auswanderten.  
Nicht freiwillig, sondern gezwungen, Haus, Heim, Werkstatt, Besitz zurücklassend, Neusied-
ler der Jahre 1945, 1946 und 1947, kamen sie in das zerschlagene Deutschland und schufen 
sich dort zwischen Trümmern und Verwüstung in rund 2 Jahren aus dem Nichts eine neue 
Lebensgrundlage. Die modernen Neusiedler wanderten, nachdem sie wochenlang in Lagern, 
tagelang in berstend vollen Zügen zusammengepfercht waren, gebeugt unter hastig verpackten 
Säcken und Koffern, müden Schrittes zunächst wieder in ein Flüchtlingslager. Nicht Männer, 
sondern Frauen, Kinder, Greise und Kranke bildeten die Überzahl. Die Männer hatten zum 
Teil zurückbleiben müssen. Zum Teil kamen sie später, auf Umwegen und aus Kriegsgefan-
genenlagern, nachgewandert.  
Die Neusiedler von 1946 hatten nicht die Gewißheit, daß jeder Tag härtester Arbeit, jeder Me-
ter Land, auf dem sie Kartoffeln anbauten, jeder Nagel, den sie in eine Barackenwand schlu-
gen, und jedes Stück Arbeitsgerät, das sie sich primitiv zusammensetzten, ihnen zugute kom-
men oder ihnen gehören würde. Sie waren Fremde, das neue Land war nicht neue Heimat, 
sondern neue Unsicherheit. Der Grund und Boden, auf dem sie sich niederließen, wurde ihnen 
nur leihweise überlassen. Die Furcht, die hinter ihrem Auszug aus der Stadt am Isergebirge 
stand, verließ sie nie mehr ganz. Sie kamen nicht in einen weiten, neuen, an Möglichkeiten 
unbeschränkten und unentdeckten Kontinent.  
Sie kamen in ein übervölkertes und zerstörtes Land, wo ihnen Mißtrauen, Ablehnung, Brot-
neid begegneten, wo die Tür vor ihnen öfter zugeworfen als aufgetan wurde. 
In 2 Jahren haben diese Männer und Frauen aus Gablonz nun bei Kaufbeuren, einem kleinen, 
mittelalterlich weltfernen Städtchen am Rande der Allgäuer Berge, buchstäblich aus dem 
Nichts Notwohnungen, Werkstätten und eine Industrie aufgebaut, die bisher einen Umsatz 
von 50 Millionen Mark erzielte und mehr als 6.000 Flüchtlinge beschäftigt.  
Die als Heimatlose und Bittende kamen, sind heute selbständig, die besten Steuerzahler und 
teilweise sogar Arbeitgeber der Einheimischen in ihrer neuen Heimat geworden. Sie haben 
rund 500 Glas- und Schmuckwarenbetriebe aufgebaut, die im Monat mindestens viereinhalb 
Millionen Mark umsetzen. Sie haben das, was sie erreichten, einzig und allein sich selbst, der 
Privatinitiative jedes einzelnen zu verdanken. 
Unweit von Kaufbeuren, umgeben von Wald, liegt das Gelände der einstigen Dynamit AG, 
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die zu den IG Farbenwerken gehörte. Während des Krieges wurde hier in mächtigen Beton-
bunkern Sprengstoff hergestellt. In dem Barackenlager neben der Fabrik hatte man die Fremd-
arbeiter untergebracht. Das Fabrikgelände war nach Kriegsende von Trümmern, leeren getarn-
ten Betonklötzen, einer Fahrstraße und zahlreichen Industriegeleisen durchzogen. Es verfügte 
über Bahnanschluß, Wasser, Elektrizität. Die meisten Gebäude der Pulverfabrik waren ge-
sprengt, der Rest ausgeplündert. Anna S. wohnte mit ihrem Mann im einstigen Fremdarbeiter-
Barackenlager, das sich rasch mit Flüchtlingen füllte. 
Als sie zum erstenmal über das einstige Gelände der Pulverfabrik ging, sah Anna ein paar 
Dutzend Menschen, entlassene Kriegsgefangene, hart und schmal gewordene Frauen und alte 
Männer, arbeiten; sie räumten Schutt, reihten Steine aneinander, sammelten sorgfältig jedes 
Stück Draht, jedes Stück Eisen. Sie wohnten zwischen der Verwüstung, in den klaffenden, 
aufgerissenen Betonklötzen, auf deren Dächer die Tarnsträucher wuchsen. Sie hatten weder 
Bett noch Tisch.  
Doch da und dort standen zwischen dem Schutt Maschinen – viele verrostet, zerstört, aber 
immerhin Maschinen -, Stanzen, Drehbänke, Elektromotoren, Pressen, ein Pumpwerk, eine 
Transformatorenanlage. Auf jede Maschine waren mit weißer Farbe ein R und eine Nummer 
gezeichnet. "Gehören die euch?" fragte damals Anna atemlos.  
"Gepachtet sind sie", 25 Jahre gepachtet, wie das ganze Gelände, aber gepachtet mit täglicher 
Kündigung. Jede Maschine steht auf der Reparationsliste."  
Anna hörte diese Einschränkungen kaum. Wo Maschinen waren, Stanzen, Pressen, Drehbän-
ke, da konnte man schon wieder weitersehen und so war sie unter denen, die in Kaufbeuren-
Hart das Kaufbeuren-Gablonz aufzubauen begannen. Das einzige größere Gebäude, das noch 
ganze Mauern hatte, wurde von Männern, deren Namen in Gablonz einmal guten Klang ge-
habt hatten, zum Büro und Verwaltungshaus der neuen "Allgäuer Glas- und Schmuckwaren-
genossenschaft" gemacht. 
Das, was man hier plante, waren nicht ein paar Baracken, die heute oder morgen wieder leer-
stehen würden, sondern es sollte der Grund gelegt werden für eine neue Industriestadt. Män-
ner und Frauen arbeiteten manchmal mit Werkzeugen wie aus der Steinzeit. Sie hobelten zu-
erst die Werkstische und dann erst den primitivsten Hausrat. Sie befreiten die Maschinen ... 
vom Rost. Als die erste wirkliche Zange herumgereicht wurde, hielten sie alle mit der Arbeit 
inne: es war wie ein Festtag! ...  
Dann entstanden beinahe wie von selbst die ersten Nadeln, Kettchen und Knöpfe. In den Städ-
ten und Dörfern rundum riß man sie ihnen aus den Händen. Die erste Lieferung des benötigten 
Stangenglases traf ein. Es kam aus der Regenhütte im Bayerischen Wald bei Zwiesel, die 
ebenfalls ein Ausgesiedelter leitet. Rohglas! Grundelement ihrer Arbeit. Von da an arbeiteten 
sie systematisch: die ersten Drucköfen, die erste selbstgebaute Glashütte begann zu produzie-
ren.  
Aus dem überfüllten Flüchtlingslager Riederloh, aus dem Städtchen Kaufbeuren, aus Dörfern 
und Marktflecken ringsum, von überallher, wo Gablonzer in Schulsälen, Scheunen, Bauern-
häusern Notquartiere bewohnten, kamen sie nach Kaufbeuren-Hart, die Werkzeugschlosser 
und Graveure, Estampeure, Gürtler, Glasschleifer und Heimarbeiter, Männer und Frauen, ge-
wohnt, Glas und Metall kunstvoll zu verbinden und zu hundertfachem Wert zu veredeln. 
Doch ihrem Willen, mit der Arbeit voranzukommen, stellten sich Hindernisse entgegen. Ganz 
unüberwindlich erschien zuerst die Wohnungsnot. Ein Bezirk, in dem unter 100 Einwohnern 
68 Flüchtlinge waren, konnte einfach keine neuen mehr aufnehmen. ... 
... Von ihren Werktischen weg gingen die Hart-Leute in die Ziegeleien, in die Trümmerstätten 
Münchens und Ulms, um Baustoffe heranzubringen. Aber da von staatlicher Seite weder fi-
nanziell, noch steuerlich, noch in der Materialbelieferung nennenswerte Unterstützung kam, 
ging es nur langsam voran. Die anderen Hindernisse, Rohstoffmangel, Facharbeitermangel, zu 
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wenig Kohle, zu wenig Baumaterial, zu wenig Werkzeuge, Schwerfälligkeit.  
Dann kam die gefährliche Klippe: eines Tages erschien eine Kommission jugoslawischer, 
polnischer, belgischer Offiziere. 
Was sie befürchteten, traf ein: die Demontageorder. Sie mußten und sie müssen nun ohne die 
R-Maschinen fertig werden. Eine harte Belastung. Aber auch daran scheitern sie nicht. Mit 
einigen primitiven, oft selbstgebauten Maschinen, da und dort mit neu kompensierten Ma-
schinen wird produziert. ... Die alten Kunden aus England, aus Nord- und Südamerika, Frank-
reich, Indien und Ägypten haben sich schon gemeldet. ...<< 
Der deutsche Journalist und Publizist Günter Böddeker (1933-2012) berichtete später über die 
enorme Leistungsbereitschaft der deutschen Flüchtlinge und Vertriebenen (x021/471-472): 
>>... Die Vertriebenen brachten nicht nur ihre Mägen mit, wie Churchill es ausgedrückt hatte, 
sondern auch ihre Arbeitskraft.  
Die Polen und Tschechen hatten ihnen ihre Höfe, ihre Häuser, ihre Wohnungen rauben und sie 
bis aufs Hemd ausplündern können, aber sie hatten ihnen nicht ihre geistigen Fähigkeiten, ihr 
handwerkliches und bäuerliches Geschick nehmen können.  
Sie waren entwurzelt worden, aber ihre Kraft war ihnen geblieben. Sie waren auf eine der un-
tersten Stufen menschlichen Daseins herabgedrückt worden, doch um so stärker wuchs ihre 
Entschlossenheit, wieder nach oben zu kommen.  
In den Baracken und Trümmern der westlichen Besatzungszonen sammelte sich in jenen Ta-
gen der Armut, des Hungers, der Abgerissenheit wie in einem Staubecken jene Schwungkraft, 
die Jahre später den Wiederaufbau Westdeutschlands zum sogenannten deutschen Wunder 
werden ließ. Die außerordentliche Lage trieb die Deutschen, Einheimische wie Vertriebene, 
zu außerordentlichen Leistungen. ...<< 
In Den Haag wurde am 4. Mai 1948 der ehemalige österreichische SS-Obergruppenführer 
Hanns Rauter (1895-1949, Chef der deutschen Polizei in den Niederlanden) zum Tod verur-
teilt. 
Die Verfassunggebende Nationalversammlung der Tschechoslowakischen Republik beschloß 
am 6. Mai 1948 ein Gesetz über die Liquidierung der Rechtsverhältnisse der Deutschen Evan-
gelischen Kirche in Böhmen, Mähren und Schlesien (x004/310-311): >>... § 1 Die Deutsche 
Evangelische Kirche in Böhmen, Mähren und Schlesien hat am 4. Mai 1945 aufgehört zu be-
stehen. ...  
§ 3 (1) Das gesamte unbewegliche und bewegliche Vermögen, namentlich auch die Vermö-
gensrechte, das bis zum 4. Mai 1945 im Eigentum der Kirchengemeinden (der Pfarr- oder 
Kreisgemeinden oder allgemeinen Gemeinden) der Kirche oder ihrer Anstalten, Stiftungen 
und Fonds stand, geht in das Eigentum des Tschechoslowakischen Staates über. ... 
§ 5 (1) Durch dieses Gesetz wird die Gültigkeit von Handlungen, die bei der Führung der 
kirchlichen Matrikeln (Personenstandsregister) vorgenommen wurden, sowie die Gültigkeit 
der Ehen, die vor den Seelsorgern der Kirche bis zu dem Tage geschlossen wurden, an dem 
dieses Gesetz in Kraft getreten ist, nicht berührt. ...  
§ 6 Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft, es wird von den Ministern 
für Schulwesen und Kultur und des Innern durchgeführt.<< 
Der französische Jurist und sozialistische Politiker Leon Blum (1872-1950) schrieb am 6. Mai 
1948 im "Populaire" (x112/508): >>... Auch Frankreich sollte sich einer kleinen Gewissens-
prüfung unterziehen; ist es nicht gerade Frankreich, das, um Gebietsabtrennung vom Westen 
zu erzwingen, monatelang jedes Vorgehen des Kontrollrates in Berlin gelähmt hat?  
Hat nicht gerade Frankreich die Schaffung einer Zentralverwaltung, die sich über alle vier Zo-
nen erstreckt hätte ... Widerstand entgegengesetzt?  
Angesichts der gegenwärtigen Lage scheint es mir schwer, die Trennung als eine endgültige 
und unwiderrufliche Tatsache hinzunehmen, sie aufrechtzuerhalten und daraus ein für allemal 
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die Konsequenzen zu ziehen.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Mai 1948 über die Frage "Weststaat oder Pro-
visorium?" (x112/509): >>... Man stünde vor der auf geschichtlich absehbare Zeit definitiven 
Teilung Deutschlands.  
Kein frommer Wunsch kann die grausame Tatsache des vorläufigen Endes der gesamtdeut-
schen Geschichte, die damit gegeben wäre, und die weitere Tatsache aus der Welt schaffen, 
daß wir dann statt ein drittes, die beiden Rivalen auseinanderhaltendes Element zwischen 
Osten und Westen zu werden, nur noch das strategisch sehr entscheidende Kampffeld zwi-
schen beiden wären.<< 
Die evangelischen Bischöfe der SBZ verwahrten sich am 10. Mai 1948 dagegen, daß die 
SMAD kirchliche Einrichtungen für politische Maßnahmen nutzen würde.  
Die Herausgeber des "Ulenspiegels" mußten am 11. Mai 1948 ihre Lizenz an die nordameri-
kanische Militärregierung zurückgeben, weil sie ihre Unabhängigkeit verteidigten und kriti-
sche Berichte veröffentlichten. 
Nach dem Erlöschen des britischen Mandats über Palästina rief Ben Gurion am 14. Mai 1948 
in Tel Aviv den unabhängigen Staat Israel aus und übernahm das Amt des Premierministers.  
In der Proklamationsurkunde des Staates Israel vom 14. Mai 1948 hieß es (x128/364): >>In 
Erez Israel stand die Wiege des jüdischen Volkes; hier wurde sein geistiges, religiöses und 
politisches Antlitz geformt; hier lebte es ein Leben staatlicher Selbständigkeit; hier schuf es 
seine nationalen und universellen Kulturgüter und schenkte der Welt das unsterbliche "Buch 
der Bücher". 
Mit Gewalt aus seinem Lande vertrieben, bewahrte es ihm in allen Ländern der Diaspora die 
Treue und hörte niemals auf, um Rückkehr in sein Land und Erneuerung seiner politischen 
Freiheit in ihm zu beten und auf sie zu hoffen.  
Aufgrund dieser historischen und traditionellen Verbundenheit strebten die Juden in allen Ge-
schlechtern danach, ihre alte Heimat wiederzugewinnen; In den letzten Generationen kehrten 
viele in ihr Land zurück; Pioniere, Helden und Kämpfer brachten die Wüste zu neuer Blüte, 
erweckten die hebräische Sprache zu neuem Leben, errichteten Städte und Dörfer und schufen 
so eine ständig zunehmende Bevölkerung eigener Wirtschaft und Kultur, friedliebend, aber 
imstande, sich selbst zu schützen, eine Bevölkerung, die allen Bewohnern des Landes Segen 
und Fortschritt bringt und nach staatlicher Selbständigkeit strebt. ... 
Die über das jüdische Volk in der letzten Zeit hereingebrochene Vernichtung, in der in Europa 
Millionen Juden zur Schlachtbank geschleppt wurden, bewies erneut und eindeutig die Not-
wendigkeit, die Frage des heimat- und staatenlosen jüdischen Volkes durch Wiedererrichtung 
des jüdischen Staates in Erez Israel zu lösen. Dieser Staat wird seine Tore für jeden Juden 
weithin öffnen und dem jüdischen Volke die Stellung einer gleichberechtigten Nation unter 
den Völkern verleihen. ... 
Der Staat Israel wird für die jüdische Einwanderung und die Sammlung der zerstreuten 
Volksglieder geöffnet sein; er wird für die Entwicklung des Landes zum Wohle aller seiner 
Bewohner sorgen; er wird auf den Grundlagen der Freiheit, der Gleichheit und des Friedens, 
im Lichte der Weissagungen der Propheten Israels gegründet sein; er wird volle soziale und 
politische Gleichberechtigung aller Bürger ohne Unterschied der Religion, der Rasse und des 
Geschlechts gewähren; er wird die Freiheit des Glaubens, des Gewissens, der Sprache, der 
Erziehung und Kultur garantieren; er wird die heiligen Stätten aller Religionen sicherstellen 
und den Grundsätzen der Verfassung der Vereinten Nationen treu sein. ... 
Wir strecken allen Nachbarstaaten und ihren Völkern die Hand zum Frieden und auf gute 
Nachbarschaft entgegen und appellieren an sie, mit dem in seinem Lande selbständig gewor-
denen jüdischen Volke in gegenseitiger Hilfe zusammenzuarbeiten. Der Staat Israel ist bereit, 
seinen Anteil an der gemeinsamen Anstrengung, den ganzen Vorderen Orient zu entwickeln, 
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beizutragen. 
Wir appellieren an das jüdische Volk in der Diaspora, sich um Israel beim Werke der Einwan-
derung und des Aufbaus zu scharen und ihm in seinem schweren Kampfe um die Verwirkli-
chung des Generationen alten Strebens nach Erlösung Israels zur Seite zu stehen.<< 
Der neue Staat Israel wurde nach dem Gründungsakt durch die Vereinigten Staaten anerkannt. 
Die Anerkennung durch die Sowjetunion folgte einige Tage später. Die arabische Bevölke-
rung lehnte den Staat entschieden ab. Nach schweren Unruhen zwischen Juden und Arabern 
kam es später zum offenen Krieg. 
Der israelische Schriftsteller Amos Elon (1926-2009) schrieb später in seinem Buch "Die Is-
raelis, Gründer und Söhne" über den Zusammenhang von traumatischen Erfahrungen und po-
litischen Entscheidungen (x128/366): >>... Die Vernichtung der Juden Europas durch die Na-
zis bleibt ein grundlegendes Trauma der israelischen Gesellschaft. Man kann seine Auswir-
kung auf den Prozeß der Nationwerdung nicht hoch genug einschätzen. ...  
Im Falle Israels waren die Bilder, die in einem entscheidenden frühen Stadium auf den dunk-
len Grund der Seele eingebrannt wurden, die Bilder einer Danteschen Hölle. Diese Hölle war 
die Vernichtung eines Drittels des jüdischen Volkes. Ihre Vernichtung durch die Nazis bedeu-
tete die Zerstörung eben jener osteuropäischen Welt, gegen die sich die Rebellion der frühen 
Pioniere gerichtet hatte, einer Welt, deren Vorposten und Erbe Israel trotz allem wurde.  
Daraus erklärt sich das starke Gefühl der Einsamkeit, ein Hauptcharakteristikum der israeli-
schen Geisteshaltung seit der Unabhängigkeit. Daraus erklärt sich das nahezu besessene Miß-
trauen, der alles überwiegende Drang, sich in einer Welt, die solche Katastrophen zuließ, nur 
auf sich selbst zu verlassen. Daraus erklären sich die Ängste und die Vorurteile, die Leiden-
schaften, der Schmerz und der Stolz, die das öffentliche Leben kennzeichnen und wahrschein-
lich noch lange Zeit auf die Nation einwirken werden. Die bleibende Erinnerung an die Ver-
nichtung durch die Nazis lassen die arabischen Vernichtungsdrohungen glaubwürdig erschei-
nen. ... 
Besonders junge Israelis sind davon überzeugt, daß die Bestimmung der Juden zur Vernich-
tung nur deshalb möglich war, weil die Juden allein unter den Völkern kein eigenes Land be-
saßen und weil sie daher auch keinerlei Mittel zum Widerstand besaßen. Das bedeutet nicht, 
daß Souveränität allein automatische Sicherheit und Leben garantiert. Die Erfahrungen des 
souveränen Israel widerlegt eine derartige Vorstellung. Ohne den Willen und die Fähigkeit, 
dafür zu kämpfen, ist Souveränität sinnlos. Aber die Souveränität – und sie allein – gestattet 
es einem Volk, den Willen, der zum Überleben notwendig ist, und die dazu erforderlichen 
physischen Mittel aufzubringen. ...<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete später (am 26.07.2008) über die israelische Staats-
gründung: >>Churchill - ein Zionist? 
Von Benny Morris  
Winston Churchill galt unter seinen konservativen Parteifreunden als Förderer der israelischen 
Staatsgründung und Freund der Juden. Doch neue britische Studien belegen: So einfach und 
schlicht war die Haltung des Premierministers nicht. 
Winston Churchill, der große britische Staatsmann, ist als lebenslanger Freund der Juden, des 
Zionismus und Israels in die zionistische Geschichtsschreibung eingegangen. Doch die Ge-
schichte ist komplizierter. Gleich zwei Bücher - Michael Makovskys "Churchill's Promised 
Land" (Yale University Press) und Martin Gilberts "Churchill and the Jews" ("A Lifelong 
Friendship", Holt Paperbacks, ab Sept. im Handel) - haben die historische Rolle Großbritanni-
ens in Palästina/Israel und die schwierige Frage nach dem Verhalten der Großmächte im Ho-
locaust zuletzt in ein neues Licht gestellt. 
Was die Juden angeht: Churchill, der den Zionismus eine "noble Vision" nannte, gehörte zum 
Zirkel jener britischen Politiker, die die Balfour-Deklaration vom 2. November 1917 durch-
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setzten und Großbritannien so darauf verpflichteten, die Errichtung einer jüdischen "Heim-
statt" in Palästina zu unterstützen. Diese Politiker, darunter Premierminister David Lloyd 
George und Außenminister Arthur James Balfour, waren der Überzeugung, die westliche Zivi-
lisation verdanke den Juden viel: den Monotheismus und die Bibel.  
In gewissem Maß war ihnen auch bewußt, wie viel Juden zum ethischen und intellektuellen 
Fortschritt der Menschheit in der Neuzeit beigetragen hatten. Sie alle waren der Überzeugung, 
die Christenheit habe die Juden Jahrhunderte lang schlecht behandelt, und sie alle waren, in 
gewissem Maß, als "Restaurationisten" davon überzeugt, daß die Christenheit Wiedergutma-
chung leisten solle, indem sie den Juden helfe, ins Land Israel zurückzukehren. Zudem glaub-
ten einige von ihnen, eine solche Restauration würde der Ankunft des Messias und der Erlö-
sung vorausgehen. 
Bis hin zum Zweiten Weltkrieg jedoch waren in der britischen Oberschicht antisemitische 
Vorurteile weit verbreitet, manche ihrer Mitglieder waren gar unverhohlene Antisemiten. 
Herbert Asquith, von 1908 bis 1916 britischer Premier, beschrieb die Juden als "verstreuten 
und unattraktiven Stamm"; von Anthony Eden (erst Außen-, dann Premierminister) hieß es, er 
liebe die Araber und hasse die Juden.  
Von antisemitischen Vorurteilen berührt waren die meisten, unter ihnen auch Churchill. So 
neigte man der Vorstellung zu, daß "die Juden" mächtige Akteure auf der internationalen Sze-
ne und - eigentlich ein Paradox - (als Kapitalisten) entweder zu reich und ausbeuterisch oder 
(als Kommunisten) zu radikal und subversiv wären. Churchill war lebenslang anfällig dafür, 
den politischen Einfluß der Juden in Washington oder dem Moskau der Jahre 1917-1925 zu 
übertreiben. Eine zeitlang identifizierte er sogar den "Bolschewismus" mit den Juden. 
Doch es reichte noch tiefer. 1937 schrieb Churchill vor dem Hintergrund des Antisemitismus 
der Nazis einen pro-jüdischen Artikel, der nie veröffentlicht wurde. Er enthielt folgende Pas-
sage: "Es wäre leicht, (den Antisemitismus) der Schlechtigkeit der Verfolger zuzuschreiben, 
doch das stimmt nicht mit allen Tatsachen überein ...(denen) man ins Auge sehen muß ...  
Darüber sollten insbesondere die Juden selbst nachdenken. Denn es mag sein, daß sie, unab-
sichtlich, zur Verfolgung einladen - daß sie teils selbst verantwortlich gewesen sind für die 
Feindseligkeit, unter der sie nun leiden."  
Zugleich unterhielt Churchill, so wie sein Vater Randolph vor ihm, enge persönliche und be-
deutende geschäftliche Beziehungen zu Juden (darunter einige Rothschilds und dem Bankier 
Sir Ernst Cassel).  
In seiner Jugend tadelte er seine Mutter für eine antisemitische Bemerkung und immer wieder 
einmal beklagte er, was er als den Antisemitismus seiner Kabinettskollegen und des britischen 
Beamtentums begriff. So beschimpfte er Ernst Bevin, den antizionistischen britischen Au-
ßenminister (1945-1951), als Antisemiten. Oft machten seine konservativen Parteifreunde 
Churchill zum "Vorwurf", die Juden zu "mögen" und mit dem Zionismus zu sympathisieren. 
(General Edward Louis Spears, im Zweiten Weltkrieg Churchills Statthalter in der Levante, 
behauptete, Churchill sei "zu angetan von den Juden".) 
Nichtsdestoweniger bleibt Winston Churchills Bilanz - in der Praxis - zwiespältig. Es stimmt, 
in der politischen Wildnis der Dreißigerjahre war er es, der vor Adolf Hitler und den Natio-
nalsozialisten warnte und die Verfolgung der Juden anprangerte. Und in den 1940ern war er 
es, der für eine Verurteilung des Völkermords an den Juden durch die Alliierten sorgte. Doch 
wie Roosevelt tat auch er nichts, um die alliierten Kriegsflugzeuge umzulenken und die To-
deslager oder die Bahnstrecken, die zu ihnen führten, zu bombardieren.  
Darüber hinaus trug er nur zögerlich zur Gründung einer "Jewish Brigade Group" innerhalb 
der britischen Armee bei, die 1945 unter jüdischer Flagge in Italien gegen die Deutschen 
kämpfte. Während seiner Amtszeit als Erster Lord der Admiralität (1939-40) und als Pre-
mierminister (1940-45), wobei er zugleich das Amt des Verteidigungsministers versah, hielt 
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die Royal Navy am Weißbuch von 1939 fest, blockierte Palästinas Küsten und verhinderte die 
Einreise "illegaler" jüdischer Flüchtlinge aus dem von den Nazis beherrschten Europa. 
Churchills Palästina-Politik erweist sich bei genauerer Betrachtung ebenfalls als unentschie-
den. 1921-22, damals war er Kolonialminister, trennte er trotz zionistischer Proteste Transjor-
dan vom Mandatsgebiet und reduzierte damit die mögliche "Heimstatt" um 75 Prozent. In sei-
nem "Weißbuch" von 1922 führte Churchill das Kriterium wirtschaftlicher "Absorptionsfä-
higkeit" ein, um zu entscheiden, wie viele jüdische Immigranten nach Palästina dürften - eine 
Meßlatte, die von Whitehall später instrumentalisiert wurde, um die Einwanderung zu begren-
zen und die arabische Mehrheit im Land zu sichern. In den Dreißigerjahren und Mitte der 
Vierzigerjahre wurde die Einwanderungsbegrenzung von Churchill wiederholt unterstützt. 
Auch was den arabisch-zionistischen Konflikt betrifft, war Churchill unentschieden. Gegen 
den Islam und "die Araber" hatte er lebenslang eine Aversion. Über den Islam schrieb er ein-
mal: "Wie gräßlich die Flüche, die der Mohammedismus seinen Anhänger auferlegt! Neben 
der fanatischen Ekstase ... gibt es diese schreckliche fatalistische Apathie ... unwirtschaftliche 
Gebräuche, schludriger Ackerbau, träge Handelsmethoden ... Die Religion lähmt die soziale 
Entwicklung ihrer Anhänger. In der Welt gibt es keine rückschrittliche Kraft, die stärker wä-
re."  
Die Araber nannte Churchill wechselweise "einfältige Wilde" oder "minderwertig und grau-
sam". Und, politisch gesehen: Im Ersten Weltkrieg hatten die Araber die Osmanen gegen die 
Briten unterstützt; 1936-39 hatten sie in Palästina und 1941 im Irak gegen Großbritannien re-
belliert; im Zweiten Weltkrieg hatten sie überwiegend die Achsenmächte unterstützt. 
Dennoch hatte Churchill 1937 die Empfehlungen der Peel-Kommission zurückgewiesen, zu 
denen auch die sofortige Schaffung eines jüdischen Staates gehörte (wenn auch nur auf 20 
Prozent der Fläche Palästinas). Und als er sich 1943-44 endlich durchgerungen hatte, die Tei-
lung gutzuheißen, unterstützte er den Vorschlag, den Juden 15 Prozent von Palästina zu ge-
ben. So oder so aber gelang es Churchill nicht, diesen Vorschlag im Kriegskabinett durchzu-
setzen; der Plan starb einen stillen Tod, noch bevor Churchill nach den Labor-Sieg vom Juli 
1945 aus dem Amt schied.  
In der entscheidenden Phase der Jahre 1945-48 dann versagte Churchill, nun Oppositionsfüh-
rer, völlig, wenn es darum ging, sich für den Zionismus einzusetzen. Der anti-britische jüdi-
sche Terrorismus von rechts, der im November 1944 seinen Freund Lord Moyne, den briti-
schen Nahost-Minister, in den Tod riß, mag Churchill abgestoßen haben. Doch war er auch 
vom Wunsch getrieben, weder seine (überwiegend antizionistischen) konservativen Partei-
freunde noch die Araber gegen sich aufzubringen, die er im aufkeimenden Kalten Krieg für 
wichtige Verbündete hielt.  
Weder begrüßte er im November 1947 die historische Teilungs-Resolution der UN-Vollver-
sammlung noch begrüßte er die Schaffung eines jüdischen Staates noch verurteilte er im Mai 
1948 den pan-arabischen Angriff auf Israel. Erst im Dezember 1948/Januar 1949 fand er seine 
pro-zionistische Stimme wieder. 
Doch einmal mehr klaffte eine riesige Lücke zwischen seinen Worten und seinen Taten. Von 
1951 bis 1955 erneut Premier, mißlang es ihm, die unterkühlten britisch-israelischen Bezie-
hungen zu verbessern. Nach Grenzzusammenstößen ergriff Whitehall ausnahmslos für die 
arabische Seite Partei; verkaufte Israel nicht die Waffen, die es brauchte; und versuchte, Israel 
dazu zu zwingen, große Teile seines Territoriums gegen einen Nichtangriffsabkommen mit 
den Arabern zu tauschen ("Plan Alpha"). Wie schon 1940-45 beugte sich Churchill, nun alt 
und krank, sowohl den Mandarinen von Whitehall als auch den konservativen Parteifreunden 
als auch den vermeintlichen Erfordernissen einer globalen Realpolitik. 
Trotz alledem die beiden Bücher zum Thema - und das von Makovsky ist das bessere - zei-
gen, daß Churchill im Herzen Philosemit und überzeugter Zionist war. Oft zitierte er Benja-
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min Disraelis Ausspruch: "Der Herr behandelt die Nationen, wie die Nationen die Juden be-
handeln."  
Er hielt die Juden für eine "bemerkenswerte" Rasse (wie die meisten Engländer des Fin de 
siècle dachte er in Begriffen der Rasse!), er war von ihrem historischen Anrecht auf das Land 
Israel überzeugt; er glaubte, daß ihre Entwicklung des Landes dieses Recht erneuere und daß 
die Juden ein "zivilisierender" Faktor in dieser barbarischen Region seien (so ähnlich wie die 
Briten weltweit). Churchills Zionismus aber war, in den Worten Makovskys, obschon real, 
stets der Realpolitik und britischen Interessen "untergeordnet und überwiegend sentimen-
tal."<< 
Der palästinensische Schriftsteller Sami Hadawi (1904-2004) und der nordamerikanische Hi-
storiker Walter Laqueur schrieben später über die Gründung Israels (x243/255): >>Israel (ist) 
1948 gegen den Willen der arabischen Mehrheit des Landes gegründet (worden), auf ihrem 
privaten Land. ... Nach Erreichen der Staatlichkeit terrorisierten die jüdische Gemeinschaft 
und dann der Staat mehr als die Hälfte der arabischen Bevölkerung ... in eine Flucht in die 
benachbarten arabischen Länder um ihrer Sicherheit willen. 
(Die Juden) vertrieben ... auf ihrer Suche nach einem Asyl vor der Verfolgung in Europa die 
Araber aus ihren Häusern und aus ihrer Heimat. Die Verfolgten wurden selbst zu Verfolgern. 
... Eine fremde Gruppe hatte um 1948 dank des Weltzionismus und der Unterstützung einer 
Anzahl westlicher Länder die meisten Palästinenser des größten Teils ihres Landes enteignet. 
Diese Enteignung war ein Beispiel des Kolonialismus im klassischen Sinne. ...<< 
>>Vom arabischen Standpunkt war der Zionismus eine aggressive Bewegung und die jüdi-
sche Einwanderung eine Invasion. Die Zionisten sind schuldig, sich so verhalten zu haben wie 
alle anderen Völker – nur mit einer gewissen historisch bedingten Verspätung. 
Nationalstaaten sind niemals als Folge friedlicher Entwicklung und juristischer Verträge ent-
standen. Sie sind vielmehr aus Invasion, Kolonisation, Gewalt und bewaffneten Kämpfen her-
vorgegangen.  
Es war die historische Tragik des Zionismus, daß er auf der internationalen Szene erschien, als 
es auf der Weltkarte keine weißen Flecken mehr gab. Wo immer sich die Juden angesiedelt 
hätten, sie wären früher oder später mit der bodenständigen Bevölkerung in Konflikt geraten. 
Die Bildung von Nationalstaaten war stets mit Ungerechtigkeiten verbunden. Nationale Min-
derheiten wurden absorbiert und assimiliert oder dezimiert oder vertrieben. ...<< 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schrieb später über die Gründung 
Israels (x192/459): >>... 1947 stimmte die britische Regierung einem Abzug aus Palästina zu; 
am Tag des britischen Rückzugs wurde der Staat Israel proklamiert.  
Es kam zum Krieg, die Araber wurden geschlagen. Zwei Drittel der arabischen Bevölkerung 
Palästinas verließen ihre Heimat und flüchteten nach Jordanien, Gaza, Syrien und in den Li-
banon. Nach dem Ende des Krieges feierten die jüdischen Soldaten die Errichtung des ersten 
jüdischen Staates in Palästina seit der Eroberung durch die Römer.  
Israels Ablehnung palästinensischer Forderungen und die Weigerung der arabischen Staaten 
die Existenz Israels anzuerkennen, führte zu drei weiteren Kriegen 1956, 1967 und 1973. 
Dank besonderer Taktik und Bewaffnung blieb Israel in all diesen Konflikten siegreich und 
konnte die von ihm besetzten Gebiete noch vergrößern. ...<< 
Das "Leipziger Börsenblatt" berichtete am 15. Mai 1948 über den damaligen Stand des deut-
schen Literaturwesens (x112/513): >>... Daß wir auf die unanzweifelbaren Meisterwerke un-
serer Zeit, in Sonderheit auf solche, die uns das tausendjährige Reich zwölf Jahre vorenthielt 
(und jeder von uns wüßte aus dem Handgelenk drei Dutzend zu nennen), noch heute meist 
vergeblich warten müssen, angesichts einer Inflation von Zeitschriften, jüngster Lyrik und 
Machwerken, die als Eintagsfliegen zu bezeichnen ihnen schon zuviel Ehre antun heißt, ist 
eine Tatsache, die allen, die mit Planung und Lenkung des Schrifttums zu tun haben, täglich 
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und stündlich vor Augen stehen müßte.  
Die deutsche Buchproduktion steckt im Sumpfe einer peinlichen Mittelmäßigkeit, und die 
besten Pferde müssen heran, sie da herauszuziehen.<< 
Der evangelische Bischof Dibelius forderte am 16. Mai 1948 zum "zivilen Ungehorsam" auf 
(x112/513): >>Es geht in den heutigen Tagen vor allem um das eine, die Freiheit zu behalten, 
wahrhaftig zu bleiben, was auch immer geschieht. ...  
Man muß den Kampf aufnehmen gegen jeglichen Druck auf Überzeugung und Gewissen. Wo 
es darum geht, eine Überzeugung zu bekunden, bei Wahlen, Kundgebungen, Entscheidungen 
für eine Partei, Volksabstimmungen und ähnlichen Gelegenheiten, da gilt kein Gehorsam, 
sondern die eigene gewissenhafte Überzeugung. ...<< 
Der Frankfurter Oberbürgermeister erinnerte am 18. Mai 1948 an die erste deutsche National-
versammlung in der Frankfurter Paulskirche vor 100 Jahren (x112/514): >>... In unseren Stra-
ßen wehen, wie vor 100 Jahren, schwarz-rot-goldene Fahnen, und in der alten demokratischen 
Stadt Frankfurt versammeln sich, wie anno 1848, viele hundert Abgesandte aus ganz Deutsch-
land. In feierlichem Zuge, mit hochgestimmten Herzen, werden sie wie ihre Väter von den 
altehrwürdigen Römerhallen zur Paulskirche hinübergehen. Die Glocken unserer Stadt tragen 
dann weit in deutsche Lande hinein die Kunde: Unser Volk versammelt sich zu hoher nationa-
ler Feierstunde.<<  
Konrad Adenauer erklärte am 19. Mai 1948 während einer Sitzung des CDU-Zonenaus-
schusses in Bad Meinberg/Lippe (x112/515): >>Die weltanschauliche Grundlage der Partei 
muß unbedingt erhalten bleiben. Nirgendwo ist eine Verteidigung der christlichen Weltan-
schauung nach wie vor so notwendig wie bei uns in Deutschland. ...  
Die Forderung auf Rückgabe der Ostgebiete müssen wir nach wie vor nachdrücklich stellen 
und aufrechterhalten, weil ohne die Ostgebiete das übrige Deutschland, abgesehen von der 
Flüchtlingsfrage, wirtschaftlich derart gelagert ist, daß es sowohl für die Deutschen selbst, 
aber auch für das übrige Westeuropa kaum tragbar ist. ...  
So sehr wir den Marshallplan und die Hilfe begrüßen, so glaube ich doch, daß der Marshall-
plan nur eine Ankurbelung ist, die nicht ewig weiterlaufen wird. Wir Deutschen werden selbst 
die Hauptarbeit tragen müssen, um unser Volk wieder in die Höhe zu bringen. ...  
Den Gedanken einer europäischen Föderation kann man nicht ernst genug nehmen und die 
Bedeutung schlechterdings nicht unterschätzen. Eine solche europäische Föderation würde ein 
Gefühl der Sicherheit geben, auch den westlichen Nachbarn Deutschlands, den Franzosen, 
Holländern, Belgiern und Luxemburgern, in denen immer noch eine große Angst vor den 
Deutschen herrscht. Man befürchtet mit Recht, wenn Westdeutschland der Kopf Rußlands 
werden würde, dann wäre es um Westeuropa geschehen. ...  
Wenn man sich dieses Zukunftsbild einer westeuropäischen Föderation vor Augen hält, beste-
hend aus England, Frankreich, Italien und den Beneluxstaaten und Westdeutschland, mit den 
kolonialen Hilfsquellen Afrikas, Indonesiens, Niederländisch-Indiens usw., dann wird man 
zugeben, daß hier die Möglichkeit gegeben ist, daß eine dritte Macht auf der Erde entsteht, die 
zwar den ganz großen Mächten wie den Vereinigten Staaten von Nordamerika und Sowjetruß-
land nicht gleichwertig ist, aber doch immerhin so stark und so groß ist, daß jeder von den 
beiden, wenn sie in einen Kampf miteinander geraten sollten, daran denken müßte, wie wird 
sich diese dritte Macht verhalten. ...<< 
Die deutsche Schriftstellerin Irmgard Keun (1905-1982) schrieb am 19. Mai 1948 über das 
eigenartige Nationalbewußtsein der Deutschen (x112/515): >>Ich hab' nur so eine Abneigung 
gegen alles, was geeignet ist, das Nationalgefühl zu stärken, dieses dümmste und verderblich-
ste aller Gefühle. Daß es nur ein künstliches und vorgebildetes Gefühl ist, macht es nicht mil-
der und harmloser. Wie künstlich es in Deutschland ist, konnte man hier gerade während und 
nach dem Kriege sehen. ...  
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Neulich hatte die Straßenbahn hier (sc. in Köln) mal einen bayerisch sprechenden Schaffner 
eingestellt – er ist einmal gefahren und nicht wieder. ...<< 
Die deutsche Journalistin und Schriftstellerin Ruth Andreas-Friedrich (1901-1977) berichtete 
am 23. Mai 1948 über die Großaktion der SED, Unterschriften für das "Volksbegehren für 
Einheit und gerechten Frieden" im Osten Berlins und in der sowjetischen Zone zu sammeln 
(x112/517): >>Man muß es zugeben, der Schein der moralischen Rechtfertigung liegt auf sei-
ten der Sowjetunion. Sie fordert, was wir wollen müßten. Einheit, gemeinsame Währungsre-
form, Abzug der Besatzungstruppen und einen raschen Frieden mit Deutschland. Warum 
sträuben wir uns dagegen? – Weil wir uns fürchten. ...  
Zu deutlich für unser Mißtrauen tönt aus der neuen Friedensschalmei die fatale Zukunftsmusik 
des Anschlusses. Es schmeckt nach Schloß und Riegel. Eingeschlossen ist der winzige Punkt 
Berlin in der riesigen Sowjetzone. Abgeschlossen von der westlichen Welt sind seit 1947 alle 
Länder, die unter sowjetischem Einfluß stehen.  
Und hinter Kerkerschlössern verschwindet jeder, der in jenen Ländern anderen Willens ist, als 
seine Machthaber es wünschen. 200.000 Menschen wurden nach mutmaßlicher Schätzung seit 
1945 aus der Ostzone nach Rußland transportiert. ...<< 
Die westlichen Militärregierungen einigten sich 23. Mai 1948 über eine gleichzeitige Durch-
führung der Währungsreform in den Westzonen.  
Der deutsche Jurist und SPD-Politiker Heinrich Troeger (1901-1975) schrieb damals über die 
geplante Währungsreform in den Westzonen (x112/517): >>Die Währungsreform hebt sich 
immer dunkler am Horizont ab wie eine schwarze aufsteigende Gewitterwand.  
Die Schlauen haben sich hinter Sachwerten gesichert, die Fleißigen hoffen auf gerechte Ent-
lohnung, auch wenn sie noch die letzten Vermögensreste verlieren sollten. Die Armen und 
Arbeitsunfähigen können ohne Gruseln gar nicht daran denken, daß sie radikal vor dem Nichts 
stehen sollen. ...<< 
Im "Telegraf" vom 28. Mai 1948 kritisierte Arno Scholz die SED (x116/24): >>Die SED 
bringt das deutsche Volk in die gleiche Situation, in die es nach dem ersten Weltkrieg kam.  
Auch damals mußten sich alle Kräfte gegen den Kommunismus wehren. ... Sie waren es, die 
den demokratischen und sozialistischen Kräften in den Rücken fielen, die sich an der Wahl 
zur Nationalversammlung nicht beteiligten und den Regierungen durch Aufstände und andere 
politische Aktionen ständig Schwierigkeiten machten. ...<< 
Viktor Brack (1904 in Haaren geboren) wurde am 2. Juni 1948 in Landsberg/Lech gehängt.  
Brack leitete zunächst von 1939-41 die "Vernichtungsaktion T4" ("Euthanasie-Programm"). 
In den NS-Vernichtungslagern organisierte und überwachte Brack anschließend den Bau und 
Betrieb der Tötungseinrichtungen (Gaskammern und Vergasungswagen).  
Die Londoner Sechsmächte-Konferenz (20. April bis 2. Juni 1948) endete mit der Empfeh-
lung, Deutschland am Wiederaufbau Europas zu beteiligen sowie die Errichtung einer interna-
tionalen Behörde für die Kontrolle des Ruhrgebietes und die Bildung eines westdeutschen 
Staates anzustreben (x156/55-56): >>Es wurde eine Übereinstimmung erzielt, die Errichtung 
einer internationalen Behörde für die Kontrolle des Ruhrgebietes zu empfehlen, in der die 
Vereinigten Staaten, das Vereinigte Königreich, Frankreich, die Benelux-Länder und Deutsch-
land vertreten sein sollen.  
Die Errichtung dieser Behörde bedeutet keine politische Abtrennung des Ruhrgebietes von 
Deutschland. Vorgesehen ist jedoch die Kontrolle über die Verteilung der Kohlen-, Koks- und 
Stahlproduktion der Ruhr, um einerseits zu verhindern, daß die industrielle Konzentration in 
diesem Gebiet zu einem Aggressionsmittel wird, und andererseits zu gewährleisten, daß die 
Produktion allen am europäischen Wirtschaftsprogramm teilnehmenden Ländern einschließ-
lich Deutschlands zugute kommt. ...  
Weiter wurde die Frage der Entwicklung der politischen und wirtschaftlichen Organisation 
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Deutschlands von allen Delegationen beraten. Die Delegierten erkennen an, daß es bei Be-
rücksichtigung der augenblicklichen Lage notwendig ist, dem deutschen Volk Gelegenheit zu 
geben, die gemeinsame Grundlage für eine freie und demokratische Regierungsform zu schaf-
fen, um dadurch die Wiedererrichtung der deutschen Einheit zu ermöglichen, die zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt zerrissen ist. 
Auf Grund dieser Sachlage sind die Delegationen zu dem Schluß gekommen, daß das deut-
sche Volk jetzt in den verschiedenen Ländern die Freiheit erhalten soll, für sich die politi-
schen Organisationen und Institutionen zu errichten, die es ihm ermöglichen werden, eine re-
gierungsmäßige Verantwortung soweit zu übernehmen, wie es mit den Mindesterfordernissen 
der Besetzung und Kontrolle vereinbar ist, und die es ihm schließlich auch ermöglichen wer-
den, die volle Verantwortung zu übernehmen.  
Die Delegationen sind der Ansicht, daß die Bevölkerung in den Ländern die Ausarbeitung 
einer Verfassung wünscht, die Bestimmungen enthält, die von allen deutschen Ländern ange-
nommen werden können, sobald die Umstände es zulassen. Die Delegationen sind daher 
übereingekommen, ihren Regierungen zu empfehlen, daß die Militärgouverneure eine ge-
meinsame Sitzung mit den Ministerpräsidenten der Westzonen Deutschlands abhalten sollen. 
Auf dieser Sitzung werden die Ministerpräsidenten Vollmacht erhalten, eine verfassungge-
bende Versammlung zur Ausarbeitung einer Verfassung einzuberufen, die von den Ländern 
zu genehmigen sein wird. 
Die Abgeordneten dieser verfassunggebenden Versammlung werden von den einzelnen Län-
dern nach Bestimmungen ernannt werden, die von den einzelnen Länderparlamenten selbst 
festgelegt werden. 
Diese Verfassung soll so beschaffen sein, daß sie es den Deutschen ermöglicht, ihren Teil da-
zu beizutragen, die augenblickliche Teilung Deutschlands wieder aufzuheben, allerdings nicht 
durch die Wiedererrichtung eines zentralistischen Reiches, sondern mittels einer föderativen 
Regierungsform, die die Rechte der einzelnen Staaten angemessen schützt und gleichzeitig 
eine angemessene zentrale Gewalt vorsieht und die Rechte und Freiheiten des Individuums 
garantiert. 
Wenn die Verfassung, die von der verfassunggebenden Versammlung vorbereitet wird, nicht 
gegen diese allgemeinen Grundsätze verstößt, werden die Militärgouverneure die Bevölke-
rung in den betreffenden Staaten zur Ratifizierung ermächtigen. 
Bei der Zusammenkunft mit den Militärgouverneuren sind die Ministerpräsidenten ermäch-
tigt, die Grenzen der verschiedenen Staaten zu überprüfen, um zu entscheiden, welche Verän-
derungen den Militärgouverneuren vorgeschlagen werden könnten, damit ein endgültiges Sy-
stem geschaffen wird, das für die Bevölkerung zufriedenstellend ist. ...<< 
Der nordamerikanische Historiker John Gimbel (1922-1992) schrieb später über die Hinter-
gründe dieser "Londoner Empfehlung" (x156/54): >>Die Art, in der die Londoner Empfeh-
lung zur Bildung einer westdeutschen Regierung erfüllt wurde, zeigt also, daß die demokrati-
schen Ideen hinter alliierten Interessen zurückstehen mußten und daß die Alliierten auf be-
stimmten Bedingungen, Strukturen und Machtverhältnissen bestanden, die die Deutschen viel-
leicht aus freien Stücken akzeptiert hätten, vielleicht aber auch nicht.  
Diese Unnachgiebigkeit hat ihre besondere Bedeutung, weil sich daraus ersehen läßt, daß die 
alliierte Entscheidung, die Bonner Regierung zu errichten, nicht wesentlich von den bisher in 
der Besatzungspolitik geltenden Grundsätzen und Bemühungen abwich. Die Ereignisse der 
Jahre 1948 und 1949 sind daher die Fortführung einer bestimmten politischen Linie und nicht 
ein Bruch. Sie stellen in gewissem Sinne nur ein weiteres Experiment dar, einen weiteren 
pragmatischen Versuch, mit Hilfe einer deutschen Auftragsregierung fundamentale Ziele der 
Alliierten zu verwirklichen.  
Die Entscheidung, eine westdeutsche Regierung zu errichten, war nicht mit der Freigabe von 
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Interessen verbunden. Es läßt sich vielmehr nachweisen, daß die Anstrengungen, bestimmte 
alliierte Ziele und Bemühungen weiter zu verfolgen, noch verstärkt wurden. ...<< 
Die SMAD ließ am 3. Juni 1948 Ausbildungseinheiten für die spätere "Kasernierte Volks-
polizei" aufstellen. 
Der polnische Starost (Landrat) von Neidenburg/Ostpreußen erklärte am 9. Juni 1948 in einer 
amtlichen Mitteilung zur Option für Polen (x002/206): >>In Verbindung mit Ihrem ungeklär-
ten Verhältnis zum polnischen Volk und Staat fordere ich Sie auf, sich innerhalb von 2 Wo-
chen ... zu erklären, ob sie die polnische Staatsangehörigkeit dadurch zu erwerben wünschen, 
daß Sie die Treueerklärung dem polnischen Volk und Staat gegenüber bekunden und unter-
zeichnen.  
Für den Fall, daß Sie sich in der oben erwähnten Frist nicht erklären, bemerke ich, daß Ihre 
Wirtschaft ... vom Staat übernommen wird. ...<< 
Konrad Adenauer erklärte am 10. Juni 1948 in der Tageszeitung "Die Welt" (x112/525): 
>>Deutschland ist bereit, als gleichberechtigtes Mitglied einer Föderation auf einen Teil sei-
ner Souveränitätsrechte zu verzichten, doch glaube ich nicht, daß Deutschland einen Frie-
densvertrag mit einem einseitigen Verzicht auf wesentliche Souveränitätsrechte unterzeichnen 
wird. Zu diesen gehören auch die freie Verfügung über Wirtschaft und Außenhandel.  
Eines ist gewiß: Sicherheit wird niemals durch Zwang gewährleistet. ...<< 
Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" (44/1961) berichtete später über Adenauer und 
den Föderalismus: >>Mein Gott - was soll aus Deutschland werden? 
Adenauer war in den zwanziger Jahren Föderalist gewesen. Das entsprach dem Programm 
seiner Partei, des katholischen Zentrums. Das entsprach seinen persönlichen Interessen als 
eines katholischen Politikers im vorwiegend protestantischen Reich. Das entsprach aber auch 
seinen Auffassungen von der europäischen Politik. Er meinte, daß Deutschland "friedens-
freundlicher" gemacht werden könne, indem der preußische Zentralismus in Deutschland ge-
brochen und durch eine föderalistische Struktur des Reiches ersetzt werde. 
Höchster Orientierungspunkt des Adenauerschen Föderalismus war also ein freundlicheres 
Verhältnis zu den westlichen Nachbarn gewesen. Diesen Gedanken hatte Adenauer 1919 aus-
gesprochen, als er in den rheinischen Separatismus-Wirren, die dem Ersten Weltkrieg folgten, 
den Plan eines westdeutschen Bundesstaates innerhalb des Reiches propagierte. 
Ein gutes Vierteljahrhundert später - als Adenauer ein zweites Mal Gelegenheit erhielt, an der 
inneren Gestaltung eines neuen deutschen Staates mitzuwirken - war der höchste Orientie-
rungspunkt seines Vorgehens immer noch der des Jahres 1919: die Gestaltung eines friedli-
chen Europa. 
Die Frage blieb jedoch offen, ob - gemessen an jenem Orientierungspunkt - immer noch die 
Föderalisierung Deutschlands ein unbedingtes Erfordernis sei. 
Das Hauptziel, das Adenauer 1919 verfolgt hatte, wurde 1945 durch die Siegermächte er-
zwungen: Preußen wurde von ihnen zerschlagen. Die Gründung der westdeutschen Länder in 
den Jahren 1945 und 1946 - vor allem die Gründung Nordrhein-Westfalens - bedeutete das 
Ende Preußens. 
Der "Berliner Zentralismus", der für Bismarck-Staat und Weimarer Republik kennzeichnend 
gewesen war, hatte damit sein Ende genommen. Zu entscheiden war nun nur noch, durch wel-
che Art von Staatskonstruktion der Berliner Zentralismus" ersetzt werden sollte - ob 
- durch einen wiederum zentralistischen Staat, nun freilich nicht mit Berlin, sondern mit einer 
westdeutschen Stadt als Metropole, oder 
- durch ein föderalistisches Deutschland, dessen Mittelpunkt eine neue Hauptstadt - zum Bei-
spiel Frankfurt - bilden sollte. 
Die allgemeine Voraussetzung, von der die westdeutschen Politiker bei den 1945 noch sehr 
vagen Spekulationen über dieses Thema ausgingen, war die, daß der neue deutsche Staat zu-
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mindest das Gebiet zwischen Oder und Mosel umfassen werde. Unter dieser Voraussetzung 
war Adenauer - so hat es jedenfalls den Anschein - auch nach 1945 noch Föderalist. Noch im 
Mai 1946 propagierte der "Rheinische Merkur", der damals vielfach als ein Organ Adenauers 
angesehen wurde, "eine deutsche Föderation mit einer westdeutschen Stadt - möglicherweise 
Frankfurt - als Hauptstadt". 
Schwankend in seiner föderalistischen Haltung wurde Adenauer erst, nachdem sich abzu-
zeichnen begann, daß für die Gründung eines neuen demokratischen deutschen Staates nur 
noch die drei westdeutschen Zonen, nicht aber mehr die mitteldeutschen Länder zur Verfü-
gung standen 
Von Mitte 1946 an begannen die Militärgouverneure Englands und Amerikas für die Grün-
dung einer west- und süddeutschen "Tri-Zone" einzutreten. Erst mit dieser Initiative kam jene 
Wirklichkeit in Sicht, auf deren Boden auch die Frage "Zentralismus oder Föderalismus" fort-
an zu entscheiden war. 
Vor dieser neuen Wirklichkeit aber stand Adenauer in Sachen "Föderalismus" ohne Konzept 
da, noch nicht Zentralist, nicht mehr Föderalist - und es war schließlich nicht er, der den 
"Bonner Zentralismus", sofern man von einem solchen sprechen kann, durchsetzte, sondern 
Kurt Schumacher. 
Diese Tatsache hat inzwischen eine ironische Pointe erhalten. Heute ist es die SPD, die - ent-
gegen ihren Traditionen, aber aus wohlerwogenem Eigeninteresse - föderalistische Grundsätze 
verteidigt, während Adenauer die föderalistischen Elemente des Bonner Grundgesetzes be-
klagt. 
Im letzten Wahlkampf erklärte Adenauer vor Würzburger Studenten, die Besatzungsmächte 
hätten in den Jahren 1948 und 1949 "uns den föderativen Gedanken aufgezwungen. Die Ame-
rikaner und die Franzosen haben die Entwicklung beeinflußt. Die Länder sollten sehr stark 
sein, die Zentralregierung sehr schwach." 
Der SPD-Pressedienst versuchte nach Adenauers Würzburger Rede, mit Hilfe einer Doku-
mentation aus den Debatten des Parlamentarischen Rates nachzuweisen, daß Adenauer 
1948/49 ein eifriger Föderalist gewesen sei. 
In Wirklichkeit jedoch war Adenauer in jener Zeit weder Föderalist noch Zentralist, hatte 
vielmehr überhaupt keine feste Ansicht in dieser Frage und wechselte damals seinen Stand-
punkt zum Föderalismus-Thema nicht weniger als dreimal - und zwar jedesmal so, wie nach 
seiner Meinung der Wind im Lager der westlichen Besatzer stand. 
Diese Haltung führte auf dem Höhepunkt des Föderalismus-Streites zu einem Satyr-Spiel, 
dessen nicht eben glücklich aussehende Hauptfigur Adenauer selbst war. 
In der Tat erklärte sich Adenauers Unentschiedenheit im Föderalismus-Konflikt letztlich dar-
aus, daß sein eigentlicher Orientierungspunkt - nämlich die Absicht, den neuen deutschen 
Staat für Westeuropa akzeptabel zu machen - in der Situation von 1948/49 keine Anweisung 
zu politischem Handeln bot. War es klar gewesen, daß die westlichen Alliierten ein von Preu-
ßen her zentralistisch geleitetes Gesamtdeutschland nicht akzeptieren würden, so war damals 
keineswegs eindeutig vorauszusehen, ob ein vielleicht von Frankfurt her zentralistisch geleite-
ter westdeutscher Teilstaat für den Westen, namentlich für die Angelsachsen, nicht doch an-
nehmbar sein würde 
Genau auf diesen Punkt hin sollte sich der Streit zuspitzen, der 1948/49 einmal innerhalb des 
Parlamentarischen Rates und zum anderen zwischen Parlamentarischem Rat und den Westal-
liierten entbrannte. 
Am 10. Juli 1948 überreichten die Militärgouverneure Englands, Amerikas und Frankreichs 
den Ministerpräsidenten der elf westdeutschen Länder die sogenannten "Londoner Dokumen-
te", in denen die drei westlichen Besatzungsmächte vorschlugen, ihre drei Zonen zu einem 
deutschen Staat "föderalistischen Typs" zu vereinen. 
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Am 1. September 1948 trat daraufhin eine verfassunggebende Versammlung zusammen: der 
sogenannte Parlamentarische Rat. Er umfaßte 65 Abgeordnete, die von den Länderparlamen-
ten ernannt worden waren. 27 Abgeordnete gehörten der SPD, 27 der CDU/CSU, fünf der 
FDP, je zwei dem Zentrum, der Deutschen Partei und der KPD an. 
In den Debatten des Parlamentarischen Rates darüber, ob das Grundgesetz der geplanten Bun-
desrepublik "föderalistischen" oder "zentralistischen" Charakter haben solle, schälten sich 
schließlich zwei Hauptprobleme heraus, nämlich 
- einmal die Frage, ob neben dem vom ganzen Volke gewählten Bundestag der von den Län-
derregierungen zu wählende Bundesrat eine gleichberechtigte gesetzgebende Gewalt ausüben 
solle, und 
- zum anderen die Frage der Finanzhoheit. 
In der ersten Frage nahm die CDU/CSU zunächst den "föderalistischen" Standpunkt ein, das 
hieß: Sie forderte die Gleichberechtigung der Bundesländer als gesetzgebende Gewalt neben 
dem Bundestag. Praktisch lief diese Ansicht darauf hinaus, daß die gesetzgebende Gewalt des 
neuen deutschen Staates zu gleichen Teilen auf zwei Institutionen verteilt werden sollte: 
- auf den Bundestag als die gewählte Repräsentation des gesamten Staatsvolkes und auf eine 
"zweite Kammer" (später "Bundesrat" genannt), welche die Länder-Interessen, also das föde-
ralistische Element, repräsentieren sollte. 
Der bedeutendste Sprecher der CDU/CSU in dieser Sache war der katholische Jurist Dr. Adolf 
Süsterhenn. Die Abgeordneten der CDU/CSU verträten, sagte er im Parlamentarischen Rat, 
"grundsätzlich das machtverteilende Prinzip. Wir wollen eine pluralistische Staatsgestaltung 
haben ... Diesen Gedanken der Machtverteilung glauben wir unter anderem am besten dadurch 
zum Ausdruck zu bringen, daß neben dem Volksparlament, das aus der Volkswahl hervorge-
gangen ist (Bundestag), völlig gleichberechtigt in der Legislative eine andere Körperschaft in 
Gestalt der sogenannten zweiten Kammer (Bundesrat) steht". 
Der Standpunkt Süsterhenns war jedenfalls zu Anfang auch der offizielle der CDU/CSU-
Fraktion im Parlamentarischen Rat. Hätte dieser Standpunkt sich durchgesetzt, so wäre die 
gesamte Gesetzgebung der Bundesrepublik einschließlich der Außenpolitik zu einem großen 
Teil in den Landeshauptstädten bestimmt worden. 
Dem späteren sogenannten "Bonner Zentralismus" wären von vornherein in radikaler Weise 
die Flügel beschnitten worden, und die Außenpolitik der Bundesrepublik hätte zweifellos ei-
nen völlig anderen Verlauf genommen, als sie ihn unter der einsamen Führung Adenauers tat-
sächlich genommen hat. 
Vor allem die süddeutschen Föderalisten suchten einen "Bonner Zentralismus" zu verhindern. 
Aus ihren Kreisen kamen Äußerungen, wonach das Land "Nordrhein-Westfalen" drohe, "das 
Preußen der Bundesrepublik zu werden". 
Der von Süsterhenn propagierte Plan scheiterte schließlich an Kurt Schumacher. Im Verein 
mit der FDP brachte der SPD-Führer den Plan eines "gleichberechtigten" Bundesrates zu Fall. 
In dem mit dem Problem befaßten Ausschuß stimmten zwölf Abgeordnete gegen den Sü-
sterhenn-Plan, neun dafür. 
Erst nachdem dies geschehen war, schaltete sich Adenauer in die Debatte ein - nun zwar im-
mer noch nicht mit prinzipiellen Deklarationen, sondern mit taktischen Manipulationen, die 
darauf hinausliefen, den traditionellen Föderalismus der Christdemokratie fallenzulassen. Ihm 
gelang, die eifrigsten Föderalisten der CDU/CSU, den Rheinländer Süsterhenn und den Bay-
ern Dr. Anton Pfeiffer, die bis dahin in der "Föderalismus-Frage" Sprecher der CDU/CSU 
gewesen waren, durch den nachgiebigen Brentano und durch Theophil Kaufmann ersetzen zu 
lassen. Unter deren Einfluß kam schließlich der Artikel 50 des Grundgesetzes zustande: 
"Durch den Bundesrat wirken die Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes 
mit." 
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Im übrigen ist - vornehmlich dank der Initiative des SPD-Führers Kurt Schumacher - im 
Grundgesetz eine Verteilung der Rechte von Bund und Ländern vorgenommen worden, die 
sich später auf vielen Gebieten als praktikabel und vernünftig erwiesen hat. 
Daß dieses System nicht immer reibungslos funktionieren würde, war freilich von vornherein 
klar. Tatsächlich kam es 1952/53 zu einer aufsehenerregenden Kollision zwischen Bund und 
Ländern - und zwar im engen Zusammenhang mit der Frage der deutschen Wiederbewaff-
nung. 
Im Mai 1952 hatte Bundeskanzler Adenauer vier Verträge mit den Westalliierten unterzeich-
net. Das waren 
- der sogenannte Deutschland-Vertrag, durch den die Bundesrepublik ihre Souveränität ge-
wann (mit gewissen noch heute bestehenden Einschränkungen), 
- der "Vertrag über die Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft" (EVG), in 
dem sich die Bundesrepublik zur Aufstellung von bewaffneten Streitkräften und zu deren 
Einbau in eine EVG-Armee verpflichtete, und 
- zwei Nebenverträge, in denen rechtliche und finanzielle Fragen geregelt wurden. 
Im Bundestag war den Verträgen eine einfache Mehrheit sicher. Strittig war lediglich, ob der 
EVG-Vertrag, weil er die im Grundgesetz nicht vorgesehene Aufstellung von "bewaffneten 
Streitkräften" vorsah, verfassungsändernd sei und mithin einer Zweidrittelmehrheit im Bun-
destag bedürfe. In dieser Frage erklärte sich das Bundesverfassungsgericht nach einem langen 
juristischen Streit 1953 für unzuständig. 
Danach stand der SPD nur noch der Weg offen, über die SPD-Landesregierungen von Ham-
burg, Bremen, Niedersachsen und Hessen im Bundesrat einen Beschluß herbeizuführen, wo-
nach der Bundesrat gegen den EVG-Vertrag Einspruch erheben sollte. 
Von den 38 stimmberechtigten Sitzen des Bundesrates nahmen die SPD-Landesregierungen 
15 ein. Die von der CDU/CSU beherrschten Länder Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfa-
len, Rheinland-Pfalz und Bayern hatten zusammen 18 Sitze. 
Ausschlaggebende Bedeutung hatten angesichts dieser Gewichtsverteilung die fünf Stimmen 
Baden-Württembergs. Ministerpräsident war der Liberale Reinhold Maier, aber zu seiner Re-
gierungskoalition gehörten auch Sozialdemokraten. Es gab also einigen Grund zu der Annah-
me, daß Maier mit Rücksicht auf seine sozialdemokratischen Ministerkollegen die fünf Stim-
men Baden-Württembergs für einen Bundesrats-Einspruch gegen die EVG zur Verfügung 
stellen werde. Staatsrechtlich hätte das den Versuch der Bundesländer bedeutet einen bestim-
menden Einfluß auf die Außenpolitik zu gewinnen. 
Maier rang sich jedoch nach einiger Zeit zu der Ansicht durch, daß die Länder keine Legitima-
tion besäßen, eine Initiative auf dem Gebiet der Außenpolitik zu ergreifen. Der Bundesrat be-
schloß mit 23 gegen 15 Stimmen, also mit den fünf Stimmen Baden-Württembergs, keinen 
Einspruch gegen EVG-Vertrag und Deutschland-Vertrag zu erheben. Der EVG-Vertrag wurde 
damit Gesetz, erlangte allerdings gleichwohl keine Rechtskraft, weil das französische Parla-
ment im August 1954 die Ratifizierung ablehnte 
Der Verzicht Maiers auf Einspruch gegen den EVG-Vertrag wurde seinerzeit vielfach als eine 
Niederlage des deutschen Föderalismus ausgegeben. Wie die Hamburger "Welt" damals 
schrieb, hatte man in Maier eine Zeitlang den Mann gesehen, der - gestützt auf den Länder-
Föderalismus - "es dem Kanzler schon zeigen" und dessen Integrations-Politik zu Fall bringen 
werde. 
Diese Erwartungen erwiesen sich als falsch, wenn auch der Verlauf des EVG-Konflikts inner-
halb des Bundesrates demonstriert hatte, daß jedenfalls theoretisch den Bundesländern Mög-
lichkeiten zur Verfügung stehen, sogar auf außenpolitischem Gebiet dem Bundestag und der 
Bundesregierung zumindest hinderlich zu sein. 
Im übrigen hatte der Konflikt im Bundesrat zum ersten Mal deutlich gezeigt, in welcher Wei-
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se die SPD einerseits und die CDU/CSU andererseits in der Föderalismus-Frage die Fronten 
gewechselt hatten. Kurt Schumachers Partei, die im Parlamentarischen Rat energisch und er-
folgreich für eine zentralistische Struktur der Bundesrepublik gekämpft hatte, mußte 1953 im 
Streit um die EVG auf die Waffen des Föderalismus zurückgreifen. Dagegen konnte sich 
Adenauer bei der Abwehr der SPD-Angriffe eben der Waffe bedienen, die ihm sein Gegner 
Schumacher geschmiedet hatte. 
Hatte Adenauer in der Frage der Gleichberechtigung von Bundesrat und Bundestag schließlich 
wenigstens durch taktische Manipulationen im zentralistischen Sinne Stellung bezogen, so 
verhielt er sich in der Frage der "Finanzhoheit" im Grunde völlig richtungslos. Charakteri-
stisch für seine Haltung in dieser Frage ist eine Äußerung, wonach ihm die ganze Sache "zum 
Halse heraushänge". 
Bei dem Streit um die Finanzhoheit ging es, pauschal gesehen, darum, ob das Schwergewicht 
der Finanzhoheit beim Bund oder bei den Ländern liegen sollte. SPD, FDP und KPD vertraten 
den zentralistischen Standpunkt, wonach der Bund Vorrang haben müsse; die CDU/CSU hin-
gegen forderte die Vormachtstellung der Länder. Nach monatelangem Streit spitzte sich der 
Konflikt vor allem auf die Frage des sogenannten Finanzausgleichs zu. Die SPD verlangte für 
den Bund das Recht, Steuergelder reicher Bundesländer durch zentralen Bundesentscheid 
steuerarmen Bundesländern zuschreiben zu dürfen. 
Mitte Februar 1949 setzte sich die SPD mit ihrem Standpunkt im Parlamentarischen Rat 
durch. Der "Finanzausgleich" wurde daraufhin im Prinzip auch von der CDU/CSU angenom-
men - und zwar offenkundig unter Adenauers Einfluß. Der "Föderalist" Adenauer hatte damit 
seine erste Wendung - und zwar diesmal zum "Zentralismus" - vollzogen. 
Bei diesem Stand der Dinge aber erhoben die Alliierten Einspruch. Sie erklärten am 2. März 
1949, daß der Finanzausgleich mit ihrer Forderung nach einem Staat "föderalistischen Typs" 
nicht vereinbar sei. 
Mit der alliierten Erklärung aber hatte die Debatte ein Stadium erreicht, in dem der einzige 
Orientierungspunkt Adenauers in dem ganzen Föderalismus-Streit sichtbar wurde: sein Stand-
punkt nämlich, daß der neue Staat auch seiner inneren Struktur nach für den Westen akzepta-
bel sein müsse.  
Von diesem Standpunkt her aber war es durchaus logisch, daß Adenauer - kaum war das alli-
ierte Veto gegen den "Finanzausgleich" ausgesprochen - auch seinerseits vom Finanzausgleich 
abrückte. Unter dem - vermeintlich unerbittlichen - Druck der Westmächte, verwandelte sich 
Adenauer wieder in einen "Föderalisten", und er war sich sehr wohl klar darüber, daß er damit 
vor den Augen der deutschen Öffentlichkeit das Odium eines Schwächlings und Konzessions-
Politikers auf sich nahm. 
Kurt Schumacher war nicht der Mann, der eine solche Gelegenheit ausließ. Er arbeitete die 
nationale Pointe, die dem Föderalismus-Streit innewohnte, scharf heraus. "Man kann", sagte 
er, "nur deutscher Patriot sein und nicht Patriot von elf deutschen Ländern. Das ist der ganze 
Gegensatz zwischen der Sozialdemokratischen Partei und der Christlich-Demokratischen 
Union." 
Am 20. April 1949 pflanzte Kurt Schumacher - nach einer zweitägigen Parteivorstandssitzung 
- in Hannover die Fahne des zentralistischen Nationalismus auf: Die SPD lehnte den Ein-
spruch der Besatzungsmächte gegen den Finanzausgleich und alle sonstigen föderalistischen 
Forderungen der Alliierten entschieden und bedingungslos ab. "Entweder", sagte Schumacher, 
"gibt es eine deutsche Mitarbeit" (am deutschen Grundgesetz) "oder ein auf Grund der Macht 
gesetztes fremdes Recht für Deutschland." 
Zwei Tage später traten daraufhin die Besatzungsmächte den Rückzug an und akzeptierten - 
nachdem sie anderthalb Monate lang scheinbar unerbittlich auf ihrem föderalistischen Stand-
punkt verharrt hatten - den Finanzausgleich. 
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Es war ein triumphaler Sieg des zentralistischen Nationalisten Kurt Schumacher und seinem 
Gegner Adenauer blieb - nachdem er in der Frage des Finanzausgleichs schon zweimal die 
Position gewechselt hatte - nichts anderes übrig, als sie ein drittes Mal zu wechseln: Die 
CDU/CSU akzeptierte unter Adenauers Leitung den Finanzausgleich. 
Adenauer hat später versucht, das nationale Verdienst Schumachers in der Finanzhoheits-
Frage zu schmälern. Er behauptete, Schumacher habe am 20. April, als er in Hannover in so 
herausfordernder Weise den Besatzungsmächten den Fehdehandschuh hinwarf, Kenntnis von 
einem Brief der Besatzungsmächte gehabt, der - obwohl vom 10. April datiert - im Panzer-
schrank des amerikanischen Generals Clay lag.  
Dieser Brief sei von den Besatzungsmächten für den Fall entworfen worden, daß der Parla-
mentarische Rat den alliierten Einspruch gegen den Finanzausgleich entschieden ablehnte, 
und habe die Rücknahme des alliierten Einspruchs enthalten. Schumacher aber habe - unter-
richtet durch britische Freunde - von diesem Brief gewußt. 
Indes, selbst wenn diese Behauptung Adenauers richtig sein sollte, bleibt doch zumindest die 
Tatsache bestehen, daß Schumacher entschiedener und einfallsreicher als Adenauer die Posi-
tion der Besatzungsmächte in der Finanzausgleichs-Frage auf ihre Festigkeit hin geprüft hat. 
Sein Verdienst, an einem entscheidenden Punkt für eine praktikable Gestaltung des Grundge-
setzes gesorgt zu haben, bleibt vor der Geschichte bestehen. 
Das Verdienst Schumachers um eine praktikable Gestaltung des Grundgesetzes ist um so hö-
her zu bewerten, als das Grundgesetz - trotz Finanzausgleichs und trotz Vorrangstellung des 
Bundestages vor dem Bundesrat - immer noch einen stark föderalistischen Charakter behalten 
hat. 
Wenn sich gleichwohl nach Billigung des Grundgesetzes durch Parlamentarischen Rat und 
Besatzungsmächte im Herbst 1949 eine Art von "Bonner Zentralismus" herausbildete, so war 
dieser weitgehend persönlicher und nicht so sehr institutioneller Art. 
Tatsächlich ist die Besorgnis weit verbreitet, daß der De-facto-Zentralismus, den Adenauer 
während seiner Regierungszeit entwickelt hat, institutionelle (föderalistische) Schwächen des 
Grundgesetzes verbirgt, die erst nach seinem Ausscheiden sichtbar werden könnten. ...<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 10. Juni 1948 über die Gründung eines westlichen 
Staates (x112/525): >>... Können und sollen die Deutschen der Westzone den entscheidenden 
Schritt der Bildung einer eigenen Westregierung als Weg zu einer späteren Regierung für ganz 
Deutschland fordern und fördern?  
Wir meinen ja.<< 
Der 2. Kongreß des Zentralkomitees der Rumänischen Arbeiterpartei beschloß am 10. Juni 
1948 eine Änderung der Nationalitätenpolitik (x007/101E): >>... (um) das Problem der deut-
schen Bevölkerung in Siebenbürgen und dem Banat auf demokratische Weise zu lösen. ... 
Nach "Ausmerzung des Einflusses, den der Hitlerismus in den Reihen der deutschen Bevölke-
rung in der Volksrepublik Rumänien gehabt hat", sollte, so wollte es die Resolution, mit Hilfe 
des Zentralkomitees "eine Arbeiterpartei der deutschen Bevölkerung auf der Grundlage der 
Klassendifferenzierung" geschaffen werden.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1957 
über die allgemeinen Lebensbedingungen der Rumänien-Deutschen (x007/91E-93E,100E-
106E): >>Daß das rumänische Deutschtum die ersten Nachkriegsjahre überhaupt überstehen, 
daß es eine gewisse Position, besonders im kulturellen Leben halten oder zurückgewinnen 
konnte, ist vor allem dem Wirken der Kirchen zu danken ... 
Ausschließlich der Kirche war es zu danken, wenn - besonders in Siebenbürgen - in vielen 
Orten schon kurz nach dem Kriegsende neben der deutschen Predigt auch wieder deutscher 
Schulunterricht erteilt werden konnte. ... Trotz aller Schwierigkeiten wurde ... zum Teil in 
Kirchenräumen, Pfarrhäusern und Privatwohnungen, zum Teil in zur Mitbenutzung freigege-
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benen rumänischen Schulen, deutscher Unterricht abgehalten.  
... Bis zum 1. September 1947 sollten in allen deutschen Gemeinden deutschsprachige Schu-
len mit deutschen Lehrern eröffnet werden. Das Programm konnte nicht voll verwirklicht 
werden. In vielen Gemeinden wurden nur vierklassige deutsche Sprachzüge innerhalb der ru-
mänischen Volksschulen geschaffen, die überdies zahlreiche rumänische Pflichtstunden zu 
absolvieren hatten, zum Teil auch von rumänischen Lehrkräften unterrichtet wurden. Dennoch 
konnte man gerade im deutschen Schulwesen gegen Ende 1947 - unter den besonderen Bedin-
gungen des Regimes - durchaus von einer Konsolidierung reden. ...<< 
>>... Nachdem sich die tragenden Kräfte des neuen volksdemokratischen Rumänien nach Bil-
dung einer sozialistisch-kommunistischen Einheitspartei, der "Rumänischen Arbeiterpartei", 
in der am 27. Februar 1948 proklamierten "Demokratischen Volksfront" neu organisiert hat-
ten, kam es am 13. April 1948 zur Verabschiedung der ersten "Verfassung der Volksrepublik 
Rumäniens". ... 
Die Nationalitätenpolitik der seit dem Sturz des Königtums unumschränkt herrschenden ru-
mänischen Kommunisten blieb bestimmt von dem Bestreben, die Nationalitäten für den 
kommunistischen Staat zu gewinnen, getreu dem Lehrsatz Stalins, daß der "Sieg des Proleta-
riats ohne die Befreiung der nicht vollberechtigten Nationen und der Kolonien vom Joch des 
Imperialismus nicht von Dauer sein kann." ... 
Noch im Juni 1948 kam es an verschiedenen Orten des Landes zu organisierten deutsch-
rumänischen Verbrüderungsfeiern. Im Dezember nahm eine Entschließung der Partei zur na-
tionalen Frage die Thesen der Juni-Resolution wieder auf. Man sprach von ideologischer Um-
erziehung der deutschen Bevölkerung, von der Bedeutung der "deutschen werktätigen Mas-
sen" als eines aktiven Faktors beim sozialistischen Aufbau Rumäniens. ... 
Durch einen im Dezember 1948 ergangenen Erlaß wurden die rechtlichen Bestimmungen des 
Nationalitätenstatus und die entsprechenden Klauseln der Verfassung ausdrücklich auch auf 
die deutsche Bevölkerung ausgedehnt, die bis dahin faktisch unter Ausnahmerecht gestanden 
hatte. ...  
Schon seit 1949 unterlagen die Volksdeutschen wieder der rumänischen allgemeinen Wehr-
pflicht, wenn sie auch im allgemeinen Arbeitsbataillionen, nicht der eigentlichen Truppe zu-
geteilt wurden. - Die dem Innenministerium unterstellten Arbeitsbataillone wurden an staatli-
chen Bauprojekten eingesetzt, vielfach aber auch volkseigenen oder privaten Betrieben zur 
Verfügung gestellt, die die Löhnung an den Staat abführten, ein System, das in Rumänien in 
ähnlicher Form schon vor dem Krieg geübt wurde.  
Bald konnte auch die deutsche Sprache wieder ungehindert in der Öffentlichkeit gebraucht 
werden ... 
Die im Zuge der Bolschewisierung des Wirtschaftslebens in den Jahren 1948 und 1950 ver-
fügten Enteignungen und Verstaatlichungen richteten sich gleichermaßen gegen rumänische, 
deutsche und madjarische "Kapitalisten". Auch die in den nächsten Jahren immer häufiger 
werdenden Verhaftungen von "Saboteuren", "Verrätern" und "Staatsfeinden", die willkürlich, 
vielfach nur durch administrative Verfügungen zu langjährigen Haftstrafen verurteilt und in 
den Lagern am Donau-Schwarzmeer-Kanal zur Zwangsarbeit eingesetzt wurden, betrafen die 
gesamte Bevölkerung des Landes.  
Hans Otto Roth, Rudolf Brandsch, Franz Kräuter, Rudolf Spek und andere wurden weniger 
als Deutsche, denn als führende Persönlichkeiten des demokratisch-bürgerlichen Lagers ver-
haftet und ausgeschaltet.  
Mit Bischof Pacha und seinen deutschen Mitarbeitern wurden Hunderte von rumänischen 
Geistlichen der römisch-katholischen Kirche inhaftiert und verurteilt. Mittelbar richteten sich 
freilich all diese Maßnahmen gegen die geistige Selbständigkeit des Deutschtums, die der völ-
ligen Einfügung in das System des kommunistischen Staates im Wege stand. Die Umsiedlun-
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gen innerhalb Rumäniens in den Jahren 1951/52 zeigen zwar die noch herrschende Rechtsun-
sicherheit, sind jedoch kaum als primär "antideutsche" Aktionen zu werten. 
Sehr viel klarer konnte das kommunistische Grundkonzept der neuen rumänischen Nationali-
tätenpolitik auf kulturellem Gebiet realisiert werden. Der volksdemokratische Staat gewähr-
leistet – nach den Worten der neuen rumänischen Verfassung vom 24. September 1952 – "die 
Entfaltung der Kultur des rumänischen Volkes sowie der Kultur der nationalen Minderheiten, 
die dem Inhalt nach sozialistisch, der Form nach national sind".  
Um "die Erziehung der Jugend im Geiste der Volksdemokratie" sicherzustellen, hatte schon 
das Schulreform-Dekret vom 2. August 1948 die Verstaatlichung "aller konfessionellen oder 
privaten Schulen" verfügt. Noch immer waren es rund 260 deutsche Schulen, die mit dem ge-
samten zu ihrer Unterhaltung dienenden "Kirchen-, Kongregations-, Gemeinschafts- oder Pri-
vatvermögen" verstaatlicht wurden.  
Die Verbindung von Kirche und Schule, die sich besonders im deutschen Schulwesen Sieben-
bürgens seit Jahrhunderten bewährt hatte, war damit endgültig zerstört. Der formale Protest 
der Kirchen hatte keine Bedeutung. Selbst die Evangelische Landeskirche wäre allerdings 
nach den Verstaatlichungen in allen Zweigen der Wirtschaft kaum in der Lage gewesen, ihre 
Schulen weiterhin aus eigener Kraft zu erhalten. 
... Die alten deutschen Lehrer mußten sich, soweit sie überhaupt im Amt blieben, kommunisti-
schen Schulungskursen unterziehen. 
Im Lichte einer kommunistischen Durchdringung, unter dem Deckmantel nationaler Volk-
stumspflege, muß auch die von Staat und Partei geförderte Entwicklung des allgemeinen 
volksdeutschen Kulturlebens in den folgenden Jahren gesehen werden, das dem Einfluß der 
Kirchen fast völlig entzogen wurde.  
Ende 1952 gab es in Rumänien 285 deutsche Kulturheime, 287 volksdeutsche Chöre, 157 
Laienspiel- und Theatergruppen, 200 Musik- und 235 Trachten- und Tanzgruppen. Der Er-
richtung einer deutschen Sektion des Bukarester Staatstheaters in Hermannstadt im Jahre 1950 
folgte 1953 die Eröffnung eines deutschen Theaters in Temeschburg. ...  
Im Jahre 1951 allein erschienen, zum großen Teil staatlich subventioniert, 206 deutschspra-
chige Bücher mit einer Gesamtauflage von 550.000 auf dem rumänischen Büchermarkt. Zahl-
reiche deutsche Schriftsteller und Künstler erhalten staatliche "Pensionen".  
Die Tendenz dieses "Kulturbetriebes" ist offenkundig. Sächsische Trachtengruppen nehmen 
an den Umzügen zum 1. Mai und zum Tag der Roten Armee, an den politischen Demonstra-
tionen gegen Tito teil. Vom Staat geforderte Gemeinschaftsveranstaltungen der verschiedenen 
Nationalitätengruppen sollen nach außen demonstrieren, daß "die marxistisch-leninistische 
Nationalitätenpolitik ... in Rumänien einen neuen welthistorischen Sieg errungen" hat. ...<< 
Die Militärgouverneure Clay und Robertson sprachen am 14. Juni 1948 mit Vertretern der 
Zweizonenwirtschaftsverwaltungen über Fragen der Währungs- und Steuerreform.  
Der Wirtschaftsrat der Bizone verabschiedete am 14. Juni 1948 in einer nicht öffentlichen 
Sitzung einen gemeinsamen Antrag der Fraktionen der CDU/CSU/DP, SPD, FDP und des 
Zentrums an die Militärregierungen (x112/527): >>Der Wirtschaftsrat hat davon Kenntnis 
genommen, daß die Geldreform unter Verantwortung der Militärregierungen durch Proklama-
tion erfolgen soll und unmittelbar bevorsteht.  
Nachdem diese Entscheidung gefallen ist, hält sich der Wirtschaftsrat im Interesse des Gelin-
gens der Reform für verpflichtet, in letzter Stunde folgende Auffassung zum Ausdruck zu 
bringen:  
1. Der Wirtschaftsrat hält es für notwendig, daß der Reformakt an einem Tage und in einer 
einzigen Proklamation vollzogen wird.  
2. Der Wirtschaftsrat hält es für unerläßlich, daß den obersten verantwortlichen Stellen des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes noch heute der volle Wortlaut der beabsichtigten Proklamati-
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on zur Verfügung gestellt wird.  
3. Der Wirtschaftsrat sieht es als eine wesentliche psychologische Voraussetzung für das Ge-
lingen der Geldreform an, daß die neuen Steuergesetze in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Geldreform verkündet werden. Der Wirtschaftsrat hält grundsätzlich an der Forderung 
deutscher Zuständigkeit für die Steuergesetzgebung fest, erwartet aber, daß zumindest der ma-
terielle Inhalt der Steuergesetze den deutschen Vorschlägen entspricht. Der Wirtschaftsrat ver-
tritt diese Auffassung auch dann, wenn die Gültigkeit der Steuergesetze sich zunächst nur auf 
das Vereinigte Wirtschaftsgebiet erstrecken kann.  
4. Der Wirtschaftsrat hält seine Auffassung für um so berechtigter, als der Lastenausgleich 
durch deutsche Gesetzgebung erfolgen soll.  
5. Der Wirtschaftsrat ist der Auffassung, daß beschleunigt Vorbereitungen getroffen werden 
müssen, um erforderlichenfalls die Einbeziehung der Stadt Berlin in die Geldreform zu er-
möglichen.<< 
Das Kabarett "Die Mausefalle" (Leitung: Werner Finck) begann am 16. Juni 1948 mit dem 
neuen Programm "Wir sind wieder soweit!" 
Im Verlauf der 18. Vollversammlung des Wirtschaftsrates der Bizone erklärte Ludwig Erhard 
am 17. Juni 1948 während der ersten Lesung des Gesetzes über die "Leitsätze für die Bewirt-
schaftung und Preispolitik nach der Geldreform" (x112/529): >>... Ich glaube, hier ... dartun 
zu können, daß der Markt die einzige wohltätige Einrichtung ist, um eine gerechte, eine ma-
ximale Verteilung zu schaffen. ...  
Wir müssen ... glauben, daß diese Währungsreform gelingt. Wir müssen überzeugt sein, daß 
wir auf dieser gesunden Grundlage aus unserer eigenen Kraft heraus auch wieder mählich ge-
sunden können.  
Dann ist dieses Gesetz kein Ermächtigungsgesetz für den Direktor der Verwaltung für Wirt-
schaft, sondern es ist ein Gesetz zum Schutze der deutschen Währung, ein Gesetz zur Wieder-
herstellung der demokratischen Freiheit und Grundrechte, ein Gesetz des sozialen Schutzes 
und ein Gesetz des wirtschaftlichen Wiederaufbaues.  
Ich bin überzeugt, Sie sind nicht alle meiner Meinung. Aber ich bitte Sie, wenigstens über-
zeugt zu sein, daß das, was ich Ihnen sagte, aus ehrlicher Gesinnung und aus dem ehrlichen 
Willen heraus geschieht, mit liberalen Methoden unverrückbar dem Ziel einer sozialen Wirt-
schaftspolitik zu dienen. ... 
(Der SPD-Abgeordnete Kreyssig entgegnet danach:) Die Situation wird in wenigen Tagen 
schon beweisen, wie gefährlich so eine Konzeption ist. Wir werden sehr dahinterher sein müs-
sen, für tausende und Millionen Menschen das Schicksal zu klären. ...<<  
In München, Erlangen und Heidelberg demonstrierten am 17. Juni 1948 wieder Tausende von 
Studenten gegen die schlechte Ernährungslage. 
Die deutsche Fischereiflotte (68 Schiffe) durfte am 17. Juni 1948 erstmals seit dem Kriegsen-
de wieder zum Fischfang starten. 
Die SMAD gab am 18. Juni 1948 bekannt, daß der Personenverkehr von und nach den West-
zonen völlig gesperrt wird. 
Die westlichen Militärregierungen verkündeten am 18. Juni 1948 im Rundfunk, daß am 21. 
Juni die DM-Währung in den drei Westzonen eingeführt werden soll. 
Jack Bennett (oberster Finanzberater der US-Regierung) informierte über die bevorstehende 
Währungsreform (x112/529): >>Die neue Währung heißt "Deutsche Mark". ...<< 
Die deutsche Journalistin und Schriftstellerin Ruth Andreas-Friedrich (1901-1977) berichtete 
am 18. Juni 1948 über die schon am Vortag angekündigte Rundfunkmeldung zur Währungsre-
form (x112/529): >>Wir kleben am Radio. Auf der Straße rennen Menschen. Fast kein Ge-
schäft ist mehr geöffnet. Fünfzehn Minuten, zehn Minuten ... Stille! Nach dem Sturm – oder 
vor dem Sturm. – Wer weiß! Jetzt kommt es!  
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Der Ansager räuspert sich. Wir hören ihn atmen und ein Konzeptpapier knistern.  
Das erste Gesetz zur Reform der deutschen Währung, das von den Militärregierungen der 
USA, Großbritanniens und Frankreichs erlassen wurde, tritt am 20. Juni in Kraft.  
Abwertung 10:1.  
Die neue Währung heißt Deutsche Mark.  
Das alte Geld wird am 21. Juni aus dem Verkehr gezogen. Münzen und Noten mit einem 
Nennwert von höchstens einer Mark sowie Briefmarken bleiben zum Zehntel ihres Nennwer-
tes vorläufig gültig.<< 
Das "Frankfurter Börsenblatt" veröffentlichte am 18. Juni 1948 einen Aufruf des Schutzver-
bandes deutscher Schriftsteller (x112/530): >>Die deutsche Bürokratie, ohne die der Hitleris-
mus nie sich hätte durchsetzen können, hat dessen Macht geerbt und setzt den Kampf gegen 
den Geist – wenn auch mit anderen Mitteln – fort.  
Den geistig Schaffenden, den Schriftstellern, Künstlern und Gelehrten, wird die Staatsbürger-
liche Gleichberechtigung versagt. Sie werden rücksichtslos bei der Zuteilung von Lebensmit-
teln, Arbeitsraum und Arbeitsmaterial benachteiligt. Man läßt sie frieren und hungern – mehr 
frieren und hungern als alle anderen Angehörigen anderer Berufe.  
Wir wenden uns an den PEN-Club und die internationale Liga für Menschenrechte, ihren Ein-
fluß dahin wirken zu lassen, daß die deutschen Regierungen den geistig Schaffenden endlich 
die Gleichberechtigung zugestehen.<< 
US-Militärgouverneur Clay lehnte am 19. Juni 1948 den Antrag von evangelischen Bischöfen 
ab, eine Berufungsinstanz für die Nürnberger Verfahren zu errichten (x112/531). 
Die westlichen Alliierten verkündeten am 19. Juni 1948 weitere Einzelheiten zur Währungsre-
form (x112/531): >>... Das erste Gesetz zur Neuordnung des deutschen Geldwesens ist von 
den Militärregierungen Großbritanniens, der Vereinigten Staaten und Frankreichs verkündet 
worden und tritt am 20. Juni in Kraft.  
Die bisher gültige deutsche Währung wird durch dieses Gesetz aus dem Verkehr gezogen.  
Das neue Geld heißt "Deutsche Mark", jede Deutsche Mark hat 100 Deutsche Pfennige.  
Das alte Geld, die Reichsmark, die Rentenmark und die alliierte Militärmark, ist vom 21. Juni 
an ungültig.<<  
Marschall Wassili D. Sokolowski (1897-1968, 1946-48 Oberkommandierender der sowjeti-
schen Truppen in der SBZ) verbot am 19. Juni 1948 das Westgeld in Groß-Berlin sowie in der 
Ostzone und ordnete die völlige Schließung der Zonengrenzen für den Personenverkehr an. 
Der deutsche Journalist Walter von Cube (1906-1984) berichtete am 19. Juni 1948 während 
eines Rundfunkkommentars über die Währungsreform (x112/531): >>... An ihren Erfolg zu 
glauben, besteht aller Anlaß; gerade weil wir plötzlich so arm an Mitteln geworden sind, sind 
wir so reich an Aussichten, es wird sich die Währungsreform als einmaliger Schnitt und end-
gültiger Schritt zur Besserung herausstellen.  
Der zunächst im Umlauf zu setzenden Summe von 1,66 Milliarden neuen Geldes stehen näm-
lich gemeldete Warenmengen in beträchtlich höherer Preissumme gegenüber. ... Der Schwarz-
handel wird, da seinen Nutznießern das Kapital fehlt, von heute auf morgen, wie man anneh-
men kann, seine Farbe verlieren.<< 
Der deutsche Jurist und SPD-Politiker Heinrich Troeger (1901-1975) schrieb am 19. Juni 
1948 über die Währungsreform in den Westzonen (x112/531): >>Die Währungsreform ist da. 
Endlich, denn die Wirtschaft kam zum Stillstand aus Angst, mehr zu verdienen, als unbedingt 
erforderlich wäre.  
Die Kaufleute drückten sich um die Warenabgabe, die Geldbesitzer kauften, was irgendwie 
erreichbar. Nun kommt eine Zeit echter Geldnot, hoffentlich auch zugleich die Einsicht in die 
Notwendigkeit, zu arbeiten und zu sparen. ...<< 
In den Westzonen wurde am 20. Juni 1948 die Währungsreform durchgeführt. Jeder West-
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deutsche erhielt ein "Kopfgeld" von 40 DM, das einen Monat später um 20 DM erhöht wurde. 
Sämtliche Forderungen wurden auf 10 % ihres Nennwertes abgewertet. Die Reichsmark-
Geldkonten tauschte man im Verhältnis 100:6,5 in Deutsche Mark um (x069/214).  
Diese Währungsreform traf besonders die kleineren und mittleren Einkommensbezieher au-
ßerordentlich schwer. Die Besitzer von Sachwerten (Unternehmer, Kaufleute, Landwirte und 
andere) wurden durch die Währungsreform nachweislich bevorzugt und erhielten beträchtli-
che finanzielle Vorteile. Ihr Sachkapital wurde nicht reduziert und sie wurden gleichzeitig von 
90 % ihrer Verbindlichkeiten befreit. Die Währungsreform der Alliierten war für die große 
Mehrheit der Deutschen hart und ungerecht, aber sie schaffte trotz alledem eine solide Grund-
lage für den deutschen Wiederaufbau und das spätere deutsche "Wirtschaftswunder".  
Der deutsche Journalist Kurt Pritzkoleit (1904-1965) berichtete später über die Folgen der 
westdeutschen Währungsreform (x156/42): >>... Natürlich war die Behandlung der kleinen 
Leute, die die Masse der Geldsparer stellten – ob sie nun ihre Reichsmark im Strickstrumpf 
verborgen oder sie bei Banken, Sparkassen oder Genossenschaften angelegt hatten -, so un-
gerecht wie nur möglich.  
Sie hatten eine harte Währungsreform gemacht, um die alte Ordnung der Dinge, die freie 
Marktwirtschaft, die der Vorstellungswelt der westlichen Welt entsprechende kapitalistische 
Wirtschaft wiederherzustellen. Deshalb waren die Sachwertbesitzer, die Produzenten indus-
trieller und landwirtschaftlicher Güter im Besitz ihres Sachkapitals geblieben – der Lasten-
ausgleich sollte Sache der Deutschen bleiben -, der ganzen Fülle der produktiven Besitztümer, 
die durch Kriegs- und Kriegsfolgeschäden viel weniger gelitten hatten, als man damals noch 
ahnte; sie würden es bald erleben, daß der Wert ihrer Fabriken und Horte wesentlich anstieg; 
sie waren von 90 % ihrer Verbindlichkeiten befreit wurden – und das alles, weil sie als die 
Garanten der Zukunft galten.  
Erst später würde man übersehen können, mit welchen Gewinnen die Herren und Hüter der 
Sachwertwelt aus der Währungsreform hervorgegangen waren, und gleichzeitig feststellen, 
daß die Sparer, die es einfach nicht lassen können, aufs neue begonnen hatten, Groschen für 
Groschen auf die hohe Kante zu legen.  
Das war genau der gewollte Effekt der alliierten Maßnahmen: harte Reform für die Sparer, 
Erleichterung jeder Art für die Produzenten.<< 
Der Geschäftsbericht der Westfalia Aktiengesellschaft, Maschinenfabriken, Bochum, berich-
tete später über die Währungsreform (x112/532): >>Die Produktion hat nach der Währungsre-
form eine Erhöhung um mehr als 100 % erfahren ...  
Wir sind in der Lage und darauf eingerichtet, die bereits erreichte Höhe der Produktion zu 
erhalten und noch zu vergrößern. ...<< 
In den drei Westzonen wurde die Deutsche Mark (DM) am 21. Juni 1948 gesetzliches Zah-
lungsmittel. 
Die Unternehmen wurden am 21. Juni 1948 zur Erstellung einer DM-Eröffnungsbilanz ver-
pflichtet. 
Der deutsche CDU-Politiker Ludwig Erhard (1897-1977) erklärte am 21. Juni 1948 während 
einer Rundfunkansprache (x112/533): >>Ich appelliere an den gesunden Sinn, die Einsicht 
und die Erkenntniskraft von Ihnen allen, wenn ich Ihnen vor Augen führe, daß eine Gefahr für 
die Stabilität des neuen Geldes nicht bestehen kann, wenn wir uns nur einer geordneten öf-
fentlichen Haushaltsführung befleißigen und durch eine ebenso geordnete Geld- und Kredit-
politik dafür Sorge tragen, daß die Übereinstimmung von Güterproduktion und Kaufkraftbil-
dung gewahrt bleibt. ...<< 
Die in Mainz erscheinende "Allgemeinen Zeitung" berichtete am 21. Juni 1948 über die deut-
sche Währungsreform (x112/533): >>Die Ärzte, die den deutschen Michel kurieren wollen, 
haben sich zu einer Behandlungsweise entschlossen, die seinem Kräftezustand Rechnung tra-
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gen soll: Die Medizin, die ihm helfen soll, ist so stark und schmeckt so bitter, daß sie der 
Meinung sind, es müsse zwischen jedem Löffel voll eine gewisse Pause liegen. Das deutsche 
Volk ist nicht der gleichen Meinung, aber es ist entschlossen, die Medizin im Vertrauen auf 
ihre Heilwirkung mit Selbstüberwindung hinunterzuschlucken. ...<< 
Die englische Zeitung "News Chronicle" berichtete am 21. Juni 1948 über die deutsche Wäh-
rungsreform (x112/533): >>An diesem Wochenende ist die stabilste Währung in Europa zer-
stört worden. Es ist die Währung der Zigarette. ...<< 
Gemäß SMAD-Befehl Nr. 111 wurde am 23. Juni 1948 die "Deutsche Mark der Deutschen 
Notenbank" in Ost-Berlin und in der SBZ eingeführt (das Umtauschverhältnis entsprach z.T. 
dem Tausch in den Westzonen).  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Währungsre-
form" in der SBZ (x009/474-475): >>Durch die vom 23. bis 28.6.1948 in der SBZ und Ost-
Berlin auf Grund des SMAD-Befehls Nr. 111 durchgeführte Währungsreform wurde die - bis 
dahin für ganz Deutschland geltende - Reichsmark für die SBZ durch Reichsmarkzeichen mit 
aufgeklebten Spezialkupons, neue "Deutsche Mark der Deutschen Notenbank" (DM Ost), ab-
gelöst.  
Es galten sehr differenzierte Umtauschrelationen, die das "staatliche" Vermögen stark bevor-
zugten.  
Im einzelnen wurden umgetauscht: bei Privatpersonen Barbeträge bis zu RM 70,-- im Ver-
hältnis 1:1, bis RM 1.000,-- im Verhältnis 5:1, vor dem 9.5.1945 entstandene Einlagen 10:1, 
wobei jedoch geprüft werden mußte, ob Beträge über RM 3.000,-- "rechtmäßig" erworben 
waren.  
Bei Beträgen über RM 5.000,-- wurden von vornherein Kriegs- oder Schwarzmarktgewinne 
angenommen. Diese Beträge sind - falls nicht das Gegenteil bewiesen werden konnte - einge-
zogen worden, ebenso das Geldvermögen von "faschistischen Verbrechern und Kriegsverbre-
chern". Über diese umgetauschten Altguthaben konnte zudem nicht verfügt werden. Sie wur-
den in eine Altguthaben-Ablösungsanleihe umgewandelt, die seit 1959 in 25 gleichen Jahres-
raten getilgt wird.  
Beträge nicht volkseigener Betriebe wurden nur bis zur Höhe des wöchentlichen Umsatzes 
und der Lohnrückstände bei Handels- und anderen Wirtschaftsorganisationen in Höhe der wö-
chentlichen Lohnsumme im Verhältnis 1:1 umgetauscht. Dagegen wurden alle Einlagen von 
... volkseigenen Betrieben voll im Verhältnis 1:1, Versicherungspolicen im Verhältnis 1:3 
umgetauscht. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Währungspoli-
tik" in der SBZ (x009/474): >>Die kommunistischen Machthaber der SBZ verkünden zwar 
lautstark, daß eine Inflation in ihrem Herrschaftsbereich nicht möglich sei, jedoch sind sie seit 
Schaffung der DM Ost bemüht, die permanente Inflation zu verhindern oder wenigstens zu 
bremsen.  
Diese permanente Inflation äußert sich in einer ständigen Unterversorgung der Bevölkerung 
mit Lebensmitteln und Konsumgütern, die sich von Zeit zu Zeit zu Versorgungskrisen auswei-
tet.  
Gründe hierfür sind eine Vernachlässigung der Konsumgüterindustrie wegen Devisenhandels, 
Zwangsexporte hochwertiger Verbrauchsgüter und die Unmöglichkeit, Lebensmittel und Ver-
brauchsgüter zu importieren, Materialmangel, Fehlplanungen und Nichterfüllung der Produk-
tionspläne einerseits und eine ständige außerplanmäßige Überziehung des Lohnfonds anderer-
seits. Diese Tatsachen führen zu einem Kaufkraftüberhang. ...<< 
In West-Berlin wurde die DM am 23. Juni 1948 eingeführt. 
Aufgrund der Einführung der West-DM ließ die SMAD am 23. Juni 1948 den Personen- und 
Güterverkehr nach Berlin stoppen sowie die Stromlieferungen aus dem Osten Berlins in die 
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Westsektoren wegen angeblicher technischer Schwierigkeiten einstellen. 
US-Militärgouverneur Clay telefonierte in der Nacht zum 24. Juni 1948 mit General Curtis 
Lemay (1906-1990, Chef des US-Luftwaffenkommandos in Frankfurt) wegen der sowjeti-
schen Blockade Berlins (x112/535): >>Haben Sie Maschinen, die Kohlen transportieren kön-
nen? 
(Lemay:) Was transportieren? 
(Clay:) Kohlen. 
(Lemay:) Ich kann so schlecht verstehen. Es klingt nur, als ob Sie nach Flugzeugen fragen, die 
Kohlen transportieren können. 
(Clay:) Genau, das meine ich. 
(Lemay:) Die Luftwaffe transportiert alles. ...<< 
Die deutsche Journalistin und Schriftstellerin Ruth Andreas-Friedrich (1901-1977) notierte 
am 23. Juni 1948 in ihrem Tagebuch (x112/534-535): >>Es ist also soweit.  
Statt einer neuen Währung haben wir zwei. Und zu dem Eisernen Vorhang an der Elbe gesellt 
sich ab übermorgen der Eiserne Vorhang quer durch Berlin.  
Gefährlich brodelt es in allen Kesseln. ...<<  
Sowjetische Truppen blockierten am 24. Juni 1948 sämtliche Land- und Wasserwege nach 
den Berliner Westsektoren und unterbrachen die Energieversorgung sowie Lebensmittel-
lieferungen aus der SBZ, um die West-Berliner Bevölkerung auszuhungern. Berlin konnte 
infolgedessen nur noch auf dem Luftweg versorgt werden. 
General Lucius Clay (1897-1978, von 1947-49 Militärgouverneur der US-Besatzungszone) 
erklärte am 24. Juni 1948 nach Rücksprache mit dem US-Präsidenten, daß man die Nordame-
rikaner nur durch einen Krieg aus Berlin vertreiben könnte (x116/235). 
Der SPD-Politiker Ernst Reuter (1889-1953, seit 1948 Oberbürgermeister von West-Berlin) 
erklärte am 24. Juni 1948 vor etwa 80.000 Berlinern auf dem Herthasportplatz (x116/240): 
>>... Als eine Viermächtestadt ist unser Berlin das geblieben, was es immer war; nicht eine 
Provinzstadt mit Provinzcharakter, sondern eine Weststadt. ...  
Heute weiß die ganze Welt, daß wir nicht die heimliche, sondern die wirkliche Hauptstadt 
Deutschlands sind.  
Heute weiß die ganze Welt, daß hier das Herz der neuen deutschen Demokratie schlägt.<< 
Die deutsche Journalistin und Schriftstellerin Ruth Andreas-Friedrich (1901-1977) notierte 
am 24. Juni 1948 in ihrem Tagebuch (x112/535): >>Am Bahnhof Zoo (in Berlin) und Ecke 
Potsdamer und Kurfürstenstraße, der früheren Schwarzmarktzentrale für Weißbrot und Bröt-
chen, handelt man bereits ganze Bogen Couponmarken gegen Reichsmark mit 50 % Auf-
schlag.  
Die Tausender springen aus den Taschen. Jeder sein eigener Neugeldfabrikant. Zehn Schritt 
aus der Menge – und hinter der nächsten Ruinenwand beklebt man sich selbst den Rest seiner 
Reichsmarkhabe. Das Geschäft fordert Eile. Lecken – kleben, lecken – kleben. Als Coupon-
geldkapitalist entsteigt man den Trümmern.  
"Achtung, Razzia!" – um die Ecke fegt ein vollbeladenes Polizeiauto.  
Alles spritzt auseinander. Wie Mäuse jagen die fliegenden Schwarzbankiers in die umliegen-
den Löcher.  
Noch ehe die Polizisten Zeit fanden, sich umzusehen, liegt die Straße verödet. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über "Berlin" (x009/60-
62): >>Berlin ist die Hauptstadt Deutschlands, kann jedoch z.Z. diese Funktion nicht ausüben.  
Mit 883,8 qkm Bodenfläche und 3,39 Millionen Einwohnern ist Berlin die größte deutsche 
Stadt. Von ihren 20 Verwaltungsbezirken gehören 12 mit 481 qkm und 2,2 Millionen Ein-
wohnern zu den 3 westlichen Sektoren, 8 mit 403 qkm und 1,07 Millionen Einwohnern gehört 
zum Sowjetsektor. ... 
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Als Sitz des Kontrollrates auch nach der Kapitulation noch Regierungssitz für ganz Deutsch-
land, wurde Berlin durch eine dem Kontrollrat nachgebildete Viermächteverwaltung regiert. ... 
Um die Position der Westmächte in Berlin unmöglich zu machen, sollten diese und die West-
Berliner Bevölkerung durch die Blockade vom 24.6.1948 (Unterbrechung der Verbindungs-
wege von Berlin West nach der Bundesrepublik, dem Sowjetsektor und der SBZ) ... von allen 
Nachrichten-, Verkehrs- und Handelsverbindungen abgeschnitten werden. Die SMAD und 
SED vertraten plötzlich die Auffassung, Berlin sei ein Teil der SBZ.  
Die Blockade wurde durch die Luftbrücke, über die zuletzt ca. 8.000 t Güter pro Tag einge-
flogen wurden, praktisch unwirksam und politisch zu einer kommunistischen Niederlage. 
Berlin hatte durch die Währungsreform vom 23.6.1948 (Ostsektor 24.6.) zwei verschiedene 
Währungen erhalten (DM West und DM Ost). Die Westmächte hätten der DM Ost für ganz 
Berlin zugestimmt, falls ihre Forderung nach Mitkontrolle der Berliner Währung von den So-
wjets angenommen worden wäre. ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über die Blockade Berlins (x283/-
235): >>Mit der Blockade Berlins 1948/49 versuchte Stalin einerseits (erfolglos), die vom 
Bürgermeister Ernst Reuter geforderte und erreichte Anbindung der Stadt an das Währungs-
gebiet der Deutschen Mark zu verhindern, und andererseits (erfolgreich) abzulenken von sei-
nen Atombombenversuchen, die dann den Dualismus mit den USA begründeten.  
Die Entscheidung Trumans für die Versorgung der Stadt über eine Luftbrücke wollte das Ri-
siko des von General Clay vorgesehenen gewaltsamen Durchbruchs auf dem Landweg ver-
meiden, stand aber unter dem Wagnis, daß der erste Rosinenbomber abgeschossen würde. Das 
hätte dann einen Gegenschlag des Pentagons zur Folge haben können, der den kalten Krieg in 
einen heißen verwandelt hätte. ...<< 
Die Außenminister der Ostblockstaaten kritisierten die Londoner Empfehlungen der sechs 
Westmächte und beschlossen am 24. Juni 1948 in Warschau eine gemeinsame Erklärung 
(x028/188): >>Die Politik der Besatzungsmächte in den westlichen Zonen von Deutschland 
ermuntert die deutschen revisionistischen Elemente, die eine Kampagne führen gegen die von 
den Konferenzen in Jalta und Potsdam geschlossenen Abkommen über den demokratischen 
Wiederaufbau und die Entmilitarisierung Deutschlands, sowie über seine Verpflichtung zur 
Entschädigung für die Schäden, die durch die deutsche Aggression verursacht worden sind. ...  
Im Besonderen bekämpfen die deutschen revisionistischen Elemente die polnisch-deutsche 
Grenze an der Oder und der westlichen Neiße, die eine unverletzliche Grenze ist, eine Frie-
densgrenze. ...<< 
Das "Leipziger Börsenblatt" berichtete am 26. Juni 1948 über den "Neuen Duden" 
(x112/536): >>Die deutsche Sprache ist das festeste Band, das uns Deutsche zu einer Einheit 
verbindet.  
Der Neue Duden wird das Seine dazu beitragen, das Bewußtsein der geistigen Einheit zu stär-
ken. ...<< 
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) erteilte am 26. Juni 1948 den Befehl, eine Luftbrük-
ke nach West-Berlin einzurichten ("Operation Vittels").  
Im Verlauf der Aktion "Luftbrücke" flogen die Nordamerikaner und Briten bis zum Ende der 
Berliner Blockade (12. Mai 1949) in annähernd 200.000 Flügen rund 1,44 Millionen t Güter 
nach West-Berlin (x058/152). 
Der deutsche Historiker Michael Stürmer berichtete später über die Berlin-Blockade (x073/-
232): >>Die Blockade traf die USA fast ohne Panzertruppen und Infanterie in Europa. Gene-
ral Lucius D. Clay hat zwar für kurze Zeit erwogen, eine gepanzerte Kolonne von Hannover in 
Richtung Osten über die Autobahn rollen zu lassen und die russische Entschlossenheit hart zu 
testen. 
Die USA besaßen damals das Atomwaffenmonopol, und daß ihre Luftwaffe auch mit konven-
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tionellen Waffen Städte auszuradieren vermochte, hatte der Zweite Weltkrieg erwiesen. Aber 
die Vereinigten Stabschefs in Washington winkten ab, zu hoch war das Kriegsrisiko, zu 
schwach die amerikanische Landmacht.  
Es gab damals militärische Studien der Amerikaner, wonach bei einem tatsächlichen bewaff-
neten Vordringen der Russen nichts bleiben würde als ein langer Rückzug auf die Pyrenäen. 
So kam es zur Luftbrücke, auf deren Höhepunkt alle 48 Sekunden ein "Rosinenbomber" auf 
den Berliner Flugfeldern landete. ...<< 
Der ehemalige britische Premierminister Winston Churchill (1874-1965) erklärte am 26. Juni 
1948 vor der Presse, daß nur eine feste und entschiedene Haltung gegenüber der Sowjetunion 
einen dritten Weltkrieg vermeiden könnte (x112/536). 
Die Präambel des dritten Gesetzes zur Neuordnung des Geldwesens (Umstellungsgesetz) 
kündigte am 27. Juni 1948 einen drakonischen Geldschnitt an (x112/537): >>Im allgemeinen 
wird das Altgeld im Verhältnis von 10:1 gegen neue Deutsche Mark eingetauscht. Das heißt, 
je 10 Mark Altgeld werden auf eine Deutsche Mark zusammengelegt.  
Die eine Hälfte dieses Neugeldes kommt auf ein sogenanntes Freikonto, die andere wird ei-
nem sogenannten Festkonto gutgeschrieben, das heißt, sie wird blockiert. Über diese blockier-
ten fünf Prozent des Altgeldes wird innerhalb von 90 Tagen entschieden.  
Die Entscheidung hierüber hängt von der Entwicklung der deutschen Wirtschaft ab, das heißt, 
von der Entwicklung der Güterdeckung, die groß genug sein muß, um die Freigabe weiterer 
Gelder zu erlauben. ...<<  
Die "Neue Zeitung" berichtete am 27. Juni 1948 über die ersten Wirkungen der Währungsre-
form: "Eine Woche neues Geld. Vom Tag X bis zum Tag X plus 6" (x112/537): >>Wohin 
man auch blickte, neue Herrlichkeiten bei durchschnittlichen Preisen!  
Dreiteilige Herde 70 DM, Gaskocher 50 DM, Vier-Röhren-Rundfunkgeräte 475 DM, Volks-
empfänger 120 DM, Taschenlampenbatterien 0,40 DM, Nähmaschinen 250 DM, Fahrräder 80 
DM, Damenstrümpfe 4 DM, Fahrradschläuche 2 DM, Lederkoffer ab 8 DM, Herrenanzüge 90 
DM, Tennisschläger 60 DM, Schnürsenkel 0,30 DM, Handschuhe 6 DM, Krawatten 2,50 DM, 
Einweckgläser 1 DM, Junghans-Armbanduhren (15 Steine) 80 DM, Wecker und Schreib-
tischuhren 18 DM, Gummihosenträger 4 DM, Meißner Porzellanservice 500 DM, Opel-
Olympia 5.900 DM.  
Die ersten drei gegen Barzahlung verkauften Wagen gingen in Wiesbaden an ein Kaufhaus, 
die Stadtwerke und die Finanzverwaltung. ...<< 
Der deutsche Jurist und SPD-Politiker Heinrich Troeger (1901-1975) schrieb am 27. Juni 
1948 in seinem Tagebuch über die ersten Wirkungen der Währungsreform (x112/537): >>Die 
Eisenbahnen sind leer, die Schwarzhändler sind zum Teil verschwunden, die Bauern bringen 
Obst und Gemüse auf den Markt, die Kaufleute beginnen, wieder höflich zu werden. Es ist ein 
Wunder geschehen, alles ist in Erwartung dessen, was noch kommen mag.<< 
Die britische Royal Air Force beteiligte sich am 28. Juni 1948 an der Berliner Luftbrücke. 
Das Kommunistische Informationsbüro (Kominform) kritisierte am 28. Juni 1948 Jugoslawi-
ens (Titos) "falsche Politik" (x148/190): >>1. Das Kominformbüro verweist darauf, daß die 
Leitung der Kommunistischen Partei Jugoslawiens in letzter Zeit in den wichtigsten Fragen 
der Außenpolitik und der Innenpolitik eine falsche Linie verfolgt, welche vom Marxismus-
Leninismus abweicht. ...  
2. Das Informationsbüro stellt fest, daß die Leitung der Kommunistischen Partei Jugoslawiens 
gegenüber der Sowjetunion und der Kommunistischen Partei (Bolschewiki) der UdSSR eine 
unfreundliche Politik verfolgt.  
Es wurde in Jugoslawien eine unwürdige Politik der Verleumdung sowjetischer Militärspezia-
listen und der Diskreditierung der Sowjetarmee zugelassen. Für die zivilen sowjetischen Spe-
zialisten in Jugoslawien wurde ein besonderes Regime geschaffen, kraft dessen sie der Über-



 55 

wachung durch die Organe der Sicherheitspolizei des jugoslawischen Staates unterstellt und 
von Agenten verfolgt wurden. ... 
Alle diese und ähnliche Tatsachen zeugen davon, daß die Führer der Kommunistischen Partei 
Jugoslawiens eine für Kommunisten unwürdige Haltung bezogen haben ...<< 
US-Präsident Truman ordnete am 28. Juni 1948 die Verlegung von Flugzeugen des Typs B-29 
nach Deutschland an.  
Das Kommando der US-Luftstreitkräfte gab am 28. Juni 1948 bekannt (x112/537): >>Die 
Luftbrücke nach Berlin wird bald so weit verstärkt sein, daß genügend Lebensmittel zur Ver-
sorgung der gesamten Bevölkerung der Westsektoren transportiert werden können. ...<< 
Der SPD-Politiker Ernst Reuter (1889-1953, seit 1948 Oberbürgermeister von West-Berlin) 
erklärte am 30. Juni 1948 im US-Radiosender "RIAS" zur Berliner Blockade (x112/539): 
>>... Die Entschlossenheit, mit der wir, gewitzigt durch die Erfahrungen unter dem Hitler-
Regime, uns einer neuen Diktatur entgegenstemmen, diese Entschlossenheit findet ihre Paral-
lele in der Entschlossenheit der Welt draußen, die jetzt gezeigt hat, daß sie nicht nur mit Wor-
ten, sondern auch mit Taten helfen will. ...  
Diese Tage sind nicht nur für Berlin entscheidend. Sie sind von der größten Bedeutung für 
ganz Deutschland.<< 
In der britischen und nordamerikanischen Besatzungszone wurden im Juni 1948 täglich nur 
1.542 Kalorien zugeteilt. 
Die SMAD erklärte am 1. Juli 1948 in Berlin (x112/541): >>... Die Alliierte Kommandantur 
hat ihre Tätigkeit faktisch eingestellt, nachdem der amerikanische Kommandant, Oberst How-
ley, sich auf der Sitzung am 16.6. weigerte, den Sowjetantrag über die Verbesserung der mate-
riellen und rechtlichen Lage der Arbeiter und Angestellten in der Industrie und im Verkehrs-
wesen Berlins zu erörtern. ...  
Dieses herausfordernde Verhalten des amerikanischen Kommandanten hat zur Einstellung der 
Tätigkeit der alliierten Kommandantur Berlins geführt.<<  
Die westlichen Militärgouverneure übergaben den 11 Ministerpräsidenten der 3 Westzonen 
am 1. Juli 1948 in Frankfurt die Richtlinien der Londoner Empfehlungen und beauftragten sie, 
einen Parlamentarischen Rat zu bilden, um eine Verfassung auszuarbeiten.  
Die übergebenen Dokumente (sog. "Frankfurter Dokumente") vom 1. Juli 1948 enthielten den 
Gründungsauftrag für die Bundesrepublik Deutschland einschließlich Richtlinien für die Ver-
fassung, Aufforderung zur Überprüfung der Ländergrenzen und Grundsätze eines Besatzungs-
status  (x101/197-198): >>WORTLAUT DER VON DEN MILITÄRGOUVERNEUREN 
DEN ELF MINISTERPRÄSIDENTEN IN FRANKFURT AM MAIN ÜBERGEBENEN 
DOKUMENTE  
a) Dokument Nr. I  
In Übereinstimmung mit den Beschlüssen ihrer Regierungen autorisieren die Militärgouver-
neure der Amerikanischen, Britischen und Französischen Besatzungszone in Deutschland die 
Ministerpräsidenten der Länder ihrer Zonen, eine Verfassunggebende Versammlung einzube-
rufen, die spätestens am 1. September 1948 zusammentreten sollte. Die Abgeordneten zu die-
ser Versammlung werden in jedem der bestehenden Länder nach dem Verfahren und Richtli-
nien ausgewählt, die durch die gesetzgebende Körperschaft in jedem dieser Länder angenom-
men werden.  
Die Gesamtzahl der Abgeordneten zur Verfassunggebenden Versammlung wird bestimmt, 
indem die Gesamtzahl der Bevölkerung nach der letzten Volkszählung durch 750.000 oder 
eine ähnliche von den Ministerpräsidenten vorgeschlagene und von den Militärgouverneuren 
gebilligte Zahl geteilt wird. Die Anzahl der Abgeordneten von jedem Land wird im selben 
Verhältnis zur Gesamtzahl der Mitglieder der Verfassunggebenden Versammlung stehen, wie 
seine Bevölkerung zur Gesamtbevölkerung der beteiligten Länder.  
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Die Verfassunggebende Versammlung wird eine demokratische Verfassung ausarbeiten, die 
für die beteiligten Länder eine Regierungsform des föderalistischen Typs schafft, die am be-
sten geeignet ist, die gegenwärtig zerrissene deutsche Einheit schließlich wieder herzustellen, 
und die Rechte der beteiligten Länder schützt, eine angemessene Zentral-Instanz schafft und 
die Garantien der individuellen Rechte und Freiheiten enthält.  
Wenn die Verfassung in der von der Verfassunggebenden Versammlung ausgearbeiteten Form 
mit diesen allgemeinen Grundsätzen nicht in Widerspruch steht, werden die Militärgouver-
neure ihre Vorlage zur Ratifizierung genehmigen. Die Verfassunggebende Versammlung wird 
daraufhin aufgelöst. Die Ratifizierung in jedem beteiligten Land erfolgt durch ein Referen-
dum, das eine einfache Mehrheit der Abstimmenden in jedem Land erfordert, nach von jedem 
Land jeweils anzunehmenden Regeln und Verfahren.  
Sobald die Verfassung von zwei Dritteln der Länder ratifiziert ist, tritt sie in Kraft und ist für 
alle Länder bindend. Jede Abänderung der Verfassung muß künftig von einer gleichen Mehr-
heit der Länder ratifiziert werden. Innerhalb von 30 Tagen nach dem Inkrafttreten der Verfas-
sung sollen die darin vorgesehenen Einrichtungen geschaffen sein.  
b) Dokument Nr. II  
Die Ministerpräsidenten sind ersucht, die Grenzen der einzelnen Länder zu überprüfen, um zu 
bestimmen, welche Änderungen sie etwa vorzuschlagen wünschen. Solche Änderungen soll-
ten den überlieferten Formen Rechnung tragen und möglichst die Schaffung von Ländern 
vermeiden, die im Vergleich mit anderen Ländern zu groß oder zu klein sind.  
Wenn diese Empfehlungen von den Militärgouverneuren nicht mißbilligt werden, sollten sie 
zur Aufnahme durch die Bevölkerung der betroffenen Gebiete spätestens zur Zeit der Aus-
wahl der Mitglieder der Verfassunggebenden Versammlung vorgelegt werden.  
Bevor die Verfassunggebende Versammlung ihre Arbeiten beendet, werden die Ministerpräsi-
denten die notwendigen Schritte für die Wahl der Landtage derjenigen Länder unternehmen, 
deren Grenzen geändert worden sind, so daß diese Landtage sowie die Landtage der Länder, 
deren Grenzen nicht geändert worden sind, in der Lage sind, die Wahlverfahren und Bestim-
mungen für die Ratifizierung der Verfassung festzusetzen.  
c) Dokument Nr. III  
Die Schaffung einer verfassungsmäßigen deutschen Regierung macht eine sorgfältige Defini-
tion der Beziehungen zwischen dieser Regierung und den Alliierten Behörden notwendig.  
Nach Ansicht der Militärgouverneure sollten diese Beziehungen auf den folgenden Grundsät-
zen beruhen:  
A. Die Militärgouverneure werden den deutschen Regierungen Befugnisse der Gesetzgebung, 
der Verwaltung und der Rechtsprechung gewähren und sich solche Zuständigkeiten vorbehal-
ten, die nötig sind, um die Erfüllung des grundsätzlichen Zwecks der Besatzung sicherzustel-
len. Solche Zuständigkeiten sind diejenigen, welche nötig sind, um die Militärgouverneure in 
die Lage zu setzen:  
a) Deutschlands auswärtige Beziehungen vorläufig wahrzunehmen und zu leiten.  
b) Das Mindestmaß der notwendigen Kontrollen über den deutschen Außenhandel und über 
innenpolitische Richtlinien und Maßnahmen, die den Außenhandel nachteilige beeinflussen 
könnten, auszuüben, um zu gewährleisten, daß die Verpflichtungen, welche die Besatzungs-
mächte in bezug auf Deutschland eingegangen sind, geachtet werden und daß die für Deutsch-
land verfügbar gemachten Mittel zweckmäßig verwendet werden.  
c) Vereinbarte oder noch zu vereinbarende Kontrollen, wie zum Beispiel in bezug auf die In-
ternationale Ruhrbehörde, Reparationen, Stand der Industrie, Dekartellisierung, Abrüstung 
und Entmilitarisierung und gewisse Formen wissenschaftlicher Forschung auszuüben.  
d) Das Ansehen der Besatzungsstreitkräfte zu schützen und sowohl ihre Sicherheit als auch 
die Befriedigung ihrer Bedürfnisse innerhalb bestimmter zwischen den Militärgouverneuren 
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vereinbarten Grenzen zu gewährleisten.  
e) Die Beachtung der von ihnen gebilligten Verfassungen zu sichern.  
B. Die Militärgouverneure werden die Ausübung ihrer vollen Machtbefugnisse wieder auf-
nehmen, falls ein Notstand für die Sicherheit bedroht, und um nötigenfalls die Beachtung der 
Verfassungen und des Besatzungsstatutes zu sichern. 
C. Die Militärgouverneure werden die oben erwähnten Kontrollen nach folgendem Verfahren 
ausüben: 
a) Jede Verfassungsänderung ist den Militärgouverneuren zur Genehmigung vorzulegen. 
b) Auf den in Absätzen a) und e) zu Paragraph A oben erwähnten Gebieten werden die deut-
schen Behörden den Beschlüssen oder Anweisungen der Militärgouverneure Folge leisten. 
c) Sofern nicht anders bestimmt, insbesondere bezüglich der Anwendung des vorhergehenden 
Paragraphen b), treten alle Gesetze und Bestimmungen der föderativen Regierung ohne weite-
res innerhalb von 21 Tagen in Kraft, wenn sie nicht von den Militärgouverneuren verworfen 
werden. 
Die Beobachtung, Beratung und Unterstützung der föderativen Regierung und der Länderre-
gierungen bezüglich der Demokratisierung des politischen Lebens, der sozialen Beziehungen 
und der Erziehung werden eine besondere Verantwortlichkeit der Militärgouverneure sein. 
Dies soll jedoch keine Beschränkungen der diesen Regierungen zugestandenen Vollmachten 
auf den Gebieten der Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung bedeuten. 
Die Militärgouverneure ersuchen die Ministerpräsidenten, sich zu den vorstehenden Grund-
sätzen zu äußern. Die Militärgouverneure werden daraufhin diese allgemeinen Grundsätze mit 
von ihnen etwa genehmigten Abänderungen der Verfassunggebenden Versammlung als Richt-
linien für deren Vorbereitung der Verfassung übermitteln und werden die von ihr etwa dazu 
vorgebrachten Äußerungen entgegennehmen.  
Wenn die Militärgouverneure Ihre Zustimmung zur Unterbreitung der Verfassung an die Län-
der ankündigen, werden sie gleichzeitig ein diese Grundsätze in ihrer endgültig abgeänderten 
Form enthaltendes Besatzungsstatut veröffentlichen, damit sich die Bevölkerung der Länder 
darüber im klaren ist, daß sie die Verfassung im Rahmen dieses Besatzungsstatutes annimmt. 
Beilage zu Dokument Nr. III 
Beauftragte der Militärgouverneure werden bereit sein, die Ministerpräsidenten und die Ver-
fassunggebende Versammlung in allen Angelegenheiten, die diese vorzubringen wünschen, zu 
beraten und zu unterstützen.<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schreibt später 
über die Nachkriegspolitik der westlichen Siegermächte (x068/278-280): >>... Hinsichtlich 
der Deutschland-Politik nach dem Zweiten Weltkrieg zeigten sich die Alliierten zunächst ge-
spalten. Die einen waren gegen, die anderen für den Wiederaufbau des Landes. Jahrelang 
herrschte ein übles Durcheinander. 
Ursprünglich wollte man Deutschland nach dem Krieg vollständig entmilitarisieren. Man 
wollte es zerstückeln und ganz klein machen, schon um selber, ungestört, ganz groß, noch 
größer werden zu können.  
Finanzminister Henry Morgenthau und sein Unterstaatssekretär Harry Dexter White hatten 
deshalb einen vorzüglichen Plan ausgearbeitet, der nicht von ihnen, sondern von zwei rasse-
reinen Deutschen stammte, aber dann der "Morgenthau-Plan" hieß. Danach sollte Deutschland 
ein Bauernstaat werden - die Russen gaben wenigstens einen Arbeiter- und Bauernstaat vor -, 
und die Deutschen sollten, so Präsident Roosevelt, immerhin aus "Suppenküchen" ernährt 
werden. Menschenfreundlicher ging's kaum noch.  
Dann aber war den Amis ein solch großer Kartoffelacker an der Grenze zum Osten zu riskant. 
Die Revitalisierung des Ruhrgebiets und das Mitmischen dabei schienen Erfolg versprechen-
der. So milderte man, stets zum eigenen Vorteil, versteht sich, den Morgenthau-Plan so lange, 
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bis von allerlei Plänen, einer Art "Roosevelt-Plan", einem "Churchill-Plan" und anderen Ein-
griffen schließlich die Direktive JCS 1067 übrig blieb, die Richtlinie für Eisenhowers Besat-
zungspolitik: Entmilitarisierung, Entnazifizierung und Aufteilung in vier Zonen. 
Zuletzt wollte Eisenhower "starke Alliierte". Man erkannte die Nützlichkeit der Besiegten, 
konnte sie zum Puffer gegen die roten Teufel machen, zum "Bollwerk", so McCloy, "gegen 
die Sowjetunion": auch, wenn es denn sein mußte, zum Schlachtfeld. Die Deutschen hatten 
Erfahrung in derlei, und diese Erfahrung ließ sich nutzen. 
Ergo entstanden sowohl der "Eiserne Vorhang" wie die "Bundesrepublik Deutschland" zuerst 
in amerikanischen Köpfen. Das eine wie das andere ist ihr Erzeugnis. Die Amerikaner befah-
len, die Deutschen führten aus: die "Währungsreform" im Sommer 1948, die Konstituierung 
des "Parlamentarischen Rates" im Herbst desselben Jahres, das "Grundgesetz" am 23. Mai 
1949. Nichts geschah ohne Billigung der Sieger.  
Und Kurt Schumacher sagte selbstverständlich die Wahrheit, als er Adenauer den "Kanzler 
der Alliierten" nannte, worauf sich ein Sturm der Entrüstung erhob, wie immer nach dem 
Aussprechen einer unangenehmen Tatsache. 
Ein Befürworter der Demontage Deutschlands war zunächst der erste Militärgouverneur und 
frühere Stellvertreter General Eisenhowers, General Lucius D. Clay. Aber die amerikanische 
Geschäftswelt war anderer Auffassung und hatte ihre Leute natürlich auch in der Militärver-
waltung. Ihre Wirtschaftsabteilung leitete damals General William H. Draper, vordem Unter-
staatssekretär im US-Kriegsministerium.  
Der General, jetzt eine Art Wirtschaftsminister für Deutschland, vertrat die Interessen der 
Bank Dillon, Read & Comp., deren Vizepräsident er einst gewesen, wobei er 1944 sogar in 
eine Anklage des Generalstaatsanwalts verstrickt war, die man jedoch für alle Zeiten nieder-
schlug. Anders als Clay wünschte er selbstverständlich, wie die amerikanische Industrie über-
haupt, die Aufrüstung Deutschlands. Clay aber wollte eher seinen Abschied nehmen, "als dem 
Ansinnen der Manufacturers zu entsprechen". 
Doch als sich Amerika fürs Aufrüsten entschied, nahm Clay seinen Abschied nicht, sondern 
beugte sich dem Mammon und vollzog die Wünsche der Manufacturers. Clay war dem Druck 
mancher Seite ausgesetzt, auch dem eines guten Bekannten General Drapers, dem von Mc-
Cloy, Unterstaatssekretär im Kriegsministerium, Berater mehrerer Präsidenten, schließlich 
selber Hochkommissar in Deutschland und ohne Zweifel der kompetente Mann, der besonders 
die Interessen Rockefellers wahrnahm, darüber hinaus aber enge Kontakte zu fast allen großen 
US-Banken hatte, wie er denn selbst, ehe er Hochkommissar wurde, Präsident der Weltbank 
gewesen ist. 
Noch bevor Marshall seine Hilfe gestartet, waren schon die Türkei und Griechenland in einen 
gewissen Dollargenuß gekommen: die Türkei zu 150 Millionen, Griechenland zu 250 Millio-
nen Dollar - und beide Staaten banden schließlich als Stützpfeiler der NATO, 26 Divisionen 
des Warschauer Pakts. 
Auf der Türkei ruhte Stalins Auge wegen der großen strategischen Bedeutung der Dardanellen 
für Rußland. Und in Griechenland, wo Churchill in einer dreißigtägigen Straßenschlacht in der 
Athener Innenstadt alle antimonarchisch eingestellten Gegner hatte niedermetzeln lassen, tob-
te seit 1944 der offene Bürgerkrieg, bekämpften sich rechte und linke Gruppen. Da England 
offensichtlich überfordert war, griff Harry Truman ein. ...<< 
In Mühlhausen/Thüringen erklärte Otto Grotewohl am 2. Juli 1948 während des ersten Partei-
tages der Demokratischen Bauernpartei Deutschlands (x112/542): >>Die SED tritt für die Si-
cherung des bäuerlichen Privatbesitzes ein, eine Kollektivierung der Landwirtschaft ist nicht 
beabsichtigt und kann nicht durchgeführt werden, da die Verhältnisse ganz andere sind als in 
der Sowjetunion. ...<< 
Die deutsche Journalistin und Schriftstellerin Ruth Andreas-Friedrich (1901-1977) notierte 
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am 2. Juli 1948 in ihrem Tagebuch (x112/542): >>Am Bahnhof Zoo (in Berlin) wird Wäh-
rung gehandelt.  
Man braucht sich nur zwischen die Menschen zu mischen, die vom Stadtbahnbogen zur Ge-
dächtniskirche die Straßen füllen, und seine Ost- und Westscheine sichtbar in der Hand zu 
halten. Noch keine zwei Minuten – und das Wechselgeschäft ist im Gange.  
"Brauchen Sie Ostmark?" ... "Brauchen Sie Westmark?" ...  
Jemand streift an einem vorbei, flüstert einem ins Ohr. Ein Blick in die Runde ... ein Griff in 
die Brieftasche ... wie durch Zauberschlag verwandeln sich die sechs Westmark zwischen den 
Fingern in fünfzehn Tapetenscheine (der Berliner nennt das Coupongeld damals "Tapeten-
mark") ...<< 
Gemäß SMAD-Befehl wurde am 3. Juli 1948 die "Kasernierte Volkspolizei" aufgestellt. 
Der stellvertretende DWK-Vorsitzende Selbmann berichtete am 4. Juli 1948, daß man bereits 
9.281 gewerbliche Unternehmen, darunter zahlreiche kleine und mittlere Handwerks-, Trans-
port- und Handelsunternehmen, enteignet hätte (x009/464).  
Der SED-Politiker Erich Gniffke (Vorsitzender des Sekretariats des Deutschen Volksrates) 
dementierte am 5. Juli 1948 Meldungen über die beabsichtigte Bildung einer Ostregierung 
(x112/545: >>... Die in den letzten Tagen von der westlich lizenzierten Presse verbreitete 
Nachricht, der Deutsche Volksrat beabsichtige zur Bildung einer Ostregierung überzugehen, 
ist unrichtig.  
Der deutsche Volksrat ist eine gesamtdeutsche Repräsentation und wird infolgedessen Fragen 
einer Regierungsbildung nur von diesem Standpunkt aus beurteilen.<< 
Konrad Adenauer schrieb am 5. Juli 1948 über die sog. "Londoner Empfehlungen" (x095/77-
78): >>... Auf Ihr ...Schreiben vom 25. Juni ... erwidere ich Ihnen ergebenst, daß die "Londo-
ner Empfehlungen" katastrophal sind; der Versailler Vertrag ist dagegen ein Rosenstrauß. Das 
im einzelnen auseinanderzusetzen, würde zu weit führen. Ich hielt es für nötig, daß die deut-
schen Parteien, mit Ausnahme der KPD, gemeinsam ihre Ablehnung zum Ausdruck brächten. 
... 
Ich habe mich zuerst an den Vorstand der Sozialdemokratischen Partei gewandt, um eine sol-
che gemeinsame Stellung herbeizuführen; falls ein Übereinkommen mit der SPD erzielt wor-
den wäre, sollten Verhandlungen mit den anderen Parteien folgen.  
Leider waren die Herren vom sozialdemokratischen Parteivorstand, Ollenhauer, Heine, Henß-
ler, nicht zu einer gemeinsamen Stellungnahme zu bewegen. Sie waren zwar in der Beurtei-
lung der "Londoner Empfehlungen" mit mir völlig einig, erklärten aber, es handele sich um 
eine provisorische Regelung, und weiter, eine gesonderte Erklärung der einzelnen Parteien 
wäre nach ihrer Auffassung noch wirkungsvoller. 
Ich habe sehr bedauert, daß dieser Anfang der Zusammenarbeit der beiden großen deutschen 
Parteien fehlgeschlagen ist. Es wäre ein Anfang gewesen. ...<< 
Walter Müller-Bringmann berichtete am 5. Juli 1948 über das Grenzdurchgangslager Fried-
land (x123/74-75): >>5. Juli 1948. Und wieder kehrten 1.400 Kriegsgefangene heim. Sie ka-
men aus dem Ural und vom Don zurück. Es sind Leute mit harten Gesichtern, denen man die 
Jahre hinter Stacheldraht ansieht. ...  
Es ist falsch, anzunehmen, daß sich im Lager, in diesem Friedland, wo nun ihre Leiden ein 
Ende haben werden, überwältigende Freudenszenen abspielen. Nichts von alledem.  
Die Menschen, die aus dem Osten zurückkommen, sind schweigsam, ruhig, gelassen. Große 
Gefühle halten sie nicht für angebracht.  
Gewiß, manchmal erscheint fast verstohlen ein kleines Lächeln auf den Gesichtern, klopft 
einer dem anderen auf die Schulter. Aber das ist auch alles. Sie sind keine Freunde der über-
schwenglichen Worte. ...<< 
Die sowjetisch-polnische Grenze durch Ostpreußen wurde am 8. Juli 1948 ohne Zustimmung 
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der westlichen Siegermächte "endgültig festgesetzt" (x028/241). 
Konrad Adenauer schrieb am 8. Juli 1948 (x095/78-79): >>... Bis jetzt ist die Währungsum-
stellung und die wirtschaftliche Umstellung ein Erfolg. Es sind nicht so große Reibungen ein-
getreten, wie wir es befürchtet haben. Allerdings herrscht jetzt noch in weiten Kreisen, nach-
dem die Kopfquote aufgebraucht ist, große Sorge für die Zukunft.  
Das gilt vor allem von alten Leuten und von den Vertriebenen und Ausgebombten, die ihre 
letzten Sparpfennige durch die Geldentwertung verloren haben.  
Auch die Lage der Studenten ist außerordentlich kritisch geworden, weil etwa 80 % von ihnen 
von zu Hause her keine Unterstützung erwarten dürfen. Es ist in Aussicht genommen, von 
Staats wegen den Studenten wenigstens in etwa zu helfen, aber ob die Länder dazu in der La-
ge sein werden, ist noch keineswegs sicher. ...<< 
Während der Zonenkonferenz in Minden kritisierte Konrad Adenauer am 10. Juli 1948 das 
Londoner Abkommen (x112/548): >>... Das Londoner Abkommen ist gegenüber dem Ver-
sailler Vertrag viel, viel härter und schwerer.  
Eine solche wirtschaftliche Annektion ist noch schlimmer als eine politische Annektion. Bei 
einer politischen Annektion werden die Menschen gehört, sie werden Bürger, und sie bekom-
men ihre Abgeordneten, und man beschäftigt sich mit ihnen. So aber arbeiten wir unter Kon-
trolle und für die andern.  
Ob das auf Dauer gutgehen wird, das wage ich zu bezweifeln.<< 
Während einer Konferenz in Koblenz (vom 8. bis zum 10. Juli 1948) berieten die Minister-
präsidenten der 3 westlichen Besatzungszonen über die "Frankfurter Dokumente" (x156/58-
60): >>... Die Ministerpräsidenten sind davon überzeugt, daß die Notstände, unter denen 
Deutschland heute leidet, nur bezwungen werden können, wenn das deutsche Volk in die Lage 
versetzt wird, seine Angelegenheiten auf der jeweils möglichen höchsten territorialen Stufe 
selbst zu verwalten.  
Sie begrüßen es daher, daß die Besatzungsmächte entschlossen sind, die ihrer Jurisdiktion 
unterstehenden Gebietsteile Deutschlands zu einem einheitlichen Gebiet zusammenzufassen, 
dem von der Bevölkerung selbst eine kraftvolle Organisation gegeben werden soll, die es er-
möglicht, die Interessen des Ganzen zu wahren, ohne die Rechte der Länder zu gefährden. 
Die Ministerpräsidenten glauben jedoch, ... daß es sich lediglich um ein Provisorium handelt, 
sowie um eine Institution, die ihre Entstehung lediglich dem augenblicklichen Stand der mit 
der gegenwärtigen Besetzung Deutschlands verbundenen Umstände verdankt. ... 
Für den Vorschlag der Ministerpräsidenten, von einem Volksentscheid Abstand zu nehmen, 
waren die gleichen Erwägungen maßgebend. Ein Volksentscheid würde dem Grundgesetz ein 
Gewicht verleihen, das nur einer endgültigen Verfassung zukommen sollte.  
Die Ministerpräsidenten möchten an dieser Stelle noch einmal betonen, daß ihrer Meinung 
nach eine deutsche Verfassung erst dann geschaffen werden kann, wenn das gesamte deutsche 
Volk die Möglichkeit besitzt, sich in freier Selbstbestimmung zu konstituieren; bis zum Ein-
tritt dieses Zeitpunktes können nur vorläufige organisatorische Maßnahmen getroffen werden.  
Mit besonderem Ernst haben die Ministerpräsidenten die Probleme geprüft, die mit der Ord-
nung der Ausübung der Besatzungsherrschaft zusammenhängen.  
Sie haben mit Genugtuung von der Absicht Kenntnis genommen, die Beziehungen zu den Be-
satzungsmächten auf eine klare Rechtsgrundlage zu stellen.  
Die Ministerpräsidenten sind jedoch der Ansicht, daß der Erlaß eines Besatzungsstatutes 
durch die Militärgouverneure schon vor der Aufnahme der Tätigkeit der mit der Beratung des 
Grundgesetzes für das Gebiet der 3 Westzonen beauftragten Körperschaft eine dringende 
Notwendigkeit ist; nur dann wird diese eine sichere Arbeitsgrundlage haben.  
Sie sind weiter der Meinung, daß in dem Besatzungsstatut deutlich zum Ausdruck kommen 
sollte, daß auch die nunmehr geplanten organisatorischen Änderungen letztlich auf den Willen 
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der Besatzungsmächte zurückgehen, woraus sich andere Konsequenzen ergeben müssen, als 
wenn sie ein Akt freier Selbstbestimmung des deutschen Volkes wären. ... 
Besonders bedeutsam erscheint hierbei die Notwendigkeit, den deutschen Außenhandel - un-
beschadet einer wirksamen Überwachung durch die Besatzungsbehörden - von den Beschrän-
kungen zu befreien, unter denen seine Ergiebigkeit heute zu leiden hat. Sie sind übrigens der 
Meinung, daß über die Bestimmungen des Besatzungsstatuts hinaus bald die Möglichkeiten 
für Handelsvertragsverhandlungen geschaffen werden sollte, die von deutschen Stellen zu füh-
ren wären, deren Ergebnis jedoch der Ratifikation durch die Besatzungsmächte unterliegen 
würde. ... 
Schließlich richten die Ministerpräsidenten an die Militärgouverneure die Bitte, in regelmäßi-
gen Zeitabständen zu prüfen, ob die Entwicklung der Verhältnisse nicht eine weitere Ausdeh-
nung der deutschen Zuständigkeiten und einen weiteren Abbau der Kontrolle erlauben könnte. 
Die Ministerpräsidenten sprechen endlich den Wunsch und die Erwartung aus, daß durch ei-
nen Beschluß der Regierungen Frankreichs, Großbritanniens und der Vereinigten Staaten der 
Kriegszustand aufgehoben werden möge.<< 
Die französische Regierung erklärte am 12. Juli 1948, daß sich in Frankreich noch 117.000 
Kriegsgefangene aufhalten würden und 129.000 ehemalige kriegsgefangene Soldaten freie 
Arbeitsverhältnisse angenommen hätten (x112/549). 
Großbritannien entließ zwar am 12. Juli 1948 die letzten 546 deutschen Kriegsgefangenen in 
die Heimat, aber im Nahen Osten befanden sich noch 37.000 deutsche Soldaten in britischer 
Gefangenschaft (x112/549).  
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung für Kriegsgefangenenge-
schichte berichtete später über die Arbeitsleistung der deutschen Kriegsgefangenen in Groß-
britannien (x130/126): >>Addieren wir die Quartalsergebnisse zusammen, so ergibt sich für 
den Zeitraum Anfang 1944 bis Mitte 1948 die beachtliche Zahl von mindestens 153.744.750 
Arbeitstagen. Setzen wir schließlich die genannte Summe von 153 Millionen Arbeitstagen in 
Arbeitsstunden um, wobei nur ein durchschnittlicher Achtstundentag in Anrechnung kommt, 
obwohl dieser in der Landwirtschaft oft nicht eingehalten werden konnte, so entfallen auf 
Kriegsgefangenenarbeit in Großbritannien insgesamt mindestens 1.229.958.000 Arbeitstunden 
in Großbritannien. ...<< 
Im sowjetischen Internierungslager Mühlberg erfolgte am 14. Juli 1948 eine größere Entlas-
sungsaktion.  
Ein sowjetischer Offizier verabschiedete die deutschen Häftlinge am 14. Juli 1948 mit folgen-
den Worten(x126/193): >>Im Auftrage der sowjetischen Militärregierung soll ich Ihnen mit-
teilen: Sie werden heute entlassen und sind von nun an frei und können gehen, wohin es be-
liebt.  
Sie kehren zurück in das Deutsche Reich als gleichberechtigter Bürger und können jede Stel-
lung in Verwaltung und Ökonomie annehmen:  
"Sie sollen teilnehmen ... am Wiederaufbau Ihres Vaterlandes. Sie sollen sich fernhalten von 
der Politik Schumachers (westdeutscher SPD-Politiker, erbitterter Gegner Stalins) und arbei-
ten für den Sozialismus.  
Sie sollen gute Freunde der Sowjetunion werden". ...<< 
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) reagierte am 14. Juli 1948 enttäuscht, weil die Mini-
sterpräsidenten der US-Zone die sog. "Frankfurter Dokumente" ablehnten (x112/550): >>... 
Wenn wir im Westen nicht hier wären, wären Sie längst russisch. ...  
Jedenfalls haben sie eine goldene Chance verpaßt.  
Persönlich bin ich über die Haltung der deutschen Ministerpräsidenten sehr enttäuscht, und 
zwar deshalb, weil sie meine Erwartungen nicht erfüllt haben. Ich habe in London wochenlang 
mit den Franzosen und Engländern um die Anerkennung der deutschen Souveränität im Rah-
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men eines Weststaates gekämpft. Ich habe immer damit operiert, daß die Deutschen die Ver-
antwortung, die mit der Übergabe neuer Vollmachten verbunden ist, gerne übernehmen wür-
den.  
Die Franzosen sagten damals, daß sie sehr daran zweifelten, und daß sich meine Erwartungen 
nicht erfüllen würden. Sie haben leider Recht behalten.<< 
Der 19jährige Konrad W. berichtete aus dem sowjetischen Internierungslager Fünfeichen bei 
Neubrandenburg (x126/160-162): >>Täglich wurden hundert Leute entlassen, und das nach 
einer genau festgelegten Prozedur, die insgesamt 2 Tage in Anspruch nahm:  
Vormittags Abholen der Kandidaten ins Südlager zum Aktenvergleich, Sachenkontrolle und 
Austausch von Kleidungsstücken, die nicht für die Entlassung taugten.  
Dann in die Entlausung zum Duschen, anschließend nach nochmaliger Kontrolle der wenigen 
Habseligkeiten (damit nicht aus Versehen ein Brief oder Ähnliches hinausgeschmuggelt wur-
de) in eine der Steinbaracken am Lagereingang. Dort Übernachtung und am nächsten Tag 
Warten bis zum erneuten Aufruf zum Aktenvergleich (damit kein Falscher entlassen wurde), 
Aushändigung des Entlassungsscheines und des Reisegeldes mit Quittungsunterschrift (ich 
bekam 45 Coupon-Mark, die Währungsreform war gerade vorbei). Danach Umzug in die Ent-
lassungsbaracke.  
Am nächsten Tag dann Empfang der Marschverpflegung (ich erhielt anderthalb Brote und 
vielleicht 250 Gramm Zucker). Wer wollte, konnte sich ... die Haare schneiden oder sich ra-
sieren lassen. Um 9 Uhr erfolgte die Entlassung, das heißt, die Leute wurden mit einem Last-
wagen zum Bahnhof Neubrandenburg gefahren. Dort war man dann frei!!! 
So war für mich am 17. Juli 1948 der lang ersehnte Tag der Freiheit gekommen. Nur wer eine 
solch harte Zeit der absoluten Isolierung von der Außenwelt unter allen diesen ... Bedingun-
gen durchgestanden hat, kann ermessen, wie uns zumute war. Ein solches Glücksgefühl ist 
einfach nicht zu beschreiben. Und im nachhinein denke ich an die niedergeschlagene Stim-
mung derjenigen, die erst nach weiteren 2 Jahren nach Hause durften. 
Die Heimfahrt von Neubrandenburg in meinen Heimatort dauerte zu dieser Zeit 2 Tage. Aber 
was spielt das nach fast 3 Jahren Freiheitsentzug schon für eine Rolle.  
Wir waren in Hochstimmung, aber je näher man dem Zuhause kam, desto mehr dachte man 
auch daran, was einen dort erwarten könnte.  
Auf Grund der Tatsache, daß man ja seit 3 Jahren ohne jede Nachricht von Zuhause war, hatte 
ich eine gewisse Angst davor, es könnte böse Überraschungen geben. Deshalb hatte ich ver-
sucht, bei einem längeren Aufenthalt von Cottbus aus irgendeine Verbindung zum Heimatort 
herzustellen, was mir letztlich auch gelang. Die Folge war, daß es sich wie ein Lauffeuer he-
rumgesprochen hatte, daß ein längst Verschollengeglaubter nach Hause kommen würde. 
Ich war der erste Heimkehrer aus einem solchen Lager im Ort. Der Bahnhof war voller Leute. 
Für mich war das schon wieder ein schlimmer Augenblick, denn die Angst, möglicherweise 
wieder abgeholt zu werden, um erneut zu verschwinden, war groß.  
Zehn Tage später waren die anderen Jungs auch zu Hause. Von 15 oder 16 Jugendlichen mei-
nes Heimatortes, die 1945 weggeholt wurden, waren 7 übriggeblieben. ...<< 
Das "Leipziger Börsenblatt" berichtete am 17. Juli 1948 "Von der Einheit des deutschen 
Buchhandels" (x112/553): >>... Eine Reihe süddeutscher und westdeutscher Städte entfalten 
auf buchhändlerischem und buchgewerblichen Gebiet in der letzten Zeit lebhaften Ehrgeiz 
und neue Kräfte: Stuttgart, München, Hamburg, Hannover oder Bielefeld und nicht zuletzt 
Frankfurt am Main haben beträchtliche Anstrengungen entwickelt.  
Diese Aktivität ist allen Teilen förderlich, wenn sie sich der Tatsache bewußt bleibt, daß jede 
Bücherproduktion – gleichgültig in welcher deutschen Landschaft sie emporwächst – stets nur 
unentbehrliches Glied des einen deutschen Buchhandels ist.  
Gerade in Leipzig, Buchhandelszentrale von je her durch Tradition und Leistung, lebt die 
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Vorstellung, daß zwischen dem Schicksal des Buches und dem deutschen Schicksal überhaupt 
enge Verflechtungen bestehen. Wenn beispielsweise in der Deutschen Bücherei in Leipzig, 
jenem über die Zonenschranken hinweggreifenden Proviantmagazin des deutschen Geistes, 
Werke aus der sowjetischen, der französischen, der amerikanischen oder der englischen Zone 
einlaufen, so prägen sich in ihnen nicht vier verschiedene Gesichter.  
Im freien Meinungsaustausch bildet sich die einheitliche Physiognomie, die notwendig ist, 
wenn wir in der Welt draußen als Deutsche erkannt und anerkannt werden wollen. Es muß 
überall begriffen werden, daß der Geist sich nicht aufteilen, sondern nur mitteilen läßt und daß 
wir die Welt nicht mit einer Vielheit von Physiognomien anblicken können.  
Wir wollen nicht als Bayern, Württemberger oder Sachsen, nicht als West- oder Ostdeutsche, 
sondern eben als Deutsche in die Völkergemeinschaft zurückkehren.<< 
Das polnische Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete veröffentlichte am 21. Juli 
1948 ein Rundschreiben betreffend das ehemals deutsche lebende Inventar (x003/479-480): 
>>Eine bedeutende Anzahl des ehemals deutschen Inventars wurde, besonders in den ersten 
Monaten der Ansiedlungsaktion innerhalb der Wiedergewonnenen Gebiete, von den Ansied-
lern ohne Kontrolle der staatlichen Behörden übernommen.  
Ein Teil dieses Inventars wurde in den Verleihungsentscheiden der Höfe nicht aufgeführt, da 
die Ansiedler dessen Besitz entweder verheimlichten oder vor den Kommissionen für die 
Landwirtschaftliche Ansiedlung an Hand von verschiedenen Bescheinigungen den angebli-
chen Ankauf dieser Gegenstände nachwiesen. Gegenwärtig kommen Fälle vor, daß Ansiedler 
auf die ihnen verliehenen Wirtschaften verzichten und beim Verlassen der Höfe denjenigen 
Teil des Inventars mitnehmen, der in den Verleihungsentscheiden nicht aufgeführt ist. ...  
Solche Praktiken ... sind unzulässig, da sie den Vorschriften des Verwaltungsverfahrens ... 
zuwiderlaufen. 
Jedoch nicht nur formal-rechtliche Gründe verbieten die Streichung des Inventars in den Ver-
leihungsentscheiden. Es ist offensichtlich, daß die Erklärungen der angeblichen Zeugen völlig 
unglaubwürdig sind, da sie den eigenen, zur Zeit der Bewerbung um die Verleihung des In-
ventars freiwillig abgegebenen Erklärungen der Ansiedler widersprechen. ... 
Der Verzicht auf die verliehene Landwirtschaft entzieht daher dem Ansiedler jegliches Recht, 
das genannte Inventar zu benutzen. Der Ansiedler darf beim Verlassen der Wirtschaft nur die-
jenigen im Verleihungsentscheid nichtaufgezählten Gegenstände oder dasjenige Vieh aus dem 
Inventar mitnehmen, ... (wenn) er unzweifelhaft nachweisen kann, daß sie sein persönliches 
Eigentum sind (z.B. Frachtbrief der Eisenbahn oder andere glaubwürdige amtliche Bescheini-
gungen). ... 
Im Zusammenhang damit empfiehlt das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete: 
1. jedes ... schädliche Streichen von Inventar des Verleihungsentscheids zu unterlassen; 
2. die Beträge für das in den Verleihungsentscheiden ... gestrichene lebende und tote Inventar 
im Rahmen der Aktion "K" einzuziehen, es sei denn, der Ansiedler legt im Sinne dieses 
Rundschreibens glaubwürdige Eigentumsnachweise vor; 
3. darauf zu achten, daß die zurücktretenden Ansiedler auf der betreffenden Landwirtschaft 
das gesamte, auch das im Verleihungsentscheid nicht aufgeführte Inventar zurücklassen und 
nur diejenigen Gegenstände oder dasjenige Vieh mitnehmen, deren Eigentum sie an Hand ent-
sprechender Urkunden nachweisen können.<< 
Der SPD-Politiker Ernst Reuter (1889-1953, seit 1948 Oberbürgermeister von West-Berlin) 
erklärte am 22. Juli 1948 in seiner sog. "Kernstaat-Rede" (x116/233): >>Wir glauben, daß der 
Kampf, den wir um Berlin führen, ein wichtiger Beitrag zur Eroberung der Souveränität der 
Deutschen ist ...  
Daraus folgert, daß wir eines in Berlin und im Osten nicht ertragen können – das Verbleiben 
des Westens in seinem bisherigen politisch unentschiedenen Status.  
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Wir sind der Meinung, daß die politische und ökonomische Konsolidierung des Westens eine 
elementare Voraussetzung für die Gesundung auch unserer Verhältnisse und für die Rückkehr 
des Ostens zum gemeinsamen Mutterland ist. ...<< 
Während einer Konferenz in Rüdesheim einigten sich die deutschen Ministerpräsidenten am 
22. Juli 1948 auf folgende Grundsätze (x024/226): >>Die Schaffung eines westdeutschen 
Staates, wie diese von den westlichen Besatzungsmächten nahegelegt wurde, dürfe eine späte-
re Reichseinheit nicht blockieren.  
Die Gründung sei vielmehr nur ein "Provisorium", "eine Etappe zur Wiederherstellung 
Deutschlands in den Grenzen von 1937". ...<< 
Der vorbereitende Ausschuß zur Gründung der Freien Universität in Berlin erklärte am 23. 
Juli 1948 (x112/556): >>... Es geht um die Errichtung einer freien Universität, die der Wahr-
heit um ihrer selbst willen dient.  
Jeder Studierende soll wissen, daß er sich dort im Sinne echter Demokratie frei zur Persön-
lichkeit entfalten kann und nicht zum Objekt einseitiger Propaganda wird.  
Jeder Dozent soll hier frei von Furcht und ohne einseitige Bindung an parteipolitische Doktrin 
lehren und forschen können.  
Aus dem Geiste der Selbstbehauptung heraus, mit der sich unsere Stadt gegen die Blockade 
erhob, soll diese Universität erstehen und als geistiger Mittelpunkt des freiheitlichen Berlins 
der Gesundung Deutschlands dienen.<< 
Der deutsche Journalist Walter von Cube (1906-1984) berichtete am 25. Juli 1948 während 
eines Rundfunkkommentars über die Wirkungen der Währungsreform auf das kulturelle Le-
ben (x112/558): >>... Lange genug sind die Auflagenziffern gestiegen, weil die Kalorienzah-
len gesunken sind. Der ursächliche Zusammenhang zwischen beiden Tatsachen ist unleugbar. 
... Es ist für ein Volk bedeutend angenehmer, in einer Flut von Salat, Karotten und Tomaten 
zu ertrinken als in einer Flut von Zeitschriften. ...  
Während der hungernde Normalverbraucher noch vor vier Wochen sich statt mit Nahrung und 
Konsumgütern mit Theaterkarten und Zeitschriften abspeisen lassen mußte, hat er heute die 
Möglichkeit, für sein gutes Geld zu wählen, welche Artikel ihm wertvoller erscheinen: die, 
die sein Kaufmann, oder die, die seine Zeitung ihm anbieten.  
Der unnatürliche Zustand, daß ein Mann in die Oper geht, weil es keine Hosenträger zu kau-
fen gibt, ... ist vorüber.<< 
Die westdeutschen Ministerpräsidenten und die westlichen Militärgouverneure einigten sich 
am 26. Juli 1948 in Frankfurt nach schwierigen Verhandlungen über die Annahme der Frank-
furter Dokumente. Die Militärgouverneure erlaubten danach die Erarbeitung und Aufstellung 
des deutschen Grundgesetzes. 
Der 17jährige Kurt N. berichtete über die Haft im sowjetischen Internierungslager Buchen-
wald bei Weimar (x126/181): >>... Die letzten Julitage waren sehr warm. 20 Tage nach den 
ersten Entlassungen schlug auch für mich die ersehnte Stunde, an die ich oft genug nicht mehr 
zu glauben wagte, wie alle von uns. 
Am 28. Juli 1948 hörte ich abends nach dem Appell das letzte Mal meine Nummer 18.383. 
Sie war unter denen, die morgen aufhören sollte, für Namen Buchenwalder Häftlinge zu ste-
hen. Unvergeßlich bleibt die letzte Nacht, in der ich kein Auge zumachte. Die innere Erregung 
war groß. 
... Nach Appell und Empfang meiner Tagesration an Brot, Zucker und Kaffee wurden Hände 
gedrückt, und die kleine Gruppe aus meiner Baracke setzte sich durch einen Durchlaß im Sta-
cheldraht, der den Barackenhof begrenzte, in Bewegung. Einer meiner zurückbleibenden 
gleichaltrigen Kameraden, Günter R. aus der Nähe von Luckau, stand mit tränenden Augen, 
die Hände am Stacheldraht und blickte mir nach. Für mich unvergeßlich. 
Wir gaben unsere Klamotten in die Entlausung und bekamen sie danach wieder, konnten du-
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schen und erhielten neue Kleidung. Alle bekamen einen von den im Lager nicht unbedingt 
fachgerecht geschneiderten grauen Anzügen aus billigem Stoff mit Fischgrätenmuster, ein 
bläuliches Stoffhemd, eine Mütze, Socken, Segeltuchschuhe und ein Handtuch. Von der 
Rückgabe persönlichen Eigentums, etwa Wertsachen, die den älteren Häftlingen nach ihrer 
Verhaftung abgenommen wurden, konnte keine Rede sein. 
In den Mittagsstunden des 29. Juli 1948 verließen wir 200 Mann durch das Tor mit dem von 
den Nazis geschmiedeten Hohn ("Jedem das Seine") unser Lager. Das große eiserne Tor war 
noch immer mit ... Grün gestrichenen Brettern vernagelt.  
Einzeln nahmen wir in einem niedrigen Gebäude vor dem Tor von einem grünbemützten Of-
fizier unseren Entlassungsschein entgegen.  
Genau um 13.50 Uhr hielt ich ihn in der Hand, meine zweite Geburtsurkunde. Jetzt war die 
Freiheit unumstößliche Wahrheit geworden.<< 
US-Präsident Truman berichtete am 28. Juli 1948 über die Berliner Blockade und die Luft-
brücke (x243/165): >>... Der Abzug aus Berlin hätte für unsere Pläne in Westdeutschland die 
katastrophalsten Folgen und würde die Erholung Europas ganz erheblich verzögern. Die Deut-
schen ... fürchteten ... die Räumung Berlins seitens der Westmächte weit mehr als diese selber. 
... Die Berliner seien entschlossen, auch unter den größten Entbehrungen auszuharren. ...  
Ich (Truman) fragte Clay, welches Risiko bestehe, falls wir bewaffnete Lastwagenkolonnen 
nach Berlin schicken. Der General meinte, die Russen würden vermutlich vorerst mit der Er-
richtung von Straßensperren reagieren, doch sei bestimmt mit Gewaltanwendung zu rechnen, 
falls unsere Pioniere diese zu beseitigen versuchten. ...  
Ich fragte Clay, ob er irgendwelche Anhaltspunkte für eine (kriegerische) Absicht des Kremls 
... besitze. Er verneinte, denn ... (sie) hofften ... uns auch ohne Ausweitung des Konflikts zum 
Verlassen Berlins zwingen zu können.<< 
Ein US-Militärgericht fällte am 30. Juli 1948 in Nürnberg die Urteile gegen 23 Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglieder, Direktoren sowie leitende Angestellte der I. G. Farbenindustrie 
("I. G. Farben-Prozeß").  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den "I. G. Farben-Prozeß" 
(x051/275): >>I. G. Farben-Prozeß, Verfahren vor dem Militärgerichtshof IV der USA in 
Nürnberg gegen den Vorsitzenden des Aufsichtsrates, Carl Krauch, und 22 Vorstandsmitglie-
der, Direktoren sowie leitende Angestellte der I. G. Farbenindustrie wegen Verbrechen gegen 
den Frieden, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Mitgliedschaft in einer verbrecheri-
schen Organisation (Fall 6).  
Den Angeklagten wurde im Wesentlichen vorgeworfen, mit Hitler und der militärischen Füh-
rung an der Planung und dem Aufbau der Wehrmacht zur Führung eines Angriffskrieges teil-
genommen und sich hierzu verschworen, Pläne für die "Aufsaugung" der ehemaligen Industri-
en in den von Deutschland zu überfallenden Ländern entwickelt, sie nach der Eroberung der 
Gebiete verwirklicht und Kriegsgefangene, Fremdarbeiter sowie KZ-Häftlinge für ihre Zwek-
ke ausgebeutet zu haben. Drei Angeklagte wurden ferner beschuldigt, Angehörige der SS ge-
wesen zu sein.  
Der Prozeß begann im August 47. Am 30.7.48 verurteilte das Gericht 13 Angeklagte zu Frei-
heitsstrafen von 18 Monaten bis zu sechs Jahren. Zehn Angeklagte wurden freigesprochen. Da 
die Untersuchungshaft angerechnet wurde, sind zwei Verurteilte sofort entlassen worden. Fünf 
Verurteilte hatten weniger als ein Jahr zu verbüßen. Die Restlichen wurden wegen guter Füh-
rung vorzeitig entlassen.<<  
Der "Rheinische Merkur" berichtete am 31. Juli 1948 über den "Staat im Werden" (x112/561): 
>>... Wir halten es für eine notwendige und bleibende Korrektur unserer Geschichte, daß das 
politische Schwergewicht wieder zum Westen zurückgekehrt ist, wohin es nach der geistigen 
Tradition unserer Länder, nach ihrer Bevölkerungsdichte, nach ihrem wirtschaftlichen Ent-
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wicklungsstand gehört.<< 
Walter Müller-Bringmann berichtete über das Grenzdurchgangslager Friedland (x123/76): 
>>31. Juli 1948. Über 1.000 Kriegsgefangene und 400 Frauen kamen heute zurück.  
Frauen in den besten Jahren, die irgendwo gefangengenommen wurden. Es ist rührend zu se-
hen, wie sie im Lager versuchen, sich wieder herzurichten, sich Kamm und Spiegel erbitten, 
die Haare waschen, sich wieder wie Frauen zurechtmachen. ... 
Welche Schicksale offenbaren sich hier. Welche Wege mußten diese Mädchen und Frauen 
gehen. "Ach", sagte eine, "wenn es doch nur keinen Krieg wieder geben würde." Und doch ist 
noch immer kein Frieden auf der Welt. Trotz aller Beteuerungen. Und überall gibt es bereits 
wieder Frauen in Uniform. ... 
... Ich fürchte, daß auch die nächsten Kriegsanstifter nicht auf die Hilfe der Frauen verzichten 
werden. Man wird sie wieder genauso zu Mägden des Todes pressen, wie ihre Geschlechtsge-
nossinnen, die heute ihren Entlassungsschein erhielten. 
Entlassen in die Heimat oder auch in die Fremde. Denn für viele von ihnen ist Westdeutsch-
land nicht die Heimat. Sondern hierher sind nur ihre Eltern oder ihre Männer oder ihre Ver-
wandten transportiert worden. Um vielleicht eine neue Heimat zu finden.<< 
Die "United-Press" berichtete am 31. Juli 1948 über die Urteile im Nürnberger "Krupp-Pro-
zeß" (x043/429): >>Das amerikanische Kriegsverbrecher-Tribunal hat heute die Firma ... 
Krupp, vertreten durch Alfried Krupp von Bohlen und Halbach, und 11 ihrer leitenden Direk-
toren, der Mißhandlung von Sklavenarbeitern in ihren Rüstungsbetrieben sowie der Plünde-
rung und Ausraubung der Industrien in den besetzten Ländern für schuldig befunden. ...<< 
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über den "Krupp-
Prozeß" (x051/336): >>Krupp-Prozeß, Verfahren des Militärgerichtshofs III der USA 1947/48 
in Nürnberg gegen A. Krupp von Bohlen und Halbach und 19 leitende Mitarbeiter der Krupp-
Werke wegen Verbrechen gegen den Frieden und Verbrechen gegen die Menschlichkeit (Fall 
10).  
Den Angeklagten wurde v.a. vorgeworfen, Angriffskriege geplant und durchgeführt, Eigentum 
und Hilfsquellen in den besetzten Ländern geplündert sowie Staatsangehörige dieser Gebiete 
versklavt zu haben.  
Im Gegensatz zu den anderen Nürnberger Prozessen war der Krupp-Prozeß mit Spannung ge-
laden: So verließen z.B. alle Verteidiger aus Protest zeitweilig den Verhandlungssaal und 
wurden wegen Mißachtung des Gerichts zu einer Haftstrafe verurteilt; ein Verteidiger wurde 
von der weiteren Teilnahme am Prozeß sogar ausgeschlossen. Im Übrigen lehnten es die An-
geklagten ab, vor Gericht als Zeugen in eigener Sache auszusagen.  
Unter Freisprechung vom Vorwurf, Angriffskriege geplant oder durchgeführt zu haben, und 
zum Teil auch von anderen Anklagepunkten wurden die Angeklagten am 31.7.48 zu Freiheits-
strafen zwischen zwei Jahren zehn Monaten und zwölf Jahren (Krupp) verurteilt. Bei Krupp 
wurde zusätzlich die Einziehung des Vermögens angeordnet. Ein Angeklagter wurde freige-
sprochen.  
Durch Gnadenerlaß des US-Hochkommissars McCloy am 31.1.51 wurden alle Verurteilten, 
die ihre Strafe noch nicht verbüßt hatten, begnadigt und die Vermögenseinziehung Krupps 
aufgehoben.<<  
Im Juli 1948 erklärte Walter von Cube (1906-1984, seit 1947 freier Kommentator des Radios 
München) in einem Rundfunkkommentar, daß die Deutschen eines Tages an ihrer Humanität 
sterben werden, falls sie neue Brücken nach dem Osten bauen. 
Konrad Adenauer berichtete am 3. August 1948 während einer Sitzung des CDU-Zonen-
ausschusses in Recklinghausen über die politische Lage (x112/564): >>... Verhandlungen, die 
jetzt zwischen den Alliierten und Rußland wahrscheinlich in Gang kommen, lassen erkennen, 
daß sich die Verhandlungen über die Gesamtheit der deutschen Probleme erstrecken, also 
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auch über die Frage der Bildung Westdeutschlands.  
Es ist für die Politiker und Ministerpräsidenten der drei westlichen Besatzungszonen unange-
nehm und gibt ein unbehagliches Gefühl, daß, nachdem sie erklärt haben, daß sie bereit seien, 
die nötigen Schritte – die Ihnen bekannt sind – zu tun, sie nun gleichzeitig wahrnehmen müs-
sen, daß der Russe es durchsetzt, daß über diese Fragen neu verhandelt wird.<<  
In der "Stuttgarter Zeitung" schrieb der CDU-Politiker Jakob Kaiser (1888-1961) am 4. Au-
gust 1948 über die Berliner Blockade (x112/565): >>Unverständlich wird den kommenden 
Generationen auf jeden Fall eines bleiben: Warum konnten sich die maßgeblichen Parteien 
nicht ein einziges Mal über Gesamtdeutschland hinweg zu gemeinsamen Beratungen zusam-
menfinden?  
Ich bin überzeugt, hätten sie es getan, wir wären heute weiter. Der Wille zur Selbsterkenntnis 
ist die Voraussetzung für jede aufbauende Politik.  
Sagen wir es deshalb ehrlich: Der Einheitswille im Westen war lange Zeit eine recht flaue 
Angelegenheit. ...<< 
Der brandenburgische Innenminister Bernhard Bechler (1911-2002) erklärte am 6. August 
1948 während einer Tagung (x112/566): >>Je fortschrittlicher wir uns entwickeln, um so 
schärfer wird der Klassenkampf ...  
Es wird behauptet, wir müssen zurück zu einem Rechtsstaat. Dem muß entgegengetreten wer-
den, denn das würde nichts anderes bedeuten, als daß die alte Ordnung wieder neu aufgerich-
tet werden sollte ...  
Wer heute die Frage der Selbstverwaltung zu stark in den Vordergrund rückt, in dem sehen 
wir rückschrittliche und reaktionäre Kräfte.<< 
Der 18jährige Hubert P. berichtete über seine Internierung im sowjetischen Lager Sachsen-
hausen in der Stadt Oranienburg (x126/104-105): >>... Auf eines ... warteten wir vergeblich: 
daß uns jemand sagte, warum wir Monat um Monat unter diesen unwürdigen Bedingungen 
vegetieren mußten und worin unsere Schuld bestand.  
Ich hatte mich inzwischen mit meinem Los abgefunden. Von uns besaß nach zwei Jahren 
kaum noch jemand Hoffnung, entlassen zu werden. Wir lebten wie auf einem anderen Stern, 
verloren für die übrige Welt. 
Völlig überraschend rief man mich am 11. August 1948 zur Lagerkommandantur. Dort mußte 
ich eine Verpflichtung unterschreiben, keinem Menschen von den Umständen meiner Haft zu 
erzählen, und bekam 20 Mark Entlassungsgeld.  
Offiziell hatte ich mich als "Heimkehrer" zu bezeichnen.<< 
Der SPD-Politiker Erwin Schoettle (1899-1976) kritisierte am 17. August 1948 während der 
Vollversammlung des VWG-Wirtschaftsrates den Direktor der Verwaltung für Wirtschaft, 
Ludwig Erhard (x112/571-572): >>Es ist bekannt, daß wir zu Herrn Prof. Dr. Erhard und sei-
ner Wirtschaftspolitik von Anfang an kein Vertrauen gehabt haben.  
Wir haben das oft in diesem Hause erklärt, und in den Debatten über die Leitsätze der Wirt-
schaftspolitik für die Zeit nach der Währungsreform ... mit aller Schärfe vor dem Tempo ge-
warnt, das der Herr Direktor der Verwaltung für Wirtschaft mit der Aufhebung der Bewirt-
schaftungsvorschriften und der Preisbindung offenbar einzuschlagen beabsichtigte. ...  
Jedenfalls ist es heute so, daß in unseren Zonen große Teile der Bevölkerung ... schon nicht 
mehr in der Lage sind, besonders die Menschen in den niedrigen Einkommensklassen, sich 
die unentbehrlichen Lebensmittel und Gegenstände des täglichen Bedarf zu kaufen.  
Ich gebe Ihnen nur ein ganz kleines Beispiel. ... Ein Durchschnittsarbeiter-Einkommen beträgt 
rund 36,- DM pro Woche. Ein blauer Arbeitsanzug, der im Jahre 1938 zwischen 8,- und 9,- 
RM und vor der Währungsreform etwa 17,- oder 18,- RM gekostet hat, kostet heute rund 40,- 
DM! Das ist die wahre Situation! ... 
(Erhard antwortet daraufhin:) Ich nehme für mich in Anspruch, nichts anderes zu wollen und 
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nichts anderes zu erstreben, als durch eine soziale Marktwirtschaft ein Maximum an Lebens-
möglichkeit und ein Maximum an Lebenssicherung für unser Volk sicherzustellen. Und keine 
Verleumdung und keine Intrige kann mich in meiner Arbeit davon abhalten, weil ich nicht 
vergessen habe, streng an dieser Linie festzuhalten. ...<<  
Nach Auseinandersetzungen mit sowjetischen Soldaten wurden am 24. August 1948 die Sek-
torengrenzen am Potsdamer Platz durch Stacheldrahtsperren gesichert. 
Der für die Erstellung von Richtlinien für ein "Grundgesetz" betraute Sachverständigen-Aus-
schuß überreichte am 24. August 1948 einen kommentierten Verfassungsentwurf (x063/630): 
>>(Nach Auffassung der meisten Sachverständigen) ... ist das Deutsche Reich als Staat und 
Rechtssubjekt nicht untergegangen, sondern lediglich desorganisiert und seiner Geschäftsfä-
higkeit beraubt worden.  
Es kann sich also nicht darum handeln, Deutschland staatlich neu zu konstituieren, sondern 
ausschließlich darum, es – wenn auch unter Beschränkung auf seine westlichen Gebiete – 
provisorisch neu zu organisieren, wie etwa Frankreich durch die Verfassung der Vierten Re-
publik nicht neu konstituiert, sondern nur neu organisiert worden ist. ... 
(Artikel 23 des Entwurfs bestimmte bereits:) Der Bund führt die schwarz-rot-goldene Flagge 
der Deutschen Republik. ... Die Flagge des Bundes kann nur Farben führen, die in der ge-
samtdeutschen Tradition begründet sind. Für die Wahl der Farben Schwarz-Rot-Gold war ent-
scheidend, daß diese Farben im alten Reichsschild geführt wurden und auch seit Beginn einer 
deutschen Einheits- und Freiheitsbewegung allgemein als Embleme der Deutschen Republik 
gegolten haben.<< 
Nach einem weiteren Versuch von SED-Demonstranten, eine Sitzung der Berliner Stadtver-
ordnetenversammlung gewaltsam zu sprengen, erklärte der SPD-Politiker Ernst Reuter (1889-
1953, seit 1948 Oberbürgermeister von West-Berlin) am 26. August 1948 während einer 
Kundgebung vor dem Reichstagsgebäude (x112/576): >>Wir wissen, daß eine grausame, bru-
tale, rücksichtslose, aggressive, imperialistische Macht den Willen hat, uns in die Knie zu 
zwingen, und ich wiederhole: wir haben nein gesagt, wir werden wieder nein sagen, und wir 
werden nein sagen, solange ein Atemzug in uns lebendig ist ...  
Dieser unser Kampf um Berlin, er ist ein Kampf nicht nur um Berlin, er ist ein Kampf um Eu-
ropa, und auf uns, auf das Schaufenster der demokratischen Freiheit, schauen die Völker auch 
im Osten.<< 
Auf dem 2. CDU-Parteitag in Recklinghausen hielt Konrad Adenauer am 28. August 1948 
eine Grundsatzrede zum Thema "Eine Hoffnung für Europa" (x112/577): >>Wir wollen von 
den geistigen Grundlagen aus, die das abendländische Christentum im Laufe vieler Jahrhun-
derte geschaffen hat, in Deutschland das politische Leben neu gestalten – und nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in Europa und in der Welt. Deswegen nennen wir uns Christlich-
Demokratische Union, nicht etwa, um damit zu sagen, daß in anderen Parteien keine Christen 
seien; das liegt uns völlig fern. ...  
Die persönliche Freiheit ist und bleibt das höchste Gut des Menschen! Wenn wir uns wenden 
gegen die Diktatur als dem Feind der Freiheit, wenn wir dagegen sind, daß das Kapital der 
Freiheit des einzelnen in der Wirtschaft und damit auch in der Politik erdrückt wird, wenn wir 
uns dagegen wenden, daß der Staat eine zu große Macht bekommt und damit ein Feind des 
einzelnen wird, so wenden wir uns und werden uns auch in Zukunft wenden gegen den Kol-
lektivismus in irgendwelcher Form, weil er genauso ein Feind der persönlichen Freiheit ist 
wie jene.  
Dieser wesentliche Satz des abendländischen Christentums vom Wert und der Würde eines 
jeden einzelnen Menschen, von der Freiheit der Person ist eine der Hauptthesen unserer politi-
schen Arbeit. ...  
Nur, wenn alle Kräfte, die auf dem gleichen Boden stehen wie wir, wenn alle politischen 
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Kräfte in ganz Europa sich zusammentun, wird es möglich sein, nicht nur Deutschland, son-
dern Europa überhaupt zu retten. ...  
Eine Hoffnung ist uns neu gekommen für Europa, und das ist der Gedanke an die europäische 
Union, an das vereinigte Europa. ... Ich ... erblicke in der Herstellung eines dauernden, guten 
nachbarlichen Verhältnisses zwischen Deutschland und seinen westlichen Nachbarn, den Be-
nelux-Staaten und Frankreich, die erste und vornehmste Aufgabe einer kommenden deutschen 
Außenpolitik. ...  
Ich bin der festen Überzeugung, daß wir nur dann den Osten wieder mit dem Westen zu einer 
Einheit verbinden können und werden, wenn wir wenigstens zunächst den Westen politisch 
und wirtschaftlich wieder erstarken lassen.  
Daß wir den Anspruch auf den Osten Deutschlands niemals aufgeben werden, das können und 
müssen wir immer und immer wieder mit allem Ernst und allem Nachdruck erklären. So bitte 
ich namentlich auch die aus dem Osten Vertriebenen, davon Kenntnis zu nehmen, daß wir den 
Anspruch auf die Rückgabe ihrer Heimat als ein göttliches Recht niemals preisgeben werden. 
...<<  
Ludwig Erhard erklärte am 28. August 1948 während des 2. CDU-Parteitages in Recklinghau-
sen die Grundsätze seiner Wirtschaftspolitik (x112/577): >>Mit der wirtschaftspolitischen 
Wendung von der Zwangswirtschaft hin zur Marktwirtschaft haben wir mehr getan, als nur 
eine engere wirtschaftliche Maßnahme in die Wege geleitet; wir haben damit unser gesell-
schaftwirtschaftliches und soziales Leben auf eine neue Grundlage und vor einen neuen An-
fang gestellt ...  
Nicht die freie Marktwirtschaft des liberalistischen Freibeutertums einer vergangenen Ära, 
auch nicht das freie Spiel der Kräfte der gleichen Phrasen, mit dem man hausieren geht, son-
dern die sozialverpflichtete Marktwirtschaft, die das einzelne Individuum wieder zur Geltung 
kommen läßt, die den Wert der Persönlichkeit obenan stellt, der gerechten Leistung dann aber 
auch den verdienten Ertrag zugute kommen läßt, das ist die Marktwirtschaft moderner Prä-
gung. ...<<  
Jakob Kaiser forderte die Delegierten des 2. CDU-Parteitages auf, Berlin weiterhin zu unter-
stützen (x112/577-578): >>In Berlin spielt sich ein Weltdrama ab! ...  
Welche Entscheidungen auch immer in Moskau fallen mögen, es bleibt Deutschland aufgege-
ben, klare Stellung gegen jeden Sowjetregierungsversuch in unserem Lande zu beziehen. Es 
bleibt unserem Volke aufgegeben, Berlin und die Ostzone mit aller Kraft, die uns gegeben ist, 
zu unterstützen, wo immer sich marxistisch-leninistischer Einfluß bemerkbar macht. ...<< 
Der Flüchtlingsausschuß des Wirtschaftsrates gab am 30. August 1948 folgende Flüchtlings- 
und Vertriebenenzahlen bekannt (x112/579): >>2,3 Millionen Ostpreußen, 0,6 Millionen 
Danziger, 3,1 Millionen Niederschlesier, 3,4 Millionen Oberschlesier, 0,9 Millionen Branden-
burger, 1,0 Millionen Pommern, 0,3 Millionen Westpreußen, 1,0 Millionen Posener, 1,0 Mil-
lionen aus dem Warthegau, 3 Millionen Sudetendeutsche, 1,5 Millionen Deutsche aus Ungarn, 
Jugoslawien und Rumänien.  
Insgesamt werden 18,1 Millionen (Flüchtlinge und) Vertriebene verzeichnet, es sind nach An-
gaben des Flüchtlingsausschusses 11 Millionen in die drei Westzonen gelangt.<< 
In einem Memorandum der französischen Militärmission schlug man den angloamerikani-
schen Siegermächten am 31. August 1948 vor, die Massenauswanderung von 8 Millionen 
Deutschen (weitgehend eigentumslose Vertriebene) nach Übersee zu ermöglichen (x153/53). 
Konrad Adenauer erklärte am 1. September 1948 während seiner Antrittsrede als Präsident 
des Parlamentarischen Rates (x156/61): >>... Und nun lassen Sie mich einige Worte über Wir-
ken und Aufgabe des Parlamentarischen Rates sagen.  
Er ist ins Leben gerufen durch einen Akt der Militär-Gouverneure der 3 Westzonen, durch 
einen Akt, wie er in dem Dokument niedergelegt ist, das den Ministerpräsidenten der 3 West-
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zonen am 1. Juli dieses Jahres übergeben wurde. ... 
Der Parlamentarische Rat beginnt seine Tätigkeit – wir haben es heute morgen bei der Feier 
im Museum König gehört, und wir wissen es ja alle - in einer Zeit der völligen Ungewißheit 
über Deutschlands Zukunft.  
Ja, auch die Zukunft Europas und der Welt ist dunkel und unsicher, und Deutschland selbst ist 
politisch ohnmächtig. Es ist in zwei Teile geteilt.  
Wir Vertreter des Parlamentarischen Rates hier in diesem Saale ... vertreten 46 Millionen 
Deutsche.  
Meine Damen und Herren!  
Das Dasein des Parlamentarischen Rates selbst ist, wie ich eingangs sagte, zurückzuführen auf 
einen Entschluß eines Teiles der Siegermächte.  
Für jeden von uns war es eine schwere Entscheidung, ob er sich bei dem heutigen Zustand 
Deutschlands, bei der mangelnden Souveränität auch dieses Teiles Deutschlands zur Mitarbeit 
zur Verfügung stellen dürfe und solle. ... 
Wir gehen an unsere Arbeit in der festen und unerschütterlichen Absicht, auf diesem Wege 
wieder zur Einheit von ganz Deutschland, der Einheit, die unser Ziel ist und unser Ziel bleibt, 
zu gelangen.  
Welche Ergebnisse unsere Arbeit für ganz Deutschland haben wird, das hängt von Faktoren 
ab, auf die wir nicht einwirken können.  
Trotzdem wollen wir die historische Aufgabe, die uns gestellt ist – und es ist in Wahrheit nach 
diesem Zusammenbruch des Jahres 1945 eine historische Stunde und eine historische Aufgabe 
-, unter Gottes Schutz und dem ganzen Ernst und mit dem ganzen Pflichtgefühl zu lösen ver-
suchen, die die Größe dieser Aufgabe von uns verlangt. << 
Ein Sozialdemokrat berichtete damals über Adenauers Wahl zum Präsidenten des Parlamenta-
rischen Rates (x112/582): >>Den Adenauer haben wir zum Präsidenten gemacht, um diesen 
unbequemen alten Nörgler auf einem Ehrenplatz kaltzustellen. ...<< 
Der SPD-Politiker Carlo Schmid (1896-1979) schrieb später über die Eröffnung des Parla-
mentarischen Rates im Alexander-König-Museum in Bonn (x112/582): >>... Wohl kaum hat 
je ein Staatsakt, der eine neue Phase der Geschichte eines großen Volkes einleiten sollte, in so 
skurriler Umgebung stattgefunden.  
In der Halle dieses in mächtigen Quadern hochgeführten Gebäudes standen wir unter den 
Länderfahnen – rings umgeben von ausgestopftem Getier aus aller Welt. Unter den Bären, 
Schimpansen, Gorillas u.a. Exemplaren exotischer Tierwelt kamen wir uns ein wenig verloren 
vor.  
Die bizarre Umgebung ließ trotz der Beethovenschen Musik, mit der die Feier eröffnet und 
beschlossen wurde, keine rechte Feierlichkeit aufkommen; gleichgültig jedoch war keinem 
von uns zumute.<< 
In der britischen und nordamerikanischen Besatzungszone wurden im September 1948 täglich 
1.846 Kalorien zugeteilt. 
Der SPD-Abgeordnete Carlo Schmid (1896-1979, Prof. für Völkerrecht, 1949-66 und 1969-72 
Bundestagsvizepräsident) erklärte am 8. September 1948 während einer Sitzung im Parlamen-
tarischen Rat (x919/…): >>… Meine Damen und Herren!  
Worum handelt es sich denn eigentlich bei dem Geschäft, das wir hier zu bewältigen haben? 
Was heißt denn: Parlamentarischer Rat? Was heißt denn: Grundgesetz? Wenn in einem sou-
veränen Staat das Volk eine verfassunggebende Nationalversammlung einberuft, ist deren 
Aufgabe klar und braucht nicht weiter diskutiert zu werden: Sie hat eine Verfassung zu schaf-
fen.  
Was heißt aber Verfassung? Eine Verfassung ist die Gesamtentscheidung eines freien Volkes 
über die Formen und die Inhalte seiner politischen Existenz. Eine solche Verfassung ist dann 
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die Grundnorm des Staates. Sie bestimmt in letzter Instanz ohne auf einen Dritten zurückge-
führt zu werden, die Abgrenzung der Hoheitsverhältnisse auf dem Gebiet und dazu bestimmt 
sie die Rechte der Individuen und die Grenzen der Staatsgewalt. Nichts steht über ihr, nie-
mand kann sie außer Kraft setzen, niemand kann sie ignorieren.  
Eine Verfassung ist nichts anderes als die in Rechtsform gebrachte Selbstverwirklichung 
der Freiheit eines Volkes. Darin liegt ihr Pathos, und dafür sind die Völker auf die Barrika-
den gegangen. Wenn wir in solchen Verhältnissen zu wirken hätten, dann brauchten wir die 
Frage: worum handelt es sich denn eigentlich? nicht zu stellen. Dieser Begriff einer Verfas-
sung gilt in einer Welt, die demokratisch sein will, die also das Pathos der Demokratie als ihr 
Lebensgesetz anerkennen will, unabdingbar.  
Freilich weiß jeder von uns, daß man Ordnungsgesetze anderer Art auch schon Verfassung 
genannt hat, zum Beispiel die oktroyierten Verfassungen der Restaurationszeiten, etwa die 
Charte von 1814. Diese oktroyierten Verfassungen waren zweifellos gelegentlich technisch 
nicht schlecht, und die Fürsten, die sie gegeben haben, mochten dann und wann durchaus gute 
Absichten gehabt haben; aber das Volk hat diese Dinge nie als Verfassungen betrachtet, und 
die Revolutionen von 1830 sind nichts anderes gewesen als der Aufstand der Völker Europas 
gegen die oktroyierten Verfassungen, die nicht im Wege der Selbstbestimmung der Völker 
entstanden, sondern auferlegt worden sind.  
Es kam in diesen Revolutionen die Erkenntnis zum Ausdruck, daß eine Verfassung in einer 
demokratischen Welt etwas mehr sein muß als ein bloßes Reglement, als ein bloßes Organisa-
tionsstatut. Die Ordnung des Behördenaufbaus, die Ordnung der Staatsfunktionen, die Ab-
grenzung der Rechte der Individuen und der Obrigkeit sind durchaus vorstellbar und das hat 
es gegeben - im Bereich der organischen Artikel des absolutistischen Obrigkeitsstaates, ja 
auch im Bereich der Fremdherrschaft.  
Man wird aber da nicht von Verfassungen sprechen, wenn Worte ihren Sinn behalten sollen; 
denn es fehlt diesen Gebilden der Charakter des keinem fremden Willen unterworfenen 
Selbstbestimmtseins. Es handelt sich dabei um Organisation und nicht um Konstitution.  
Ob eine Organisation von den zu Organisierenden selber vorgenommen wird oder ob sie der 
Ausfluß eines fremden Willens ist, macht keinen prinzipiellen Unterschied; denn bei Organi-
sationen kommt es wesentlich und ausschließlich darauf an, ob sie gut oder schlecht funktio-
nieren. Bei einer Konstitution aber ist das anders. Dort macht es einen Wesensunterschied, ob 
sie eigenständig geschehen ist oder ob sie der Ausfluß fremden Willens ist; denn eine Konsti-
tution ist nichts anderes als das Ins-Leben-Treten eines Volkes als politischer Schicksalsträger 
aus eigenem Willen.  
Dies alles gilt auch von der Schaffung eines Staates. Sicher, Staaten können auf die verschie-
denste Weise entstehen. Sie können sogar durch äußeren Zwang geschaffen werden. Staat ist 
aber dann nichts anderes als ein Ausdruck für Herrschaftsapparat, so wie etwa die Staatstheo-
retiker der Frührenaissance von il stato sprachen. Il stato, das ist einfach der Herrschaftsappa-
rat gewesen, der in organisierter Weise Gewalt über ein Gebiet ausgeübt hat.  
Aber es ist ja gerade der große Fortschritt auf den Menschen hin gewesen, den die Demokratie 
getan hat, daß sie im Staat etwas mehr zu sehen begann als einen bloßen Herrschaftsapparat. 
Staat ist für sie immer gewesen das In-die-eigene-Hand-nehmen des Schicksals eines Volkes, 
Ausdruck der Entscheidung eines Volkes zu sich selbst.  
Man muß wissen, was man will, wenn man von Staat spricht, ob den bloßen Herrschaftsappa-
rat, der auch einem fremden Gebieter zur Verfügung stehen kann, oder eine lebendige Volks-
wirklichkeit, eine aus eigenem Willen in sich selber gefügte Demokratie. Ich glaube, daß man 
in einem demokratischen Zeitalter von einem Staat im legitimen Sinne des Wortes nur spre-
chen sollte, wo es sich um das Produkt eines frei erfolgten konstitutiven Gesamtaktes eines 
souveränen Volkes handelt.  
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Wo das nicht der Fall ist, wo ein Volk sich unter Fremdherrschaft und unter deren Anerken-
nung zu organisieren hat, konstituiert es sich nicht - es sei denn gegen die Fremdherrschaft 
selbst -, sondern es organisiert sich lediglich, vielleicht sehr staatsähnlich, aber nicht als Staat 
im demokratischen Sinn. Es ist, wenn Sie mir ein Bild aus dem römischen Recht gestatten 
wollen, so: wie man dort den Freien und den Sklaven und den Freigelassenen kannte, wäre ein 
in dieser Weise organisiertes Gemeinwesen nicht ein Staat, sondern stünde dem Staat im sel-
ben Verhältnis gegenüber wie der Freigelassene dem Freien.  
Diese Organisation als staatsähnliches Wesen kann freilich sehr weit gehen. Was aber das Ge-
bilde von echter demokratisch legitimierter Staatlichkeit unterscheidet, ist, daß es im Grunde 
nichts anderes ist als die Organisationsform einer Modalität der Fremdherrschaft; denn die 
trotz mangelnder voller Freiheit erfolgende Selbstorganisation setzt die Anerkennung der 
fremden Gewalt als übergeordneter und legitimierter Gewalt voraus. Nur wo der Wille des 
Volkes aus sich selber fließt, nur wo dieser Wille nicht durch Auflagen eingeengt ist 
durch einen fremden Willen, der Gehorsam fordert und dem Gehorsam geleistet wird, 
wird Staat im echten demokratischen Sinne des Wortes geboren.  
Wo das nicht der Fall ist, wo das Volk sich lediglich in Funktion des Willens einer frem-
den übergeordneten Gewalt organisiert, sogar unter dem Zwang, gewisse Direktiven dabei 
befolgen zu müssen, und mit der Auflage, sich sein Werk genehmigen zu lassen, entsteht le-
diglich ein Organismus mehr oder weniger administrativen Gepräges.  
Dieser Organismus mag alle normalen, ich möchte sagen, inneren Staatsfunktionen haben; 
wenn ihm die Möglichkeit genommen ist, sich die Formen seiner Wirksamkeit und die 
Grenzen seiner Entscheidungsgewalt selber zu bestimmen, fehlt ihm, was den Staat aus-
macht, nämlich die Kompetenz der Kompetenzen im tieferen Sinne des Wortes, das heißt die 
letzte Hoheit über sich selbst und damit die Möglichkeit zu letzter Verantwortung. Das 
alles hindert nicht, daß dieser Organismus nach innen in höchst wirksamer Weise obrigkeitli-
che Gewalt auszuüben vermag.  
Was ist nun die Lage Deutschlands heute? Am 8. Mai 1945 hat die deutsche Wehrmacht be-
dingungslos kapituliert. An diesen Akt werden von den verschiedensten Seiten die verschie-
densten Wirkungen geknüpft. Wie steht es damit? Die bedingungslose Kapitulation hatte 
Rechtswirkungen ausschließlich auf militärischem Gebiet.  
Die Kapitulationsurkunde, die damals unterzeichnet wurde, hat nicht etwa bedeutet, daß damit 
das deutsche Volk durch legitimierte Vertreter zum Ausdruck bringen wollte, daß es als Staat 
nicht mehr existiert, sondern hatte lediglich die Bedeutung, daß den Alliierten das Recht nicht 
bestritten werden sollte, mit der deutschen Wehrmacht nach Gutdünken zu verfahren. Das ist 
der Sinn der bedingungslosen Kapitulation und kein anderer.  
Manche haben daran andere Rechtsfolgen geknüpft. Sie haben gesagt, auf Grund dieser be-
dingungslosen Kapitulation sei Deutschland als staatliches Gebilde untergegangen. Sie argu-
mentieren dabei mit dem völkerrechtlichen Begriff der debellatio, der kriegerischen Nieder-
werfung eines Gegners. Diese Ansicht ist schlechterdings falsch.  
Nach Völkerrecht wird ein Staat nicht vernichtet, wenn seine Streitkräfte und er selbst militä-
risch niedergeworfen sind. Die debellatio vernichtet für sich allein die Staatlichkeit nicht, sie 
gibt lediglich dem Sieger einen Rechtstitel auf Vernichtung der Staatlichkeit des Niederge-
worfenen durch nachträgliche Akte.  
Der Sieger muß also von dem Zustand der debellatio Gebrauch machen, wenn die Staatlich-
keit des Besiegten vernichtet werden soll. Hier gibt es nach Völkerrecht nur zwei praktische 
Möglichkeiten. Die eine ist die Annexion. Der Sieger muß das Gebiet des Besiegten annek-
tieren, seinem Gebiet einstücken. Geschieht dies, dann allerdings ist die Staatlichkeit vernich-
tet. Oder er muß zur sogenannten Subjugation schreiten, der Verknechtung des besiegten 
Volkes. Aber die Sieger haben nichts von dem getan. Sie haben in Potsdam ausdrücklich 
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erklärt, erstens, daß kein deutsches Gebiet im Wege der Annexion weggenommen wer-
den soll, und zweitens, daß das deutsche Volk nicht versklavt werden soll.  
Daraus ergibt sich, daß zum mindesten aus den Ereignissen von 1945 nicht der Schluß gezo-
gen werden kann, daß Deutschland als staatliches Gebilde zu existieren aufgehört hat. Aber es 
ist ja 1945 etwas geschehen, was ganz wesentlich in unsere staatlichen und politischen Ver-
hältnisse eingegriffen hat. Es ist etwas geschehen, aber eben nicht die Vernichtung der deut-
schen Staatlichkeit. 
Aber was ist denn nun geschehen? Erstens: Der Machtapparat der Diktatur wurde zerschlagen. 
Da dieser Machtapparat der Diktatur durch die Identität von Partei und Staat mit dem Staats-
apparat identisch gewesen ist, ist der deutsche Staat durch die Zerschlagung dieses Herr-
schaftsapparats desorganisiert worden. Desorganisation des Staatsapparats ist aber nicht die 
Vernichtung des Staates der Substanz nach.  
Wir dürfen nicht vergessen, daß in den ersten Monaten nach der Kapitulation im Sommer 
1945, als keinerlei Zentralgewalt zu sehen war, sondern als die Bürgermeister der Gemeinden 
als kleine Könige regierten - die Landräte auch und die ersten gebildeten Landesverwaltungen 
erst recht - , alle diese Leute und alle diese Stellen ihre Befugnisse nicht für sich ausübten, 
nicht für die Gemeinden und für das Land, sondern fast überall für das Deutsche Reich.  
Es war eine Art von Treuhänderschaft von unten, die sich dort geltend machte. Ich erinnere 
mich noch genau, wie es in diesen Monaten war, wie die Landräte die Steuern einzogen, nicht 
etwa, weil sie geglaubt hätten, sie stünden ihnen zu, sondern sie zogen sie ein, weil jemand 
dieses Geschäft stellvertretend für das Ganze besorgen mußte. Ähnlich machten es die Bür-
germeister und machten es auch die Landesverwaltungen.  
Als man z.B. in der französischen Zone die Länder veranlassen wollte, einen Vertrag zu 
schließen, in dem ihnen zugestanden war, das deutsche Eisenbahnvermögen auf sich selber zu 
übertragen, da haben diese Länder sich geweigert, dies zu tun, und haben gesagt: Aus techni-
schen Gründen mag der Vertrag nötig sein, wir übernehmen aber das Reichsbahnvermögen 
nur treuhändlerisch für Deutschland!  
Diese Auffassung, daß die Existenz Deutschlands als Staat nicht vernichtet und daß es als 
Rechtssubjekt erhalten worden ist, ist heute weitgehend Gemeingut der Rechtswissenschaft, 
auch im Ausland. Deutschland existiert als staatliches Gebilde weiter. Es ist rechtsfähig, es ist 
aber nicht mehr geschäftsfähig, noch nicht geschäftsfähig. Die Gesamtstaatsgewalt wird zum 
mindesten auf bestimmten Sachgebieten durch die Besatzungsmächte, durch den Kontrollrat 
im ganzen und durch die Militärbefehlshaber in den einzelnen Zonen ausgeübt. Durch diese 
Treuhänderschaft von oben wird der Zusammenhang aufrechterhalten.  
Die Hoheitsgewalt in Deutschland ist also nicht untergegangen; sie hat lediglich den Träger 
gewechselt, indem sie in Treuhänderschaft übergegangen ist. Das Gebiet Deutschlands ist 
zwar weitgehend versehrt, aber der Substanz nach ist es erhalten geblieben, und auch das 
deutsche Volk ist - und zwar als Staatsvolk - erhalten geblieben. 
Gestatten Sie mir hier ein Wort zum "Staatsvolk". Es hat sich in dieser Hälfte Deutschlands 
ungemein vermehrt durch die Flüchtlinge, durch Millionen Menschen, die ausgetrieben wur-
den aus Heimaten, in denen ihre Vorfahren schon seit Jahrhunderten ansässig gewesen sind. 
Man sollte in der Welt nicht so rasch vergessen, was damit geschehen ist! Denn wenn wir hier 
es zu schnell vergessen sollten, wenn wir dieses Wissen aus unserem Bewußtsein verdrängen 
sollten, könnte es geschehen, daß einige Generationen später das Verdrängte in böser Gestalt 
wieder aus dem Dunkel des Vergessens emporsteigen könnte!  
Man sollte gerade im Zeitalter der Nürnberger Prozesse von diesen Dingen sprechen! Freilich 
wissen wir genau, daß die Austreibung von Bevölkerungen nicht von den Siegern dieses Krie-
ges, sondern von den Nationalsozialisten erfunden worden ist und das, was bei uns geschah, 
lediglich das Zurückkommen des Bumerangs ist, der einst von hier ausgeworfen wurde. 
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Trotzdem aber bleibt bestehen, daß, was nach dem Kriege geschehen ist, auch Unrecht ist! Es 
gibt ein französisches Sprichwort: "Man rechtfertigt das Böse nicht durch den Hinweis auf ein 
noch Böseres".  
Damit, daß die drei Staatselemente erhalten geblieben sind, ist Deutschland als staatli-
che Wirklichkeit erhalten geblieben. Deutschland braucht nicht neu geschaffen zu wer-
den. Es muß aber neu organisiert werden. Diese Feststellung ist von einer rechtlichen Be-
trachtung aus unausweichlich Es ist aber an dieser Stelle noch kurz darauf einzugehen, ob 
nicht vielleicht durch politische Akte, die nach dem Mai 1945 in Deutschland selbst sich er-
eignet haben könnten, doch eine Auflösung Deutschlands als eines staatlichen Gebildes er-
folgt ist.  
Ich glaube aber, daß nichts von dem, was seit drei Jahren geschehen ist, uns berechtigt, anzu-
nehmen, daß das deutsche Volk oder erhebliche Teile des deutschen Volkes sich entschlossen 
hätten, Deutschland aufzulösen. Wenn wir uns ein Ereignis als Beispiel vorhalten, wo so et-
was in der Tat geschehen ist, dann sehen wir am besten, daß es falsch ist, in bezug auf 
Deutschland von so etwas zu sprechen: Österreich-Ungarn!  
Dieses ist nach 1918 nicht "juristisch" zerfallen, sondern durch den Entschluß der Völker-
schaften, die es einmal ausmachten, als staatliches Gebilde aufgelöst worden. An seine Stelle 
sind neue Staaten getreten, die sich nicht als Rechtsnachfolger der alten Doppelmonarchie zu 
betrachten brauchten. So etwas ist in Deutschland nicht geschehen.  
Nun ist die Frage, ob vielleicht da und dort in Deutschland einzelne Teile Deutschlands vom 
Ganzen abgefallen sind und sich separieren wollten. Kann man ein solches Vorhaben aus ge-
wissen Ereignissen schließen, die sich seit dem Sommer 45 bei uns begeben haben?  
Manche mögen dabei auf diese oder jene Bestimmung dieser oder jener Länderverfassung 
hinweisen, in denen es etwa heißt, daß das Land X/Y bereit ist, "einem neuen deutschen Bun-
desstaat" oder "einem neuen Deutschland" beizutreten. Ich glaube, man sollte aus solchen Sät-
zen keine allzu weitgehenden Folgerungen ziehen. Ich jedenfalls glaube nicht, daß die Land-
tage und die Bevölkerungen der Länder, in deren Verfassung dieser Satz steht, damit erklären 
wollten, daß sich das Land von Deutschland separieren wollte.  
Es handelt sich bei diesen Verfassungsartikeln um die Kodifikation eines Rechtsirrtums, der 
damals, als die Verfassung beraten wurde, entschuldbar und verständlich gewesen sein mag, 
aber nicht um mehr. Nun könnte man weiter die Frage aufwerfen, ob hier vielleicht nicht noch 
eine andere Betrachtung angefügt werden müsste.  
Erik Reger, dessen gallige Artikel zu lesen sich auch dann lohnt, wenn man sie nicht für der 
jeweiligen Situation voll angepaßt hält, hat jüngst geschrieben, daß es sich hier nicht um eine 
Rechtsfrage handle, sondern um die Bekundung des politischen Willens, die Zäsur in der poli-
tischen Kontinuität deutlich zu markieren.  
Nun, ich bin völlig damit einverstanden, daß man eine Zäsur zwischen gestern und heute und 
noch mehr zwischen gestern und morgen markiert. Aber bedingt denn der Wechsel in einem 
politischen System notwendig die Vernichtung des Staatswesens?  
Haben denn zum Beispiel die Franzosen, als sie 1870 vom zweiten Kaiserreich zur Dritten 
Republik übergingen, vorher den französischen Staat als staatliches Gebilde aufgelöst? Ein 
Systemwechsel ist doch gerade dadurch charakterisiert, daß das staatliche Gebilde, in dem der 
Systemwechsel erfolgt, erhalten bleibt.  
Der Rechtszustand, in dem Deutschland sich befindet, wird aber noch durch folgendes charak-
terisiert: Die Alliierten halten Deutschland nicht nur auf Grund der Haager Landkriegsord-
nung besetzt. Darüber hinaus trägt die Besetzung Deutschlands interventionistischen Charak-
ter. Was heißt denn Intervention? Es bedeutet, daß fremde Mächte innerdeutsche Verhältnisse, 
um die sich zu kümmern ihnen das Völkerrecht eigentlich verwehrt, auf deutschem Boden 
nach ihrem Willen gestalten wollen.  
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Es hat keinen Sinn, darüber zu jammern, daß es so ist. daß es dazu kommen konnte, hat seine 
guten Gründe: man kann verstehen, daß unsere Nachbarn sich nach dem, was im deutschen 
Namen in der Welt angerichtet worden ist, ihre Sicherheit selber verschaffen wollen! Ob sie 
sich dabei immer klug angestellt haben oder nicht, soll hier nicht diskutiert werden; das ist 
eine andere Geschichte.  
Aber Intervention vermag lediglich Tatsächlichkeiten zu schaffen; sie vermag nicht, Rechts-
wirkungen herbeizuführen. Völkerrechtlich muß eine interventionistische Maßnahme entwe-
der durch einen vorher geschlossenen Vertrag oder durch eine nachträgliche Vereinbarung 
legitimiert sein, um dauernde Rechtswirkungen herbeizuführen. Ein vorher geschlossener 
Vertrag liegt nun nicht vor: die Haager Landkriegsordnung verbietet ja geradezu interventio-
nistische Maßnahmen als Dauererscheinungen.  
So wird man für die Frage, ob interventionistische Maßnahmen von uns als Recht anerkannt 
werden müssen, spätere Vereinbarungen abzuwarten haben. Aber kein Zweifel kann darüber 
bestehen, daß diese interventionistischen Maßnahmen der Besatzungsmächte vorläufig legal 
sind aus dem einen Grunde, daß das deutsche Volk diesen Maßnahmen allgemein Gehorsam 
leistet.  
Es liegt hier ein Akt der Unterwerfung vor - drücken wir es doch aus, wie es ist -, eine Art von 
negativem Plebiszit, durch das das deutsche Volk zum Ausdruck bringt, daß es für Zeit auf die 
Geltendmachung seiner Volkssouveränität zu verzichten bereit ist.  
Man sollte sich doch darüber klar sein, was Volkssouveränität heißt: nicht jede Möglichkeit, 
sich nach seinem Willen in mehr oder weniger Beschränkung einzurichten, sondern zur 
Volkssouveränität gehört, wenn das Wort einen Sinn haben soll, auch die Entschlossenheit, 
sie zu verteidigen und sich zu widersetzen, wenn sie angegriffen wird!  
Solange das nicht geschieht - und es hat sehr gute Gründe, daß es nicht geschieht -, werden 
wir die Legalität der interventionistischen Maßnahmen zum mindesten für Zeit anerkennen 
müssen. Das ist ja gerade die juristische Bedeutung der Résistance in Frankreich gewesen, daß 
infolge des Sicht-Nicht-Unterwerfens die Maßnahmen der "Zwischenregierung" nicht als legal 
zu gelten brauchten.  
Zu den interventionistischen Maßnahmen, die die Besatzungsmächte in Deutschland 
vorgenommen haben, gehört unter anderem, daß sie die Ausübung der deutschen Volks-
souveränität blockiert haben. An und für sich ist die Volkssouveränität, in einem demokra-
tischen Zeitalter zum mindesten, der Substanz nach unvermeidbar und unverzichtbar.  
Ich glaube, sagen zu können, daß dies auch heute der Standpunkt der offiziellen amerikani-
schen Stellen ist. Aber man kann die Ausübung der Volkssouveränität ganz oder teilweise 
sperren. Das ist bei uns 1945 geschehen. Sie wurde ursprünglich völlig gesperrt. Dann wurde 
diese Sperrung stückweise von den Besatzungsmächten zurückgezogen, immer weitere 
Schichten der deutschen Volkssouveränität wurden zur Betätigung freigegeben.  
Zuerst die Schicht, aus der heraus die Selbstkonstituierung und Selbstverwaltung der Gemein-
den erfolgte, dann die Schicht, aus der heraus die politische und administrative Organisation 
von Gebietsteilen etwa in der Gestalt unserer Länder erfolgte. Die "regionale" Schicht der 
deutschen Volkssouveränität wurde hier unter Vorbehalt des Ganzen freigelegt.  
Aber geben wir uns keinem Irrtum hin: auch bei diesen konstitutiven Akten handelte es sich 
nicht um freie Ausübungen der Volkssouveränität. Denn auch da war immer die Entscheidung 
weithin vorgegeben, am weitestehenden dadurch, daß ja die Besatzungsmächte selber es ge-
wesen sind, die den größten Teil dieser Länder abgezirkelt und damit bestimmt haben.  
In der britischen Zone hatten die Länder bis heute noch keine Möglichkeit, sich auch nur for-
mell selbst zu konstituieren. Dort wird am besten deutlich, in welchem Umfang Existenz und 
Konfiguration unserer Länder im wesentlichen Ausfluß des Willens der Besatzungsmächte 
sind.  
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Nunmehr hat man uns eine weitere Schicht der Volkssouveränität freigegeben. Wir müssen 
uns fragen: Ist das, was uns nunmehr freigegeben worden ist, der ganze verbliebene Rest der 
bisher gesperrten Volkssouveränität?  
Manche wollen die Frage bejahen; ich möchte sie energisch verneinen. Es ist nicht der ganze 
Rest freigegeben worden, sondern ein Teil dieses Restes. 
Zuerst räumlich betrachtet: Die Volkssouveränität ist, wo man von ihrer Fülle spricht, unteil-
bar. Sie ist auch räumlich nicht teilbar. Sollte man sie bei uns für räumlich teilbar halten, dann 
würde das bedeuten, daß man hier im Westen den Zwang zur Schaffung eines separaten 
Staatsvolkes setzt. Das will das deutsche Volk aber in den 3 Westzonen nicht sein! Es gibt 
kein westdeutsches Staatsvolk und wird keines geben!  
Das französische Verfassungswort: La Nation une et indivisible - die eine und unteilbare Na-
tion - bedeutet nichts anderes, als daß die Volkssouveränität auch räumlich nicht teilbar ist.  
Nur das gesamte Volk kann "volkssouverän" handeln, und nicht eine Partikel davon. Ein Teil 
von ihm könnte es nur dann, wenn es legitimiert wäre, als Repräsentant der Gesamtnation zu 
handeln, oder wenn ein Teil des deutschen Volkes durch äußeren Zwang endgültig verhindert 
worden wäre, seine Freiheitsrechte auszuüben. Dann wäre ja nur noch der Rest, der bleibt, ein 
freies deutsches Volk, das deutsche Volkssouveränität ausüben könnte. 
Ist dieser Zustand heute schon eingetreten? Manche behaupten: Ja!  
Aber man sollte nicht vergessen: Noch wird verhandelt; noch ist man sich, zumindest offizi-
ell, darüber einig, in der Verschiedenheit der Zonenherrschaft ein Provisorium zu sehen, et-
was, das nach dem Willen aller, auch der Besatzungsmächte, vorübergehen soll. ... 
Eine gesamtdeutsche konstitutionelle Lösung wird erst möglich sein, wenn eines Tages eine 
deutsche Nationalversammlung in voller Freiheit wird gewählt werden können. Das setzt aber 
voraus, entweder die Einigung der 4 Besatzungsmächte über eine gemeinsame Deutschland-
Politik oder einen Akt der Gewalt nach der einen oder anderen Seite.  
Mag sein, daß mancher Mann mit diesem Gedanken spielt; es lohnt sich aber vielleicht, diesen 
Gedanken einmal zu meditieren. Was bedeutet denn Gewalt in diesem Zusammenhang? Ent-
weder die Vertreibung einer Besatzungsmacht, die einer gesamtdeutschen demokratischen 
Einigung widerstrebt. Könnte daraus etwas anderes werden als eine Katastrophe für die ganze 
Welt?  
Oder aber es bedeutet endgültige Abtrennung einer Zone durch Gewaltanwendung einer Be-
satzungsmacht mit gleichzeitiger politischer Entmannung des deutschen Volkes in dieser Zo-
ne und damit die endgültige Verminderung Deutschlands auf den Teil, der über sich noch in 
Freiheit bestimmen könnte. Auch das wäre eine Katastrophe; auch eine Weltkatastrophe, nicht 
nur eine deutsche. Man sollte daher nichts tun, was dazu beitragen könnte, eine solche Kata-
strophe wahrscheinlicher zu machen, als sie aus sich selber heraus vielleicht heute schon ist. 
Zu dieser räumlichen Einschränkung der Möglichkeit, Volkssouveränität auszuüben, kommt 
noch eine substantielle Einschränkung.  
Wenn man die Dokumente Nr. I und III liest, die die Militärbefehlshaber den Ministerpräsi-
denten übergeben haben, dann erkennt man, daß sich die Besatzungsmächte eine ganze Reihe 
von Sachgebieten und Befugnissen in eigener oder in konkurrierender Zuständigkeit vorbehal-
ten haben. Es gibt fast mehr Einschränkungen der deutschen Befugnisse in diesem Dokument 
Nr. I als Freigaben deutscher Befugnisse!  
Die erste Einschränkung ist, daß uns für das Grundgesetz bestimmte Inhalte auferlegt worden 
sind; weiter, daß wir das Grundgesetz, nachdem wir es hier beraten und beschlossen haben, 
den Besatzungsmächten zur Genehmigung werden vorlegen müssen.  
Dazu möchte ich sagen: Eine Verfassung, die ein anderer zu genehmigen hat, ist ein Stück 
der Genehmigungsberechtigten, aber kein reiner Ausfluß der Volkssouveränität der 
Genehmigungspflichtigen! 
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Die zweite Einschränkung ist, daß uns entscheidende Staatsfunktionen versagt sind: Auswär-
tige Beziehungen, freie Ausübung der Wirtschaftspolitik; eine Reihe anderer Sachgebiete sind 
vorbehalten. Legislative, Exekutive und sogar die Gerichtsbarkeit sind gewissen Einschrän-
kungen unterworfen. 
Die dritte Einschränkung: Die Besatzungsmächte haben sich das Recht vorbehalten, im Falle 
von Notständen die Fülle der Gewalt wieder an sich zu nehmen.  
Die Autonomie, die uns gewährt ist, soll also eine Autonomie auf Widerruf sein, wobei nach 
den bisherigen Texten die Besatzungsmächte es sind, die zu bestimmen haben, ob der Not-
stand eingetreten ist oder nicht. 
Vierte Einschränkung: Verfassungsänderungen müssen genehmigt werden.  
Also: Auch die jetzt freigebende Schicht der ursprünglich voll gesperrten deutschen Volks-
souveränität ist nicht das Ganze, sondern nur ein Fragment. Daraus ergibt sich folgende prak-
tische Konsequenz:  
Um einen Staat im Vollsinne zu organisieren, muß die Volkssouveränität sich in ihrer ganzen 
Fülle auswirken können. Wo nur eine fragmentarische Ausübung möglich ist, kann auch 
nur ein Staatsfragment organisiert werden. Mehr können wir nicht zuwege bringen, es sei 
denn, daß wir den Besatzungsmächten gegenüber – was aber eine ernste politische Entschei-
dung voraussetzen würde – Rechte geltend machen, die sie uns heute noch nicht einräumen 
wollen. Das müßte dann ihnen gegenüber eben durchgekämpft werden.  
Solange das nicht geschehen ist, können wir, wenn Worte überhaupt einen Sinn haben sollen, 
keine Verfassung machen, auch keine vorläufige Verfassung, wenn "vorläufig" lediglich eine 
zeitliche Bestimmung sein soll. Sondern was wir machen können, ist ausschließlich das 
Grundgesetz für ein Staatsfragment.  
Die eigentliche Verfassung, die wir haben, ist auch heute noch das geschriebene oder 
ungeschriebene Besatzungsstatut. Die Art und Weise, wie die Besatzungsmächte die Besat-
zungshoheit ausüben, bestimmt darüber, wie die Hoheitsbefugnisse auf deutschem Boden ver-
teilt sein sollen. Sie bestimmt auch darüber, was an den Grundrechten unserer Länderverfas-
sung effektiv und was nur Literatur ist. Diesem Besatzungsstatut gegenüber ist alles andere 
sekundär, solange man in Anerkennung seiner Wirklichkeit handelt.  
Nichts ist für diesen Zustand kennzeichnender als der Schlußsatz in Dokument Nr. III, worin 
ausdrücklich gesagt wird, daß nach dem Beschluß des Parlamentarischen Rates und vor der 
Ratifikation dieses Beschlusses in den Ländern die Besatzungsmächte das Besatzungsstatut 
verkünden werden, damit das deutsche Volk weiß, in welchem Rahmen seine "Verfassung" 
gilt. Wenn man einen solchen Zustand nicht will, dann muß man dagegen handeln wollen. 
Aber das wäre dann Sache des deutschen Volkes selbst und nicht Sache staatlicher Organe, 
die ihre Akte jeweils vorher genehmigen lassen müssen. 
Damit glaube ich die Frage beantwortet zu haben, worum es sich bei unserem Tun denn ei-
gentlich handelt.  
Wir haben unter Bestätigung der alliierten Vorbehalte das Grundgesetz zur Organisation der 
heute freigegebenen Hoheitsbefugnisse des deutschen Volkes in einem Teile Deutschlands zu 
beraten und zu beschließen.  
Wir haben nicht die Verfassung Deutschlands oder Westdeutschlands zu machen. Wir 
haben keinen Staat zu errichten. 
Wir haben etwas zu schaffen, das uns die Möglichkeit gibt, gewisser Verhältnisse Herr zu 
werden, besser Herr zu werden, als wir das bisher konnten.  
Auch ein Staatsfragment muß eine Organisation haben, die geeignet ist, den praktischen 
Bedürfnissen der inneren Ordnung eines Gebietes gerecht zu werden. Auch ein Staats-
fragment braucht eine Legislative, braucht eine Exekutive und braucht eine Gerichts-
barkeit.  
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Wenn man nun fragt, wo dann die Grenze gegenüber dem Vollstaat, gegenüber der Vollver-
fassung liege: Nun, das ist eine Frage der praktischen Beurteilung im Einzelfall. Über folgen-
de Gesichtspunkte aber sollte Einigkeit erzielt werden können:  
Erstens: Das Grundgesetz für das Staatsfragment muß gerade aus diesem seinen inneren 
Wesen heraus seine zeitliche Begrenzung in sich tragen. Die künftige Vollverfassung 
Deutschlands darf nicht durch Abänderung des Grundgesetzes dieses Staatsfragments 
entstehen müssen, sondern muß originär entstehen können.  
Aber das setzt voraus, daß das Grundgesetz eine Bestimmung enthält, wonach es automatisch 
außer Kraft tritt, wenn ein bestimmtes Ereignis eintreten wird. Nun, ich glaube, über diesen 
Zeitpunkt kann kein Zweifel bestehen: an dem Tage, an dem eine vom deutschen Volke in 
freier Selbstbestimmung beschlossene Verfassung in Kraft tritt.  
Zweitens: Für das Gebiet eines echten, vollen Staates ist charakteristisch, daß es geschlossen 
ist, daß also nichts hineinragen und nichts über seine Grenzen hinausragen kann. Bei einem 
Staatsfragment kann dies anders sein. Hier ist räumliches Offensein möglich. Das wird sich in 
unserer Arbeit in einem doppelten Sinne niederschlagen können und, wie ich glaube, auch 
müssen.  
Dieses Grundgesetz muß eine Bestimmung enthalten, auf Grund derer jeder Teil deutschen 
Staatsgebietes, der die Aufnahme wünscht, auch aufgenommen werden muß; wobei die Frage 
noch zu klären sein wird, wie dies geschehen soll und ob Bedingungen aufgestellt werden sol-
len. Ich glaube, man sollte die Aufnahme so wenig als möglich erschweren.  
Schließlich bleibt die Frage, ob nicht die Teile Deutschlands, die außerhalb des Anwendungs-
gebietes des Grundgesetzes verbleiben müssen, die Möglichkeit sollen erhalten können, an 
den gesetzgebenden Organen sich zu beteiligen, die das Grundgesetz schaffen wird. Über das 
Wie und die Frage, ob sie es allgemein sollen tun können, wird hier noch zu sprechen sein. 
Aber eine Voraussetzung scheint mir dafür vorliegen zu müssen: Es müssen in diesem Gebiet 
freie Wahlen möglich sein; es muß die Möglichkeit bestehen, Vertreter hierher zu entsenden. 
Dies trifft heute schon auf Berlin zu, und deshalb sollte das Grundgesetz die Bestimmung vor-
sehen, daß Vertreter Berlins in die gesetzgebenden Körperschaften zu berufen sind.  
Ich weiß, man kann sagen, das sei nicht logisch, denn es sei nicht logisch, Vertreter von Ge-
bieten an der Gesetzgebung zu beteiligen, auf die von ihnen mitbeschlossene Gesetze keine 
Anwendung fänden. Ich gebe zu, daß es in der Tat nicht sehr logisch ist. Aber hier handelt es 
sich nicht so sehr darum, Logik zu treiben, als politisch zu sein. Ich meine, man könnte das 
nicht auf wirksamere Weise tun, als durch das Sichtbarmachen der Tatsache, daß nur äußere 
Gewalt verhindert, daß hier alle Deutschen vertreten sind!  
Das Dritte, in dem das Fragmentarische zum Ausdruck kommen muß, ist die innere Begren-
zung der Organe auf die durch äußeren Zwang heute noch eingeschränkten Möglichkeiten. Da 
stellt sich, um nur ein Beispiel zu nennen, das Problem des Aufbaus der Organe, z.B. die Fra-
ge: Soll ein Staatsoberhaupt, ein Bundespräsident vorgesehen werden? Braucht man in einem 
Staatsfragment - in Anbetracht der erforderlichen Dignität einer solchen Funktion - diese 
Funktion heute schon ins Leben zu rufen?  
Ist es nicht besser, statt des Präsidenten ein bescheideneres Organ mit den Aufgaben zu be-
trauen, die vernünftigerweise sonst ein Präsident zu erledigen hat? Soll das Amt nur ruhen? 
All das sind Fragen, die sich von dieser grundsätzlichen Betrachtung aus stellen müssen. Aber 
wenn auch die Ordnung, die wir gestalten sollen, nur die Ordnung eines Staatsfragmentes ist, 
so kann und sollte sie unserer Meinung nach doch so ausgestaltet werden, daß bei Ausweitung 
der heute gewährten Freiheitssphäre die geschaffene Organisation fähig ist, sie voll auszufül-
len.  
Und darüber hinaus möchte ich noch sagen: Man sollte diese Organisation so stark und voll-
ständig machen, daß sie fähig werden kann, durch ihr Wirken eine solche Ausweitung in Fluß 
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zu bringen und durchzusetzen. 
Nun ergeben sich aus dem Wesen des Provisoriums eine Reihe praktischer Fragen für das 
Grundgesetz. Da ist zunächst das Problem, ob darin der Weimarer Verfassung Erwähnung 
getan werden soll oder nicht.  
Sicher besteht die Weimarer Verfassung - das ist meine persönliche Meinung - als Ganzes 
nicht mehr. Die Desorganisation Deutschlands durch die Nazi-Herrschaft und durch die Be-
setzung hat ihr zum mindesten auf weiten Strecken den Garaus gemacht. Auf der anderen Sei-
te ist durch die bisherige Rechtsprechung herausgestellt worden, daß sie, wenigstens zum Teil, 
noch weiter gilt.  
Es besteht also auf diesem Gebiet zum mindesten eine Rechtsunsicherheit. Es ist die Frage, ob 
man dieser Rechtsunsicherheit nicht dadurch abhelfen sollte, daß das Grundgesetz der Wei-
marer Verfassung Erwähnung tut, etwa so, daß es ausspricht, daß sie, soweit ihre Bestimmun-
gen in Widerspruch zu diesem Grundgesetz stehen, ruht.  
Weiter werden Bestimmungen in das Grundgesetz aufgenommen werden müssen, die die Fra-
ge der Weitergeltung von Gesetzen und Verordnungen betreffen, welche vor dem Inkrafttreten 
des Grundgesetzes erlassen wurden, sei es von den Ländern aus Sachgebieten, die künftig 
nicht mehr den Ländern zustehen sollen, sei es von Zonenorganen, sei es vom Wirtschaftsrat. 
Schließlich werden wir noch Bestimmungen für die Überleitung gewisser Kompetenzen auf 
etwa neu zu schaffende Organe vorsehen müssen.  
Und nun, meine Damen und Herren, komme ich zu einem weiteren grundsätzlichen Kapitel: 
Wo liegen die Hoheitsbefugnisse, auf Grund derer wir dieses Grundgesetz beraten und be-
schließen? Wer wird dabei durch uns tätig? Wird durch uns tätig das deutsche Volk? Oder 
werden durch uns tätig die Länder als in sich geschlossene Gebietskörperschaften?  
Diese Frage zu beantworten ist nicht müßig. Ich glaube vielmehr, daß der Umstand, wie wir 
sie beantworten, entscheidend für das ganze Werk ist. Deutschland ist, das glaube ich be-
wiesen zu haben, als staatliches Gebilde nicht untergegangen. Damit, daß Deutschland 
weiter besteht, gibt es auch heute noch ein deutsches Staatsvolk. Es ist also auf dem Ge-
biet, das heute durch die drei Westzonen umschrieben wird, ein Gesamtakt dieses deutschen 
Staatsvolkes noch möglich. Ein solcher Gesamtakt kann auch durch Länderverfassungen nicht 
verboten werden. 
Das deutsche Volk ist aber keine amorphe Masse; es ist in Länder gegliedert, und es ist in sei-
ner Geschichte bisher noch immer in dieser Gliederung in Länder politisch aufgetreten. Das 
deutsche Volk handelt auch, wenn es als das deutsche Volk in den Ländern Baden, Bayern, 
Hessen usw. auftritt, als deutsches Gesamtvolk. Darum ist es sicher, daß das Grundgesetz un-
seres Staatsfragments nicht auf Grund einer Vereinbarung der deutschen Länder zu entstehen 
braucht, weil die Quelle der Hoheitsgewalt nicht bei den Ländern liegt, sondern beim deut-
schen Volk.  
Von dieser Auffassung scheinen auch die Besatzungsmächte auszugehen. Die Dokumente Nr. 
I und II sind in diesem Punkt ganz deutlich. Nach Dokument Nr. II sollen die deutschen 
Ministerpräsidenten Vorschläge über die Änderung von Ländergrenzen machen; wohl-
gemerkt: alle Ministerpräsidenten für jeden beliebigen Teil des deutschen Staatsgebiets. Das 
ist nur möglich, wenn man als Auffassung der Besatzungsmächte annimmt, daß die Mi-
nisterpräsidenten treuhänderisch in Wahrung gesamtdeutscher Interessen handeln sol-
len.  
Denn wie käme sonst etwa der Ministerpräsident von Württemberg-Baden dazu, zu erklären, 
er sei nicht damit einverstanden, daß die Grenzen zum Beispiel Schleswig-Holsteins so und 
nicht anders verlaufen. Dazu ermächtigt ihn doch seine Landesverfassung nicht; dazu ist er 
doch nur ermächtigt, wenn man davon ausgeht, daß eine Möglichkeit besteht, gesamtdeutsche 
Interessen heute schon unmittelbar zu repräsentieren. 
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Weiter: Der Parlamentarische Rat ist fraglos ein gesamtdeutsches Organ. Wir hier, meine 
Damen und Herren, vertreten nicht bestimmte Länder, sondern wir vertreten die Gesamtheit 
des deutschen Volkes, soweit es sich vertreten lassen kann. Der Umstand, daß das deutsche 
Volk in der Gliederung in Länder auftritt, kommt dadurch zum Ausdruck, daß die Wahl der 
Abgeordneten für dieses Hohe Haus durch die Landtage erfolgte, und darin, daß der Beschluß, 
zu dem wir kommen werden, in den Ländern zu ratifizieren ist. Notabene: Nur zu ratifizieren, 
und nicht etwa als Gesetz zu beschließen.  
Schließlich - und das scheint mir jeden Zweifel auszuschließen - weise ich auf die Bestim-
mung hin, daß das Grundgesetz für das ganze Gebiet der elf Länder auch dann gelten wird, 
wenn nur zwei Drittel der Länder zustimmen. … 
Noch eine weitere Frage: Soll das Gebilde, dessen Organisation wir hier zu schaffen haben, 
einen Namen erhalten oder nicht? Die Frage ist von höchster Bedeutung. … Namen bringen 
zum Ausdruck, was denn eigentlich entsteht oder entstehen soll.  
Nun ist die Frage die, ob sich ein Name überhaupt mit einem Provisorium verträgt, ob hier 
nicht statt eines Namens eine bloße Bezeichnung das Bessere wäre. Es wird hier von diesem 
Hohen Hause eine sehr politische Entscheidung getroffen werden müssen. Ich glaube nicht, 
daß es möglich ist, von irgendeiner Seite her den Beweis zu führen, daß diese oder daß jene 
Antwort auf die gestellte Frage die richtige ist.  
Man muß sich da eben entscheiden. Aber welcher Name auch immer gegeben werden mag 
und ob ein Name gegeben wird oder nicht: in dem Gebiet, für das das Grundgesetz gilt, wird 
nicht eine separate westdeutsche Gebietshoheit ausgeübt, sondern gesamtdeutsche Hoheits-
gewalt in Westdeutschland. Das sollte bei der Bezeichnung der Organe zum Ausdruck kom-
men. Denn was hier geschieht, ist zwar räumlich auf einen Teil Deutschlands beschränkt, aber 
wir sollten nie vergessen, daß es sich ableitet aus dem Rechte des gesamten deutschen Volkes! 
Wir werden uns überlegen müssen, ob wir dieses Grundgesetz mit einer Präambel einleiten 
sollen.  
Ich für meinen Teil halte es für notwendig; denn die Präambel charakterisiert das Wesen des 
Grundgesetzes. Sie sagt aus, was sein soll, und sie wird insbesondere aussagen müssen, was 
das Grundgesetz nicht sein soll. Die Präambel wird gewissermaßen die Tonart des Stückes 
angeben und sie wird darum alle konstitutiven Merkmale kennzeichnen und in sich enthalten 
müssen.  
Weitere Frage: Soll dieses Staatsfragment Symbole erhalten, Farben und Flaggen; sollen es 
allgemeine Symbole sein, die dem ganzen Volke eigen sind, oder soll man sich mit Zweck-
symbolen begnügen, etwa für die Schifffahrt, für Auslandsvertretungen usw.; oder soll man in 
das Grundgesetz überhaupt nichts über Symbole schreiben? Soll man sich auf ein künftiges 
Flaggengesetz verlassen, oder wie soll man sich sonst verhalten?  
Auch das wird eine politische Entscheidung erfordern. Aber eines scheint mir sicher zu sein: 
wenn sich dieses Hohe Haus für ein Symbol entscheiden sollte, dann kann es nur ein gemein-
deutsches Symbol sein, und ich glaube, daß hierfür nichts anderes in Betracht kommen kann 
als die schönen Farben der deutschen Einheits- und Freiheitsbewegung, die Farben Schwarz-
Rot-Gold!  
Meine Damen und Herren!  
Es ist uns aufgegeben worden, ein Grundgesetz zu machen, das demokratisch ist und ein Ge-
meinwesen des föderalistischen Typs errichtet. Was bedeutet das? Welche allgemeinen Inhalte 
muß danach das Grundgesetz haben, wenn diesen Auflagen Gerechtigkeit erwiesen werden 
soll? Was heißt denn eigentlich "demokratisch" wenn man von Verfassungen spricht? Gerade 
heute gefällt man sich darin, die Demokratie weiter zu entwickeln, indem man progressisti-
sche Demokratien erfindet. …  
Mir persönlich liegt es, wenn von Demokratie gesprochen wird, eher dabei an die klassische 



 81 

Demokratie zu denken, für die bisher die Völker Europas gekämpft haben. Wenn wir das so 
Erkämpfte betrachten, dann finden wir, daß offenbar einige Merkmale erfüllt sein müssen, 
wenn von einer demokratischen Verfassung soll gesprochen werden können.  
Das Erste ist, daß das Gemeinwesen auf die allgemeine Gleichheit und Freiheit der Bürger 
gestellt und gegründet sein muß, was in zwei Dingen zum Ausdruck kommt. Einmal im 
rechtsstaatlichen Postulat, daß jedes Gebot und jedes Verbot eines Gesetzes bedarf und daß 
dieses Gesetz für alle gleich sein muß; und zweitens durch das volksstaatliche Postulat, das 
verlangt, daß jeder Bürger in gleicher Weise an dem Zustandekommen des Gesetzes teilhaben 
muß.  
Ob das in der Form der plebiszitären unmittelbaren Demokratie erfolgt oder in der Form der 
repräsentativen Demokratie, wird im allgemeinen eine Zweckmäßigkeitsfrage sein, bei der das 
quantitative Element den Ausschlag wird geben müssen. Das Entscheidende ist, daß jeder 
Hoheitsträger mittelbar oder unmittelbar auf einen Wahlakt muß zurückgeführt werden kön-
nen. Der Beamte zum Beispiel muß durch einen Minister ernannt sein, der selber durch ein 
allgemein gewähltes Parlament bestätigt und eingesetzt worden ist. 
Nun erhebt sich die Frage: Soll diese Gleichheit und Freiheit völlig uneingeschränkt und abso-
lut sein, soll sie auch denen eingeräumt werden, deren Streben ausschließlich darauf ausgeht, 
nach der Ergreifung der Macht die Freiheit selbst auszurotten? Also: Soll man sich auch künf-
tig so verhalten, wie man sich zur Zeit der Weimarer Republik zum Beispiel den Nationalso-
zialisten gegenüber verhalten hat? Auch diese Frage wird in diesem Hohen Hause beraten und 
entschieden werden müssen.  
Ich für meinen Teil bin der Meinung, daß es nicht zum Begriff der Demokratie gehört, daß sie 
selber die Voraussetzungen für ihre Beseitigung schafft. Ja, ich möchte weiter gehen. Ich 
möchte sagen: Demokratie ist nur dort mehr als ein Produkt einer bloßen Zweckmäßigkeits-
entscheidung, wo man den Mut hat, an sie als etwas für die Würde des Menschen Notwendi-
ges zu glauben. Wenn man aber diesen Mut hat, dann muß man auch den Mut zur Intoleranz 
denen gegenüber aufbringen, die die Demokratie mißbrauchen wollen, um sie aufzuheben.  
Das Zweite, was verwirklicht sein muß, wenn man von demokratischer Verfassung im klassi-
schen Sinne des Wortes sprechen will, ist das Prinzip der Teilung der Gewalten.  
Sie wissen, daß die Verfassung von 1792 den Satz enthielt, daß ein Staat, der nicht auf 
dem Prinzip der Teilung der Gewalten aufgebaut sei, überhaupt keine Verfassung habe. 
Was bedeutet dieses Prinzip? Es bedeutet, daß die 3 Staatsfunktionen, Gesetzgebung, ausfüh-
rende Gewalt und Rechtsprechung in den Händen gleichgeordneter, in sich verschiedener Or-
gane liegen müßten, damit sie sich gegenseitig kontrollieren und die Waage halten können. 
Diese Lehre hat ihren Ursprung in der Erfahrung, daß, wo auch immer die gesamte Staatsge-
walt sich in den Händen eines Organs nur vereinigt, dieses Organ die Macht mißbrauchen 
wird.  
Freilich besteht auch die Möglichkeit, daß die einzelnen Gewalten oder daß eine von ihnen die 
Macht, die in ihrer Unabhängigkeit liegt, mißbrauchen. Sie wissen um die harte Kritik, die 
man während der Zeit der Weimarer Republik an der richterlichen Gewalt geübt hat, und, wie 
ich glaube, nicht immer mit Unrecht.  
Vielleicht wird es mit zu unseren Aufgaben gehören müssen, in dem Grundgesetz Vorsorge 
dafür zu treffen, daß die notwendige richterliche Unabhängigkeit nicht gegen die Demokratie 
mißbraucht werden kann.  
Heute ist es wieder nötig, von diesen alten Dingen zu sprechen, denn gerade die Demokratie, 
die sich als besonders progressistisch bezeichnet, will die Teilung der Gewalten aufgeben.  
In dem Entwurf für eine deutsche Verfassung, den der Deutsche Volksrat ausgearbeitet hat, 
finden sich zum Beispiel eine Reihe von Bestimmungen, die nichts anderes sind als der Aus-
druck dafür, daß das Prinzip der Teilung der Gewalten zugunsten der Allmacht des Parla-
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ments nicht mehr gelten soll. Dort ist letzten Endes die gesamte Gewalt im Parlament konzen-
triert. Das Parlament soll letzten Endes nicht nur Gesetze erlassen und die Regierung politisch 
kontrollieren können, sondern es soll letzten Endes auch über die Rechtmäßigkeit eines Ge-
schehens entscheiden können. 
Wenn man so vorgeht, dann hat man alle Voraussetzungen für die Installierung einer Diktatur 
verwirklicht, und darum sollte man in dem Grundgesetz, das wir zu beschließen haben, klar 
zum Ausdruck bringen, daß das Prinzip der Teilung der Gewalten realisiert werden muß. Als 
drittes Erfordernis für das Bestehen einer demokratischen Verfassung gilt im allgemeinen die 
Garantie der Grundrechte.  
In den modernen Verfassungen finden wir überall Kataloge von Grundrechten, in denen das 
Recht der Personen, der Individuen, gegen die Ansprüche der Staatsraison geschützt wird. Der 
Staat soll nicht alles tun können, was ihm gerade bequem ist, wenn er nur einen willfährigen 
Gesetzgeber findet, sondern der Mensch soll Rechte haben, über die auch der Staat nicht soll 
verfügen können.  
Die Grundrechte müssen das Grundgesetz regieren; sie dürfen nicht nur ein Anhängsel des 
Grundgesetzes sein, wie der Grundrechtskatalog von Weimar ein Anhängsel der Verfassung 
gewesen ist. Diese Grundrechte sollen nicht bloße Deklamationen, Deklarationen oder Direk-
tiven sein, nicht nur Anforderungen an die Länderverfassungen, nicht nur eine Garantie der 
Länder-Grundrechte, sondern unmittelbar geltendes Bundesrecht, auf Grund dessen jeder ein-
zelne Deutsche, jeder einzelne Bewohner unseres Landes vor den Gerichten soll Klage erhe-
ben können.  
Nun wird die Frage sein, wieweit man den Umfang dieses Grundrechtskatalogs ziehen will. 
Sollen lediglich die sogenannten "echten" Grundrechte aufgenommen werden, also die Rechte 
der Individualperson, oder auch die Rechtsbestimmungen über die sogenannten Lebensord-
nungen, die so zahlreich über unsere neuen Länderverfassungen hin verstreut sind: Wirtschaft, 
Kultur, Familie usw.?  
Vielleicht wird es sich bei einem Provisorium empfehlen, keine endgültige Gestaltung der 
Lebensordnungen zu versuchen und sich statt dessen zu begnügen, einen recht klaren und 
wirksamen Katalog von Individual-Grundrechten aufzustellen, so wie in den klassischen Bills 
of Rights der angelsächsischen Länder verfahren worden ist. Aber auf der anderen Seite sollte 
das Grundgesetz die Länder nicht daran hindern, von ihren weitergehenden Grundrechten und 
Ordnungsbestimmungen Gebrauch zu machen. 
Die Frage wird auch sein, ob diese Grundrechte betrachtet werden als Rechte, die der Staat 
verliehen hat, oder als vorstaatliche Rechte, als Rechte, die der Staat schon antrifft, wenn er 
entsteht, und die er lediglich zu gewährleisten und zu beachten hat. Auch das ist nicht nur von 
theoretischer, sondern von eminent praktischer Bedeutung, insbesondere für die Entscheidung 
der Frage, ob diese Grundrechte auch sollen auf Schranken stoßen können: Sollen sie 
schlechthin absolut unberührbar sein?  
Ich glaube, daß man bei den Grundrechten eine immanente Schranke wird anerkennen müs-
sen: es soll sich jener nicht auf die Grundrechte berufen dürfen, der von ihnen Gebrauch ma-
chen will zum Kampf gegen die Demokratie und die freiheitliche Grundordnung. Wir wollen 
nicht mehr, daß man sich auf das Grundrecht der Pressefreiheit berufen kann nur zu dem einen 
Zweck, eine Republik zu beseitigen, um an ihre Stelle eine Diktatur zu setzen, die keine Pres-
sefreiheit mehr kennen wird!  
Wir wollen auch nicht haben, daß man diese Grundrechte mit einem allgemeinen Gesetzes-
vorbehalt versieht, wie das etwa in den Verfassungsrichtlinien des Volksrats und in einigen 
Verfassungen der Länder der Ostzone der Fall ist. Wenn ich jedes Grundrecht durch Gesetz 
einschränken kann, dann ist es sinnlos, es durch die Verfassung zu garantieren, dann ist es 
eine bloße Deklamation und keine effektive Wirklichkeit. Der allgemeine Gesetzesvorbehalt 
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entwertet das Grundrecht, reduziert es auf Null.  
Man wird aber bei einigen Grundrechten ohne einen beschränkten Gesetzesvorbehalt nicht 
auskommen können. Ich erinnere nur an alles, was sich aus der Notwendigkeit zum Beispiel 
der Wohnungsbewirtschaftung ergibt, der Einquartierungen und anderem mehr. Aber man 
sollte von diesen beschränkten Vorbehalten nur einen äußerst sparsamen Gebrauch machen, 
und keinesfalls sollen die Möglichkeiten des Gesetzgebers so weit gehen, daß er das Grund-
recht in seiner Substanz kränken kann.  
Und nun das Entscheidende: soll der Staat den Grundrechten gegenüber vom Staatsnotstands-
recht Gebrauch machen können, so daß er, wenn er mit den ordentlichen Mitteln nicht fertig 
werden kann, die Grundrechte aufhebt, um Ruhe und Ordnung und Sicherheit wieder herzu-
stellen?  
Man wird sich diese Frage sehr genau überlegen müssen. Man wird sich fragen müssen, ob die 
Tatsache der Unberührbarkeit der Grundrechte in sich selber nicht ein so hohes Gut ist, daß 
der Staat auch in Zeiten des Notstands vor ihnen soll zurücktreten müssen. Vielleicht kann 
eine Untersuchung der möglichen Tatbestände zeigen, daß bei Notständen, wie sie bei uns 
denkbar sind, der Staat im allgemeinen mit den gewöhnlichen polizeilichen Mitteln wird fertig 
werden können.  
Vielleicht aber wird man auch zur Erkenntnis kommen, daß diese Mittel nicht genügen könn-
ten und daß dann das Individuum vor dem Notstand des Staates zurückstehen muß. Sollte man 
zu dieser Überzeugung kommen, wird man aber darauf bedacht sein müssen, daß auch im Fall 
des Notstands nur bestimmte Grundrechte sollen suspendiert werden dürfen und auch dann 
nur für Zeit und nur unter der Kontrolle demokratischer Institutionen. 
Meine Damen und Herren!  
Jede Verfassungswirklichkeit hängt letzten Endes von dem Wahlrecht ab, das in einem be-
stimmten Bereiche gilt. Ich glaube, daß man sich auch in diesem Hause mit dieser Frage des 
Wahlrechts wird beschäftigen müssen, und sei es nur, um sich darüber schlüssig zu werden, 
ob Bestimmungen über die Modalitäten eines Wahlgesetzes in dieses Grundgesetz aufge-
nommen werden sollen oder nicht.  
Notabene: bis heute scheint mir noch keine Klarheit darüber zu bestehen, wer das Wahlgesetz 
zur Wahl der ersten parlamentarischen Vertretung des deutschen Volkes erlassen soll, ob es 
von den Militärbefehlshabern erlassen werden soll oder von den Ministerpräsidenten. Bisher 
scheint mir nur das eine festzustehen, daß es nicht der Parlamentarische Rat sein soll, der die-
ses Wahlgesetz erläßt.  
Die Frage ist nun, ob nicht durch uns allgemeine Bestimmungen für ein solches Wahlgesetz in 
das Grundgesetz aufgenommen werden sollten. Ich für meinen Teil würde darin einen Nach-
teil sehen. Man soll Wahlgesetze nicht allzu sehr unter Verfassungsschutz stellen. Man sollte 
Wahlgesetze beweglich lassen, damit sich hier bestimmte Erfahrungen auswirken können und 
damit sich auch etwas wie ein Stilwandel im politischen Leben auswirken kann.  
Aber ich glaube, daß etwas anderes in den Kreis unserer Erwägungen mit einbezogen werden 
sollte, nämlich das Phänomen der politischen Partei. Ich habe es immer seltsam gefunden, daß 
auch die modernsten Verfassungen bis auf wenige unter ihnen von der Existenz politischer 
Parteien keine Notiz nehmen.  
Freilich ist es sicher: die politischen Parteien sind keine Staatsorgane; sie sind aber entschei-
dende Faktoren unseres staatlichen Lebens, und je nachdem, ob sie so oder anders organisiert 
sind, haben unsere Staatsorgane diesen oder einen anderen Sinn. Nun scheint es mir richtig zu 
sein, daß man sehr bald ein Parteiengesetz erläßt, und mir scheint weiter richtig zu sein, daß 
man in dieses Grundgesetz Mindestbestimmungen für ein solches Parteiengesetz aufnimmt, 
Bestimmungen, die für die politischen Parteien einen gewissen demokratischen Mindeststan-
dard vorsehen.  
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Ich denke dabei nicht an Lizenzzwang. Ich halte es für eine schlechte Sache, politische Partei-
en unter Lizenzzwang zu stellen. Aber ich denke, man könnte vielleicht vorsehen, daß die po-
litischen Parteien über die Mittel, die ihnen zufließen, periodisch Rechnung legen müssen 
oder daß sie ihre Kandidaten in Urwahlen aufstellen müssen oder daß sie einmal im Jahr in 
Mitgliederversammlungen über ihr Tun Rechnung legen müssen, und Ähnliches.  
Ich könnte mir vorstellen, daß sich auf diese Weise bei uns einiges zum Nutzen einer echten 
Demokratie ändern könnte! Vielleicht könnte man sogar daran denken, ob nicht in diesem 
Grundgesetz eine Bestimmung vorgesehen werden soll, die, wie ich glaube, voreilig in die 
Länderverfassungen aufgenommene Bestimmungen über das jeweilige Wahlsystem gegen-
standslos macht. Aber das ist nur ein Gedanke, den ich hier zur Erwägung geben möchte. 
Meine Damen und Herren!  
Zur Demokratie gehört weiter die Anerkennung des Satzes, daß Recht vor Macht geht, und ich 
glaube und möchte behaupten, daß ein Staat sich heute nur dann als volldemokratisch be-
zeichnen kann, wenn er diesem Prinzip im Verhältnis zu den anderen Staaten Ausdruck gibt.  
Ich brauche hier nicht an die großartigen Gedanken Immanuel Kants zu erinnern, dort in sei-
ner Schrift Vom Ewigen Frieden, wo er sagt, daß der Staat selber den Menschen nur dann ins 
Recht einzubetten vermöge, wenn er selber im Verhältnis zu den anderen Staaten in das Recht 
eingebettet sei.  
Ich glaube darum, daß das Grundgesetz eine Bestimmung enthalten sollte, die besagt, 
daß die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes unmittelbar geltendes Recht in diesem 
Lande sind, daß also das Völkerrecht von uns nicht ausschließlich als eine Rechtsordnung, 
die sich an die Staaten wendet, betrachtet wird, sondern auch als eine Rechtsordnung, die un-
mittelbar für das Individuum Rechte und Pflichten begründet.  
Weiter sollte man eine Bestimmung vorsehen, die es erlaubt, im Wege der Gesetzgebung Ho-
heitsbefugnisse auf internationale Organisationen zu übertragen. Ich glaube, daß dieses 
Grundgesetz durch eine solche Bestimmung lebendig zum Ausdruck bringen würde, daß das 
deutsche Volk zum mindesten entschlossen ist, aus der nationalstaatlichen Phase seiner Ge-
schichte in die übernationalstaatliche Phase einzutreten.  
Wenn wir eine solche Bestimmung nicht aufnehmen, dann wird in jedem einzelnen Falle ein 
verfassungsänderndes Gesetz erforderlich sein, und was das bedeutet, brauche ich hier wohl 
nicht zu sagen. Wir sollten uns statt dessen selber die Tore in eine neugegliederte überstaatli-
che politische Welt weit öffnen. Wir wollen uns doch nichts vormachen: in dieser Zeit gibt es 
kein Problem mehr, das ausschließlich mit nationalen Mitteln gelöst werden könnte. So wie 
die Ursache aller unserer Nöte eine übernationale Grundlage hat, so können wir auch die Mit-
tel, dieser Nöte Herr zu werden, nur auf übernationaler Grundlage finden.  
Freilich sollen die Internationalisierungen, die geschehen, echte Internationalisierungen wer-
den und nicht Hypotheken einseitig zu Lasten des deutschen Volkes. 
Und dann stellt sich ein weiteres Problem, das Problem der Sicherheit dieses Gebietes. Wir 
werden keine Wehrmacht mehr haben. Ich für meinen Teil begrüße es, daß das Zeitalter der 
nationalen Wehrmachten zu Ende zu gehen scheint und daß die Wehrhoheit mehr und mehr 
auf übernationale Instanzen überzugehen scheint. Das setzt aber voraus, daß sich die Staaten 
in einem System kollektiver Sicherheit zusammenschießen, wo die Sicherheit nicht mehr aus-
schließlich durch das nationale militärische und industrielle Machtpotential garantiert wird, 
sondern wo die Sicherheit des Einzelnen garantiert wird durch alle Anderen.  
Ich glaube darum, daß das Grundgesetz eine Bestimmung enthalten sollte, die es möglich 
macht, auf einfache Weise einem solchen System kollektiver Sicherheit auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit beizutreten. 
Manche meinen, es genüge, daß sich ein Staat durch seine Verfassung neutralisiert. Dieser 
Wunsch ist verständlich. Jeder blickt gern nach der Schweiz hinüber. Aber so einfach geht es 
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nicht. Es gibt kein Institut der Neutralisierung, die man einseitig erklärt, es gibt nur Gebiete, 
die durch eine Reihe internationale Verträge neutralisiert sind.  
Und wenn ich einer Reihe von Nachbarstaaten die Pflicht auferlege, die Neutralität dieses Ge-
bietes zu garantieren, dann muß ich ihnen auch das Recht geben, sich um die Politik dieses 
Gebietes zu kümmern; denn wenn hier falsche Politik gemacht wird, engagiert das ja ihre 
Verpflichtungen. Man kann niemandem zumuten, Verpflichtungen zu übernehmen, ohne kor-
respondierende Rechte zu übertragen.  
Aus diesem Grunde sollte man nicht so leichtfertig nach Neutralisierung rufen! Ich glaube, 
daß das Grundgesetz weiter eine Bestimmung enthalten sollte, die jeden unter Strafe stellt, der 
das friedliche Zusammenleben der Völker stört und Handlungen in der Absicht vornimmt, die 
Führung eines Krieges vorzubereiten. Ich denke dabei nicht nur an die Fabrikation und den 
Handel mit Waffen, sondern auch an den Turnverein, in dem in Wirklichkeit Wehrsport ge-
trieben wird. Wohin diese Dinge uns geführt haben, wissen wir jetzt, und wir bezahlen heute 
die Rechnung für einen Unfug, den wir einmal leichtfertig duldeten.  
Ich glaube, daß das Grundgesetz weiter eine Bestimmung enthalten sollte, daß wir die 
Abtretung deutschen Gebietes ohne die Zustimmung der auf diesem Gebiet wohnenden 
Bevölkerung nicht anerkennen. Vielleicht können wir gezwungen werden, zu erleiden und 
zu ertragen, was uns bisher hier angetan worden ist. Aber man wird uns niemals zwingen 
können, das als Recht anzuerkennen! Weder im Westen noch im Osten! Das gehört zur Ehre 
eines Volkes und damit auch zur Demokratie. Eine Tyrannis kann es sich leisten, Menschen 
preiszugeben, eine Demokratie aber nicht!  
Wir lesen gegenwärtig wieder in den Zeitungen viel von Gebietsforderungen, die man auch im 
Westen an uns stellt. Wir müssen anerkennen, daß es überall an den Grenzen Probleme gibt, 
die gelöst werden müssen. Wir glauben aber nicht, daß man heute in der Mitte des 20. Jahr-
hunderts solche Probleme unbedingt mit Methoden lösen muß, die 1814 vielleicht modern 
gewesen sind.  
Diese Probleme können nur auf internationaler Grundlage richtig gelöst werden. Man kann 
sich von Staat zu Staat über die Lösung der Schwierigkeiten einigen, die da und dort durch 
den Lauf der Grenzen begründet sein mögen, und braucht da nicht gleich Gebietsforderungen 
zu erheben. Wenn man entschlossen ist, sich in seinem eigenen Lande nationalistischen Re-
gungen entgegenzustellen, dann ist man auch verpflichtet, ein nationalistisches Verhalten auch 
dann Nationalismus zu heißen, wenn es anderswo geschieht. 
Wir müssen dieses Grundgesetz so gestalten, daß ein Gebilde föderalistischen Typs entsteht. 
Man hat uns das offensichtlich im Rahmen der Sicherheitspolitik auferlegt. Während überall 
sonst in der Welt Föderalismus Vereinigung von Getrenntem bedeutet, will man ihn bei uns 
offenbar einführen, um schon Geeintes wieder zu dissoziieren (trennen)!  
Also genau den umgekehrten Prozeß, den man im eigenen Lande gewählt hat. Ich glaube, es 
lohnt sich, darüber einige Worte zu verlieren. Glaubt man denn wirklich im Ernst, daß die 
Sicherheit unserer Nachbarn durch verfassungstechnische Kunststücke garantiert werden 
kann? Ich glaube nicht, daß die Föderalisierung Deutschlands als solche eine Sicherheitsga-
rantie für unsere Nachbarn ist.  
Ich glaube aber, daß Demokratisierung Deutschlands eine Sicherheit für unsere Nachbarn ab-
geben könnte. Hätten wir 1914 eine unter parlamentarischer Kontrolle stehende Regierung 
gehabt, dann wäre der Friede gesicherter gewesen, als er es in dem damaligen sehr föderali-
stisch aufgebauten Deutschland von damals gewesen ist. Der föderalistische Bundesrat hat 
den Krieg nicht verhindert, ein mächtiges Zentralparlament aber hätte ihn wahrscheinlich ver-
hindert. 
Was zur Frage des Föderalismus zu sagen ist, darüber nur einige Worte. Was heißt denn föde-
ralistische Ordnung? Ich glaube, daß sich darauf so viele Antworten geben lassen wie auf die 
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Frage: Was heißt Demokratie?  
Es gibt eine Reihe von historischen Verfassungsmodellen, die man übereingekommen ist, fö-
deralistisch zu nennen. Sie differieren außerordentlich untereinander. Ich glaube aber doch, 
daß einige Charakteristika festzustellen sind, die realisiert sein müssen, wenn irgendwo einer 
Verfassung das Prädikat föderalistisch gegeben werden soll. 
Das erste scheint mir zu sein, daß das Staatsgebiet in einer Reihe differenzierter Gebietskör-
perschaften eigener Ordnung gegliedert sein muß: zweitens, daß eine Bundesgewalt bestehen 
muß, die innerhalb ihrer Zuständigkeit der Gewalt der Glieder vorgeht; drittens, daß auf be-
stimmten Sachgebieten eine eigenständige ausschließliche oder konkurrierende Zuständigkeit 
der Glieder bestehen muß; viertens, daß die Glieder an den Organen zu beteiligen sind, die 
den gesetzgeberischen Willen des Bundes bilden; und schließlich fünftens, daß ein qualifizier-
ter Schutz gegen Änderungen der föderalistischen Struktur der Verfassung vorhanden ist.  
Es ist für uns kein Zweifel, daß die deutschen Länder die Grundlage des Gebietes sein müs-
sen, das wir jetzt organisieren, und daß sie eigene Verfassungshoheit und Organisationshoheit 
haben müssen, eigene Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung und eine vom Bunde 
getrennte Finanzwirtschaft - alles dies im Rahmen der Bestimmungen des Grundgesetzes. 
Weiter ist es für uns kein Zweifel, daß eine Bundesgewalt geschaffen werden muß, die nicht 
die Summe der Ländergewalten ist, sondern eine eigenständige Gewalt, die im Rahmen des 
Grundgesetzes den Vorrang vor den Ländergewalten haben muß. Bundesrecht soll Landes-
recht brechen.  
Schwieriger wird es sein, das Verhältnis zu bestimmen, in dem auf beiden Stufen die ausfüh-
renden Gewalten zueinander stehen sollen. Ich will hier aber nichts vorwegnehmen, was mor-
gen aus berufenerem Munde dazu ausgeführt werden soll. Lassen Sie mich hier nur noch eini-
ges Grundsätzliche andeuten. Es wird nötig sein, daß wir die Gesetzgebungskompetenz nach 
Sachgebieten abgrenzen.  
Die Frage ist, wie wir dabei verfahren sollen. Ich würde es bedauern, wenn man dabei auf 
Grund irgendwelcher formalistischer Standpunkte - auf Grund eines formalistischen Födera-
lismus oder eines formalistischen Unitarismus - verfahren würde. Wir sollten überhaupt bei 
diesen Dingen nicht deduktiv, sondern induktiv verfahren, d.h. nach dem Prinzip der sachli-
chen Zweckmäßigkeit.  
Ich glaube, daß es dafür zwei Grundsätze gibt, über die wir uns sollten einigen können. 
Der erste ist: Die Lebensinteressen des Ganzen dürfen nicht durch partikulare Egoismen ge-
fährdet werden.  
Der zweite Satz lautet: Was das Land ohne Schädigung des Ganzen tun kann, das soll es auch 
allein tun; denn es hat den Vorteil der Sachnähe. Aufbau von unten, aber Planung von oben! 
Nur wenn dieser zweite Satz auch mit ausgesprochen wird, ist der erste richtig. Zu der Frage, 
wie die Länder an der Bildung des Bundes zu beteiligen sind, wird wohl morgen referiert 
werden, wenn über den Aufbau der Organe gesprochen werden wird.  
Ich will hier nur noch über einen Sonderfall sprechen: die Frage der territorialen Gliederung 
des Bundesgebietes. Soll die Gliederung des Bundesgebietes unverrückbar so bleiben. wie sie 
heute ist? Soll das geschichtlich Gewordene als letztes Kriterium gelten, oder sollen rationelle 
Gesichtspunkte bei der Entscheidung dieser Frage walten? Ich bin der Meinung - und mit mir 
meine Freunde -, daß ein gesunder Föderalismus nur möglich ist, wenn gegeneinander ver-
nünftig ausgewogene Länder vorhanden sind und nicht pure Zufallsgebilde, die großenteils 
nicht älter sind als drei Jahre und ihre Entstehung dem Zufall der Demarkationslinie zwischen 
zwei Infanteriedivisionen verdanken.  
Jetzt sollen die Herren Ministerpräsidenten dieses Problem regeln. Sie sollen, bevor unsere 
Arbeiten abgeschlossen sind, die Neugliederung Deutschlands im Wege einer Änderung der 
Ländergrenzen vorgenommen haben. Werden sie Erfolg haben oder nicht? Wir können es nur 
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ahnen, aber nicht wissen. Nehmen wir an, es würde ihnen nicht gelingen, sollen wir uns dann 
endgültig mit dem Zustand begnügen, mit dem die Ministerpräsidenten nicht fertig werden 
konnten?  
Wir werden uns schlüssig werden müssen: Soll das Grundgesetz die Möglichkeit vorsehen, 
eine Neugliederung des Bundesgebietes vom Bunde her zu schaffen? Soll diese Neugliede-
rung durch die Länder selbst vorgenommen werden, etwa im Wege gegenseitiger Verträge 
und Vereinbarungen? Bei den bisher mit diesem System gemachten Erfahrungen werden, 
glaube ich, alle am bisherigen Zustand Interessierten ihren Schlaf weiter in Ruhe genießen 
können. Soll, wenn die Neugliederung durch Bundesgesetz vorgenommen werden soll, der 
Wille der beteiligten Bevölkerungen mit in Betracht gezogen werden? So oder anders?  
Alles das werden Fragen sein, um die man. sich hier wird bemühen müssen. Ich glaube jeden-
falls nicht, daß wir um diese Fragen herumkommen werden. Aber eines möchte ich sagen: 
Sollte es je einmal gelingen, die Gliederung Deutschlands nach vernünftigen Gesichtspunkten 
durchzuführen, dann sollte man es bei dem geschaffenen Zustand sein Bewenden haben las-
sen. Dann sollte man ruhig konservativ verfahren. 
Meine Damen und Herren!  
Damit bin ich am Ende meiner Ausführungen angelangt. Sie sind Ihnen vielleicht gelegentlich 
ein wenig theoretisch vorgekommen. Aber glauben Sie mir, es ist mir nicht um Spekulationen 
gegangen! Ich habe versucht, eine klare Definition der Wirklichkeit zu geben und sonst nichts. 
Denn nur auf einer klar definierten Wirklichkeit kann man eine Politik aufbauen, die ihren 
Namen verdient.  
Mit Illusionen und mit Fiktionen kann man sich etwas vormachen, eine Zeitlang vielleicht 
auch anderen. Man kann sich ihrer vielleicht eine Zeitlang sogar als Instrumente einer Politik 
bedienen, aber man kann Fiktionen nicht zu Fundamenten einer Politik machen, nicht einmal 
zu Ansatzpunkten für den Hebel einzelner politischer Aktionen.  
Mein Anliegen ist gewesen, klare Einsicht zu vermitteln und dabei nüchtern zu verfahren. 
Klare Einsicht und Nüchternheit und leidenschaftliche Liebe zum deutschen Volke und bren-
nende Sorge um den Frieden werden die Sozialdemokratische Partei bei ihrer Arbeit im Par-
lamentarischen Rate leiten. Einsicht und Nüchternheit gebieten, die Begrenzungen zu erken-
nen, denen unsere Möglichkeiten unterworfen sind. Je mehr wir bei voller Ausschöpfung die-
ser Möglichkeit dieser Realität Rechnung tragen, desto wirksamer wird das Instrument sein, 
das wir zu schmieden haben.  
Wofür schmieden wir dieses Instrument? Schmieden wir es, um Deutschland zu spalten? Wir 
schmieden es, weil wir es brauchen, um die erste Etappe auf dem Wege zur staatlichen Eini-
gung aller Deutschen zurückzulegen! Noch liegen die weiteren Etappen außerhalb unseres 
Vermögens. Möchten die Besatzungsmächte sich der Verantwortung bewußt sein, die sie 
übernommen haben, als sie sich zu Herren unseres Schicksals aufwarfen.  
Diese Verantwortung schließt die Pflicht ein, um des Friedens Europas willen Deutsch-
land endlich den Frieden zurückzugeben und damit dem deutschen Volk die Möglich-
keit, von seinem unvernichtbaren Recht auf eigene Gestaltung der Formen und Inhalte 
seiner politischen Existenz Gebrauch zu machen. Ein geeintes demokratisches Deutsch-
land, das seinen Sitz im Rate der Völker hat, wird ein besserer Garant des Friedens und 
der Wohlfahrt Europas sein als ein Deutschland, das man angeschmiedet hält wie einen 
bissigen Kettenhund! (Beifall)<< 
Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" (37/1948) berichtete am 11. September 1948 über 
die Kollektivschuld der Deutschen: >>Sportliche Kollektiv-Schuld 
Wir haben Verständnis 
In Frankfurt wurden die Plakate, die Indiens Hockeymannschaft ankündigten, wieder abgeris-
sen. In Düsseldorf überklebte man sie mit einem schmalen "Verschoben". 
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Den Indern war es ernst gewesen. Schon vor ihrer Abreise zum olympischen Turnier nach 
London hatten sie sich vorgenommen, in Deutschland zu spielen. In ihren Augen sei Deutsch-
land immer ein fairer Gegner gewesen, sagten sie; er rangiere bei ihnen an erster Stelle. 
Die Einreiseerlaubnis von der amerikanischen Militärregierung hatte Unannehmlichkeiten 
gemacht. Mit dem englischen Militärgouverneur waren vorher Verhandlungen ohne Ergebnis 
abgebrochen worden. Es hatte angeblich ein Spiel Indien - Rhine Army zur Bedingung ge-
macht. Daran hatten die Inder wenig Interesse. 
Die India Hockey Federation gehört dem Internationalen Hockeyverband (FIH) an. FIH hatte 
in der ersten Generalversammlung nach dem Kriege den Ausschluß Deutschlands beschlos-
sen. Ihr holländischer Vorsitzender van Ufford setzte überdies ein ausdrückliches Verbot für 
alle der FIH angeschlossenen nationalen Verbände durch, mit deutschen Mannschaften zu 
spielen. Deutschlands Sportler hätten durch ihre verbrecherische Kriegsführung und durch die 
Einführung der KZ das Recht verwirkt, friedlichen Sport mit den Hockeyspielern des Aus-
lands zu treiben. 
"Wir haben Verständnis", schreibt Detmar Wette, Nationalmannschafts-Betreuer früherer Ta-
ge, "daß sich die Inder diesem Beschluß untergeordnet haben." 
Die Inder hatten nach ihrem Olympiasieg die Europa-Tournee mit Erfolgen über Holland, 
Belgien, die Schweiz und die Tschechoslowakei mit Siegen in Deutschland beenden wollen 
wie nach den Olympischen Spielen 32 und 36. 
Als 1928 zum ersten Male turbantragende Inder, überwiegendenteils barfuß, auf das olympi-
sche Hockeyfeld vor Amsterdam liefen, war es mit der europäischen Vormachtstellung im 
Landhockey vorbei. 
Zum vierten Male holten sie sich in London die goldene Medaille. Wieder ungeschlagen, mit 
einem Torverhältnis von 25:2. Allerdings habe die Spielstärke etwas nachgelassen, meint der 
Sekretär des britischen Hockeyverbandes, der in Indien lebt und von den zwei Millionen indi-
schen Hockeyspielern eine Menge weiß. Einmal liege das daran, daß Pakistan nach der Tei-
lung Indiens ein eigenes Hockey-Team gebildet habe, zum anderen seien die Inder wieder 
einwandfreie Amateure. 
Alle Spieler bezahlten nämlich ihre Spesen aus eigener Tasche. Die Fahrtkosten wurden nur 
zur Hälfte von der indischen Regierung getragen. Daher habe auch Dyan Chand (für Deutsch-
land Symbol der Hockeykunst) an der Expedition nicht teilnehmen können. 
Das Durchschnittsalter der olympischen Hockeyelf ist 22 Jahre. Der überragende Halbrechte 
Singh aus Lakhnau (Nordindien), von seinen Mitspielern Babu genannt, soll nach ihrer aller 
Meinung noch besser sein als Dyan Chand. Er sei nicht nur ein virtuoser Techniker, sondern 
auch ein fairer Sportsmann, der auf eine todsichere Torchance verzichte, ehe er einen Mitspie-
ler gefährde.<< 
Der sowjetische Oberst Tulpanow erklärte am 12. September 1948 im Berliner Lustgarten 
während einer Massenkundgebung zu Ehren der Opfer des Naziregimes (x112/589-590): >>... 
Die Kraft der Sowjetunion hat die militärische, wirtschaftliche und politische Macht des drit-
ten Reiches zerschmettert.  
Sie wird auch jene zerschmettern, die versuchen, ein viertes Reich zu schaffen. In dem Klim-
pern der Marshall-Pfennige hören wir das unheilverkündende Rattern der Panzerwagen, das 
Geheul der Minen und das Stöhnen der neuen Kriegsopfer.  
Wir wissen: wer nicht das Opfer eines neuen Kriegs werden will, der muß ein treuer und 
standhafter Kämpfer des demokratischen Weltlagers sein. An der Spitze dieses Lagers aber 
steht eine gewaltige sozialistische Macht: die Sowjetunion.<< 
Wegen Schändung der Sowjetflagge verurteilte ein sowjetisches Militärgericht am 13. Sep-
tember 1948 fünf deutsche Angeklagte (unter ihnen waren vier Jugendliche im Alter von 16-
20 Jahren) zu 25 Jahren Zwangsarbeit (x112/590). 
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"Der Tagesspiegel" berichtete am 14. September 1948 über den SED-Kongreß der Wider-
standskämpfer "Tag der Opfer des Faschismus!" (x116/243): >>Es fiel in dieser Kundgebung 
nicht ein Wort über die Zustände, unter denen die Insassen der Konzentrationslager in der 
Ostzone leben müssen.  
Allein die Tatsache, daß es solche Konzentrationslager ... noch und schon wieder gibt, in de-
nen der Kommunismus mit den gleichen Methoden wie der Nationalsozialismus seine politi-
schen Gegner spurlos verschwinden und zugrunde gehen läßt, diese Tatsache allein genügt, 
die pathetischen Gedenkworte für die Opfer des NS-Terrors als eine schamlos Heuchelei er-
kennen zu lassen.  
Jene, die ihren Widerstand gegen die Hitlerdiktatur mit dem Leben bezahlten, wollten, daß 
das Ende des Dritten Reiches auch das Ende des Terrors, der politischen Verfolgung, der 
Konzentrationslager, der Gewalt sei. Daß dies in den Ländern der "Volksdemokratie", in der 
Ostzone Deutschlands und im Ostsektor von Berlin nicht der Fall ist, entwertet jedes Wort 
...<< 
Der SED-Parteivorstand gründete am 16. September 1948 zentrale und dezentrale Parteikon-
trollkommissionen. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Parteikontroll-
kommissionen" in der SBZ (x009/320-321): >>... Aufgaben: Kampf gegen "Parteifeinde", 
Korruptionserscheinungen, Mißbrauch von Funktionen, gegen Karrieristen, "Verleumdung 
führender Genossen", Untersuchung aller Vergehen von Parteimitgliedern.  
Die Parteikontrollkommissionen werden durch das ZK, die Bezirks- oder Kreisleitungen ge-
wählt. Sie können folgende Strafen beschließen: Verwarnung, Rüge, strenge Rüge, Ausschluß 
aus der Partei.  
Die Parteikontrollkommissionen sind auch für die Aufhebung oder Revision von Parteistrafen 
zuständig. Enge Zusammenarbeit mit dem SSD (Staatssicherheitsdienst). ...<< 
Die DWK bildete am 22. September 1948 die "Zentrale Kommission für Staatliche Kontrolle" 
(ZKK). 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Kontrollkom-
missionen" in der SBZ (x009/227): >>"Zentrale Kommission für Staatliche Kontrolle" (ZKK) 
nach dem Statut vom 16.10.1958 "Kontrollorgan des Ministerrates zur Kontrolle der Verwal-
tungsorgane sowie der wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Einrichtungen der DDR".  
Sie ist 1952 aus der "Zentralen Kontrollkommission" hervorgegangen, hat jedoch nur einen 
Teil der Befugnisse der alten ZKK übernommen. Diese war von der DWK insbesondere zur 
Aufdeckung von Wirtschaftsverbrechen gebildet worden. Sie hatte das Recht, bei begründe-
tem Verdacht strafbarer Handlungen die Polizei bzw. die Justiz verpflichtend zu beauftragen, 
Personen festzunehmen und Sachen sicherzustellen (Rundverfügung des Chefs der Justizver-
waltung der SBZ vom 22.9.1948).  
Die alte ZKK unterhielt Landeskontrollkommissionen (LKK) in jedem Land, Kreiskontrollbe-
auftragte und Volkskontrollausschüsse, die befugt waren, alle Einrichtungen der Verwaltung 
und der Wirtschaft, auch die Privatbetriebe, zu kontrollieren. 1952 wurde dieser Unterbau 
aufgelöst. ... 
In "volkswirtschaftlich und staatspolitisch wichtigen Einrichtungen können zeitweilig Beauf-
tragte für staatliche Kontrollen eingesetzt werden. Die Kontrollkommission hat die Aufgabe, 
die Durchführung der gesetzlichen Bestimmungen "mit dem Ziele der konsequenten Einhal-
tung und Durchführung der darin festgelegten im Interesse des siegreichen Aufbaus des Sozia-
lismus" zu kontrollieren, und zwar in den zentralen und örtlichen Organen der staatlichen 
Verwaltung, der Wirtschaft, der Kultur, des Gesundheitswesens und des Sozialwesens. Nicht 
kontrolliert werden die Ministerien für nationale Verteidigung und Staatssicherheit und deren 
nachgeordnete Organe sowie die bewaffneten Kräfte des Ministeriums des Innern. ...  
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Die Bevollmächtigten der Kontrollkommission haben das Recht, verbindliche Weisungen zu 
erteilen sowie von den Leitern der zuständigen Organe die Durchführung von Disziplinarver-
fahren oder die Einleitung von Ordnungsstrafverfahren verpflichtend zu verlangen. Die Kon-
trollkommission kann ferner die Leiter der kontrollierten Einrichtungen zur Beseitigung fest-
gestellter Mängel unter Fristsetzung auffordern.<< 
Das Oberste Gericht von Novi Sad/Neusatz verurteilte den deutschen Pfarrer Peter M. am 22. 
September 1948 zu 3 Jahren Zwangsarbeit.  
Die Verurteilung wegen Spionagetätigkeit wurde mit beschlagnahmten Aufzeichnungen und 
Personallisten über die Schicksale der Pfarrgemeinde in den Jahren 1944-48 begründet 
(x006/633). 
Der britische Außenminister Ernest Bevin (1881-1951) sprach am 22. September 1948 vor 
dem Unterhaus in London über die sowjetischen Blockademaßnahmen in Berlin (x112/594): 
>>Wir müssen unsere eigene Stellung stark und unzweideutig machen. Berlin ist jetzt ein 
Symbol des Widerstandes. ...  
Es gilt, entweder in Berlin festzustehen oder einem zweiten München entgegenzugehen.<< 
Die DWK erließ am 23. September 1948 die sog. "Wirtschaftsstrafverordnung" (eine Verord-
nung über die Bestrafung von Verstößen gegen die Wirtschaftsordnung). 
§ 15 der Wirtschaftsstrafverordnung lautete (x112/595): >>... Besteht der dringende Verdacht, 
daß vom Inhaber oder Leiter eines Betriebes oder in einem Betriebe eine ... strafbare Hand-
lung begangen worden ist, so kann in jeder Lage des Verfahrens die vorläufige Verwaltung 
des Betriebes durch einen Treuhänder ... (oder) eine Beschlagnahme des ... Vermögens ange-
ordnet werden.<< 
Die sowjetische Regierung erklärte am 25. September 1948 (x112/596): >>... Die Sowjetre-
gierung besteht darauf, daß die durch die separaten Maßnahmen der Westmächte geschaffene 
Lage bedeutet, daß sich die drei Regierungen nicht auf die souveräne Verwaltung der Westzo-
nen Deutschlands beschränken, sondern gleichzeitig wünschen, auch an der Verwaltung von 
Währungs- und Finanzangelegenheiten in der sowjetischen Besatzungszone teilzunehmen, 
und zwar durch die Einführung ihrer separaten Währung in Berlin, das mitten in der Sowjet-
zone liegt, um dadurch die Wirtschaft der Ostzone Deutschlands in Unordnung zu bringen 
und letzten Endes die UdSSR zur Räumung ihrer Zone zu zwingen.<<  
Die drei westlichen Siegermächte beschlossen am 26. September 1948 in Paris, das Berlin-
Problem vor die UNO zu bringen und informierten die Sowjetunion über diese Maßnahme 
(x112/596): >>... Um eine weitere Gefährdung des internationalen Friedens und der interna-
tionalen Sicherheit zu verhindern, sehen sich die Regierungen der Vereinigten Staaten, des 
Vereinigten Königreichs und Frankreichs gezwungen, die Handlungsweise der sowjetischen 
Regierung im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu unterbreiten, während sie sich gleich-
zeitig alle Rechte vorbehalten, die unter diesen Umständen notwendig erscheinenden Maß-
nahmen zur Aufrechterhaltung ihrer Position in Berlin zu treffen.<< 
Die westlichen Siegermächte richteten sich am 29. September 1948 wegen der Berliner Blok-
kade an den Sicherheitsrat der UNO.  
In dieser Note an den Sicherheitsrat der UNO hieß es (x112/597-598): >>... Die Sowjetregie-
rung hat durch ihre Handlungen klar gezeigt, daß sie illegale und Zwangsmaßnahmen, in Miß-
achtung ihrer Verpflichtungen versucht, politische Ziele zu erreichen, zu deren Erleichterung 
sie nicht berechtigt ist und die sie durch friedliche Mittel nicht erreichen könnte.  
Sie ist zu Blockademaßnahmen geschritten; sie hat die Berliner Bevölkerung mit Aushunge-
rung, Krankheit und wirtschaftlichem Ruin bedroht; sie hat Unruhen geduldet und versucht, 
die rechtmäßig gewählte Stadtverwaltung zu stürzen.  
Die Haltung und das Vorgehen der Sowjetregierung lassen klar erkennen, daß sie beabsichtigt, 
ihre illegale und zwangsweise Blockade und ihre ungesetzlichen Maßnahmen fortzusetzen, 
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um die absolute Autorität über das wirtschaftliche, politische und soziale Leben des Berliner 
Volkes zu erhalten und der Sowjetzone einzuverleiben ...  
Die Lage stellt eine Bedrohung des internationalen Friedens und der Sicherheit dar.<<  
Der deutsche Publizist und Jurist Peter Grubbe (1913-2002, eigentlich Claus P. Volkmann) 
berichtete später über das Flüchtlings- und Vertriebenendurchgangslager Uelzen in Nieder-
sachsen im September 1948 (x039/201-205): >>Ein kleiner, viereckiger Barackenraum. In der 
Diagonale ein Tisch. Dahinter zwei Angestellte, die anhören, prüfen, entscheiden.  
Vor dem Tisch eine Kette von Menschen, die vorüberziehen: Männer, Frauen, Greise, Krüp-
pel, Kinder, Kriegsversehrte, Kriegsvertriebene, Heimatlose. Einer hinter dem andern. Ohne 
Ende. Sie legen ihre Papiere auf den Tisch, sie erklären, bitten, betteln, warten – dann gehen 
sie weiter.  
Das Zimmer hat zwei Türen. Zu der einen kommen sie herein, zur anderen gehen sie hinaus. 
Dazwischen liegt die Entscheidung, das Urteil. 
Über der Eingangstür, vor der sie warten, durch die sie eintreten, hängt ein schmales weißes 
Schild: FLÜCHTLINGSLAGER UELZEN AUFNAHME. 
Vor dem Tisch eine Frau in einem schwarzen Kleid, eine Tasche aus Papierschnur geflochten, 
in der Hand, das Gesicht eingefallen, rote Flecken über den spitz hervortretenden Backenkno-
chen, neben ihr die Tochter, 16 Jahre alt, ein kindlich offenes Mädchengesicht, daneben der 
13jährige Sohn. 
Vor sechs Wochen hat die Tochter eine Arbeitsaufforderung für eine der verstaatlichten Thü-
ringer Fabriken erhalten. Daraufhin sind sie fortgegangen. Zunächst wollten sie nach Hessen, 
in die amerikanische Zone. Dort ist die älteste Schwester bei einem Pfarrer in Stellung. Bei 
Eschwege hat man sie festgehalten und zurückgeschickt. Im Wiederholungsfalle würden sie 
mit sechs Wochen Gefängnis bestraft werden, hat man ihnen gesagt.  
So sind sie nach Uelzen gekommen. Hier könnten sie Papiere für die Weiterfahrt bekommen, 
hat man ihnen unterwegs erzählt, hier erhielten sie auch eine Zuzugsgenehmigung. Die briti-
sche Zone nähme noch Flüchtlinge aus der russischen Besatzungszone auf. 
Der Beamte schüttelt den Kopf. Die englische Zone ist schlimmer überfüllt als jede der drei 
anderen. Aller Zuzug ist gesperrt. Er reicht die Papiere zurück.  
Das Mädchen hat während der ganzen Zeit kein Wort gesprochen. Jetzt rollen langsam zwei 
Tränen über ihr Gesicht. Sie hat Angst. Sie will nicht zurück in die Ostzone. Dort gibt es Li-
sten, in die man sich eintragen muß, die Arbeitsverpflichtungen, die Fremden, die plötzlich in 
den Wohnungen auftauchen, die Menschen, die nicht zurückkehren. Die Mutter hat mit unsi-
cherer Hand eine Schachtel deutscher Zigaretten aus der Tasche gezogen, hält sie zögernd vor 
sich hin. 
Der Beamte wendet sich ab. "Der nächste bitte ..."  
Seine Stimme klingt belegt. Sein Gesicht ist plötzlich sehr müde. Langsam, zögernd verlassen 
die beiden Frauen den Raum. Der Junge blickt sich noch einmal um, sieht den Mann an, fra-
gend, ohne Verständnis. Dann schließt er die Tür hinter sich. 
"Der nächste bitte ..."  
Ein Bauernsohn aus Mecklenburg, vor zwei Monaten aus englischer Kriegsgefangenschaft 
heimgekehrt, groß, blond, einen verbissenen Zug um den zusammengepreßten Mund. Er legt 
seinen Personalausweis auf den Tisch, die polizeiliche Abmeldung, daneben die Einberufung 
zum Uranbergbau.  
Der Beamte hebt für einen Augenblick den Kopf. Dann füllt er einen Zettel aus, für die Ne-
benstelle des Arbeitsamtes, in der gleichen Baracke. Echten politischen Flüchtlingen, auch die 
zum Uranbergbauverpflichteten gehören dazu, gewährt die britische Zone Asylrecht. Und 
Landarbeiter werden ohnehin gesucht.  
Der Junge, der vor dem Tisch steht, holt tief Atem. Dann packt er seine Papiere zusammen 
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und geht weiter, zum Arbeitsamt. 
"Der nächste bitte ..."  
Ein 18jähriges Mädchen, offensichtlich schwanger, ein rotes Tuch um den Hals, schmutzig, 
geschminkt, keine Papiere. Sie sei von den Russen verfolgt, habe flüchten müssen. Sie wolle 
mit ihrem Verlobten nach Hamburg. 
Der Beamte hat bereits nach dem Stempel gegriffen. Sie bekonnt einen Rückfahrschein in die 
russische Zone. 
Mit spöttischem Lachen zerknüllt sie den Zettel, wirft ihn zur Erde. Sie wird hierbleiben, im 
Westen. Sie wird einen Weg finden. 
"Der nächste bitte ..."  
Ein alter Mann, Tischlermeister aus Ostpreußen. Drei Jahre hat er in Halle gelebt. Als Hilfsar-
beiter in der Werktischlerei einer Maschinenfabrik. Jetzt hat er Nachricht von seiner Frau be-
kommen. Sie lebt mit der Tochter in Celle, bei Verwandten, in einem kleinen sechs Quadrat-
meter großen Zimmer. Dort will er hin. 
Die beiden Männer hinter dem Tisch sehen sich an. Der Mann vor dem Tisch wartet. Nach 
Erlaß der Regierung ist die Erteilung einer Zuzugsgenehmigung zum Zwecke der Familienzu-
sammenführung zulässig. Aber maßgeblich ist der Wohnsitz des Mannes, des Ernährers. Und 
das wäre Halle in der Ostzone. 
Der Mann wartet. Zögernd schreibt der Beamte einen Vermerk auf das Papier, Er wird versu-
chen zu helfen. Er wird versuchen, ihn einzuschieben. Der Mann muß warten, vielleicht Mo-
nate. Er hat ja das Warten gelernt. Drei Jahre lang, die Hauptsache ist, daß er nicht zurück 
braucht. 
"Der nächste bitte ..."  
Ein Kriegsversehrter seit zehn Monaten unterwegs, eine ehemalige Gutsbesitzerin aus der 
Mark Brandenburg, zwei Landarbeiterinnen, angeblich direkt aus Ostpreußen kommend, mit 
gefälschten Papieren, ein ehemaliger Soldat, aus französischer Kriegsgefangenschaft geflüch-
tet, eine "Volksdeutsche" aus Oberschlesien, ... Bauern aus Siebenbürgen, Handwerker aus 
Westpreußen, Evakuierte aus Berlin, Flüchtlinge, Verbrecher; ein Straßenmädchen, das aus 
dem Krankenhaus geflohen ist, ein Pfarrer, den man seines Amtes enthob, ein Schwarzhänd-
ler, dem die Polizei auf den Fersen ist, eine ehemalige BDM-Führerin. 
Die meisten kommen das erste Mal. Manche stehen zum dritten, zum vierten Mal vor dem 
Tisch. Ein Arbeitsscheuer zieht seit zwei Jahren durch die Länder der Bizone mit einem alten 
Entlassungsschein und mit dreifachen Papieren. 
28 Baracken umfaßt das Durchgangslager Uelzen. 28 grau gestrichene Holzbaracken auf ei-
nem Bauplatz am Rande der vom Kriege verschont gebliebenen, friedlich verschlafenen Hei-
destadt. Ein Zaun, über den ein Stacheldraht gespannt ist, schließt die Anlage ein. Vor dem 
Tor ein Schlagbaum, daneben ein Posten, der die Papiere kontrolliert. Zwischen den einzelnen 
Baracken schmale Durchgänge, breite Straßen, weiße Richtungsschilder: Zum Arzt. Zur Auf-
nahme. Zum Verpflegungsempfang. Zur Lagerleitung. Zur Transportabteilung. Eine Barak-
kenstadt. 
Das Lager faßt 1.600 Personen und ist durchschnittlich mit über 2.000 belegt. Etwa jeder ach-
te von denen, die kommen, kann bleiben, erhält eine Zuzugsgenehmigung der Regierung Nie-
dersachsens, wird Verwandten zugewiesen, die angewiesen werden, ihn aufzunehmen, wird 
durch das Arbeitsamt im Lager an einen Betrieb vermittelt, der Fachkräfte sucht. Die keine 
Zuzugsgenehmigung erhalten, müssen das Lager wieder verlassen. ... 
Solange sie im Lager sind, werden sie verpflegt. Einkleiden kann man sie nicht, obwohl man-
che von denen, die kommen, fast nur Lumpen auf dem Leib tragen und fast barfuß gehen. 
Aber Zuteilungen an Wäsche, an Kleidern, an Textilien waren nicht zu erhalten. Selbst Dek-
ken werden nicht mehr ausgegeben.  
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Die deutschen Wirtschaftsämter verfügen angeblich über keine Kontingente. Lediglich das 
britische Rote Kreuz verteilt täglich 40 bis 50 Kleidungsstücke an völlig zerlumpte Kinder 
und Frauen.  
Ein saurer, dumpfer Geruch hängt in den niederen Hallen der Baracken. Es richt nach Lum-
pen. 
Eine Frau mit einem bäuerlich breiten Gesicht, ein schwarzes Umschlagtuch um die Schul-
tern, hockt auf "ihrem" Platz im Stroh. Es ist ihr Bett, ihr Wohnraum, ihr "Zuhause". Zwi-
schen den Knien hält sie eine Tasche. Sie hat ihre Schuhe ausgezogen. Die Füße sind ge-
schwollen. Sie sucht ein Stück Stoff als Fußlappen. 
Sie ist das dritte Mal im Lager. Sie kommt aus Ostpreußen. Mit dem Treck ihres Dorfes ist sie 
zunächst in den Sudetengau gezogen, dann über Sachsen, Thüringen hierher. Das erste Mal 
wies die Lagerleitung sie dem Kreis Aurich zu. Aber das Flüchtlingsamt des Kreises schickte 
sie zurück, da für Flüchtlinge aus dem Sudetengau nicht Niedersachsen, sondern Bayern zu-
ständig sei. Sie wurde nach Hof weitergeleitet. Nach vier Wochen war sie wieder da. Bayern 
sei nur für Sudetendeutsche, nicht aber für Ostpreußen zuständig. 
Nun wartet sie wieder hier. Ihr Gepäck hat sich um zwei Kisten und einen Koffer vermindert. 
Auch das Geld ist weniger geworden. 300 Mark hat sie noch. Über 20 Monate wartet sie jetzt, 
fast 2 Jahre. In der nächsten Woche soll sie mit einem Transport endgültig in ihre "neue Hei-
mat" gebracht werden. 
Im Schatten der Barackenwand spielen zwei Kinder, ein Junge und ein Mädchen von zehn bis 
elf Jahren. Sie spielen "Erwachsene". Sie spielen Kofferpacken und Essenholen. Sie spielen 
Abreisen und Streit und Schlafen. Das Kleid des Mädchens ist voller Flecken und reicht 
knapp bis zum Knie. Der Junge hat keine Schuhe an den Füßen. Sie sind seit Jahren nicht 
mehr zur Schule gegangen.  
Das Mädchen kommt aus Pommern. Der Vater hat sie mitgebracht. Die Mutter ist dort geblie-
ben, bei einem Polen. Die Mutter des Jungen kommt aus Schlesien. Sie hat keine Papiere. Sie 
und der Vater des Mädchens haben sich vor der Lagerleitung als Ehepaar ausgegeben. Eigent-
lich hätten sie Anfang der Woche mit einem Transport nach Hildesheim fahren sollen, als 
Landarbeiter. Aber am Abend vor der Abreise ist der Mann verschwunden. Bis heute ist er 
nicht zurückgekehrt. Einstweilen sorgt die Frau für das Mädchen. ... Aber was soll werden, 
wenn der Mann nicht zurückkommt? 
Die Baracke ist halb dunkel. Die Kinder spielen. Sie spielen Grenze und Gefängnis. Später 
zieht der Junge eine Illustrierte aus der Tasche. Stockend buchstabiert er die Texte unter den 
Bildern, denn lesen hat er noch gelernt. 
Um fünf Uhr nachmittags wird das Tor des Lagers geschlossen. Wer später kommt, muß bis 
zum anderen Morgen warten. Der Wartesaal des Bahnhofs bleibt die ganze Nacht geöffnet. 
An den Tischen sitzen schlafende Gestalten. Gelegentlich schlurft ein müder Kellner durch 
den Raum. In einer Ecke führen ein paar Frauen ein halblautes Gespräch. Zuweilen fährt einer 
auf aus einem wirren Traum, tastet hastig nach dem Koffer, dem Rucksack, nach dem Geld in 
seinem Brustbeutel. Es wird so viel gestohlen heutzutage. 
Die Nächte sind noch warm. Am Rande des Bahnsteigs, an der Bahndammböschung, hocken 
ein paar Gestalten im Dunkel. Einmal zündet sich einer eine Zigarette an. Für einen Augen-
blick beleuchtet die bläuliche Flamme eines Feuerzeugs die Gesichter. Ein Mädchen, drei 
Männer, einer von ihnen fast noch ein Kind, keiner älter als 30 Jahre. Ein paar Worte tropfen 
aus dem Dunkel. "... Arbeitsamt ... Arabische Legion ... Argentinien ... Zivilarbeiter für Frank-
reich ... Bayern ... besser Landwirtschaft als Bergbau ... am besten ins Ausland, in Deutsch-
land ist doch nichts mehr los ..." 
Ein Zug fährt auf dem Bahndamm vorbei. Der Schnellzug nach Hamburg. Dunkle, unbeleuch-
tete Wagen. Nur die Lokomotive wirft einen Feuerschein gegen den Himmel. Die Schienen 
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vibrieren noch eine Weile. 
Ein paar Schritte abseits von den anderen sitzt eine Frau. Neben ihr schlafen zwei Kinder, in 
eine Decke gewickelt. Vor einem Dreivierteljahr war sie im Lager Uelzen, zwei Monate lang, 
mit ihrem Mann zusammen. Dann wurden sie in den Kreis Verden eingewiesen. Der Mann 
sollte dort als Facharbeiter in einer Fabrik eingewiesen werden. Statt dessen kam er ins Kran-
kenhaus. Dort ist er vor vier Wochen gestorben, an Tuberkulose, ohne die Arbeit aufgenom-
men zu haben, und daher ohne Zuzug. Darauf hat man ihr die Zuzugsgenehmigung verweigert 
und sie einfach in das Flüchtlingslager nach Uelzen zurückgeschickt. Denn dieses sei nun wie-
der für sie zuständig. 
Morgen früh um acht wird sie sich dort melden. Man wird sie aufnehmen, da sie ja Papiere 
hat. Über anderthalb Jahre war sie bereits in Lagern. Nun wird sie wieder in einem Lager le-
ben, vielleicht ein paar Monate, bis man sie weiterschickt. Vor dreieinhalb Jahren begann ihre 
Flucht. Vor dreieinhalb Jahren ist sie in die Mühle geraten, in die Mühle der Barackenlager, in 
die Menschenmühle. 
Die die Mühle ausspuckt, machen sich ohne Ziel auf den Weg. Sie warten am Rand der Bahn-
höfe auf Güterzüge, die halten müssen, weil das Signal auf Rot steht, klettern rasch auf einen 
der offenen Kohlewaggons und fahren mit, ohne zu wissen wohin.  
Sie kommen in Dörfer, in denen man sie feindselig mustert, als gehörten sie zu einem fremden 
Volk, mit dem man nichts zu tun haben möchte, weil es arm ist und nichts besitzt. Wenn sie 
ein amtliches Papier haben, so daß man sie nicht fortschicken kann, weist man ihnen eine Ba-
racke zu, die leer steht, weil die "Fremdarbeiter", die früher darin untergebracht waren, nach 
Hause gegangen sind, oder man gibt ihnen eine Kammer neben einem Stall, die sich nicht hei-
zen läßt. 
Sie landen in den Städten, in deren Straßen noch die Trümmer der zerbombten Häuser liegen. 
Wer Glück hat, findet einen Keller in den Ruinen, den noch keiner entdeckte, oder ein halb-
wegs bewohnbares Zimmer in einem eingestürzten Haus. Dann bemühen sie sich, Geld zu 
verdienen. ...<< 
In der sowjetischen Zone und im Sowjetsektor Berlins wurde am 1. Oktober 1948 der Deut-
sche Sportausschuß (DSA) gegründet (x112/601): >>... Nach Bildung der Kreissportausschüs-
se in allen Kreisen der sowjetischen Besatzungszone gehen wir nunmehr daran, unverzüglich 
in Dörfern und Städten, insbesondere aber in den großen volkseigenen Betrieben, demokrati-
sche Sportgemeinschaften ins Leben zu rufen. In allen Sportgemeinschaften wird ein breites 
kulturelles Leben entfaltet.<< 
Die Münchener Zeitung "Heute" meldete am 1. Oktober 1948 die Ermordung des UN-
Vermittlers Bernadotte (x043/340): >>... Graf Folke Bernadotte, ein Neffe des schwedischen 
Königs und Präsident des Schwedischen Roten Kreuzes, der seit Mai dieses Jahres als UN-
Vermittler im Palästina-Streit zwischen Juden und Arabern tätig war, fand am 17. September 
in Jerusalem den Tod. ...  
Nach dem Kriege hatte er ein großzügiges Hilfswerk für die Notleidenden in Deutschland ein-
geleitet. Im Oktober 1945 reiste er als Vertreter des Schwedischen Roten Kreuzes nach 
Deutschland, um Hilfsaktionen einzuleiten. ...  
Vor einiger Zeit wurde er in Plakaten der illegalen "Stern-Bande" (jüdische Extremisten) auf-
gefordert, seine Vermittlerrolle aufzugeben. Es folgten offene Morddrohungen. Aber Berna-
dotte ließ sich nicht einschüchtern. ... Kurze Zeit später ereilte ihn in Jerusalem die tödliche 
Salve aus einer Maschinenpistole. ...<< 
Thomas Dehler (1897-1967, seit 1946 Landesvorsitzender der bayerischen FDP, 1948-49 Mit-
glied des Parlamentarischen Rates) forderte am 2. Oktober 1948 (x112/601): >>Wir wollen 
keine Bestandsaufnahme unserer Ohnmacht machen, sondern die Form schaffen, in der das 
deutsche Volk wieder Macht über sich selbst gewinnt. ...<<  
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Die Westberliner Militärregierungen ordneten am 6. Oktober 1948 an, rd. 350.000 Raummeter 
Holz zu fällen, um Brennstoffe für den Winter zu erhalten.  
Der Waldbestand im Westen Berlins wurde dadurch bis Januar 1949 um zwei Drittel reduziert 
(x112/603). 
Pater Wendelin G., der sich jahrelang um die seelsorgerische Betreuung der internierten Jugo-
slawien-Deutschen und die Organisation von Hilfsaktionen bemühte, wurde am 6. Oktober 
1948 wegen "politischer Spionage" zu 14 Jahren Zwangsarbeit verurteilt.  
Der Parteivorstand der KPD erklärte am 7. Oktober 1948 (x112/603): >>Die demokratische 
Ordnung in Westdeutschland kann ... nur durch den revolutionären Massenkampf errungen 
werden. ... 
Die Theorie von dem "besonderen deutschen, relativ friedlichen Weg zum Sozialismus" ist 
darum falsch.<< 
Konrad Adenauer schrieb am 8. Oktober 1948 (x095/82-83): >>... Wie Sie wissen, tagt in 
Bonn der Parlamentarische Rat der drei Westzonen. Er hat u.a. die Aufgabe, den Entwurf ei-
ner Verfassung für die drei Westzonen fertigzustellen.  
Er wird sich daher mit der Frage beschäftigen, welche Stadt Sitz des Bundesparlaments und 
der Bundesregierung sowie evtl. auch des Bundespräsidenten werden soll. Frankfurt bewirbt 
sich sehr intensiv darum. Auf der anderen Seite wünschen das Land Nordrhein-Westfallen 
und die Stadt Bonn, daß Bonn Sitz werde.  
Ich persönlich bin der Auffassung, daß, auch vom Standpunkt der Westmächte aus gesehen, 
Bonn Frankfurt vorzuziehen ist, weil die alten traditionellen Verbindungen zwischen dem 
rheinischen Westen und den westlichen Nachbarn Deutschlands stärker sind als die Beziehun-
gen zwischen Frankfurt und den westlichen Nachbarn.  
Ich bin ferner der Auffassung, daß es für die Arbeit des künftigen Bundesparlaments und der 
Bundesregierung besser ist, wenn sie in einer verhältnismäßig kleinen Stadt, wie Bonn es ist, 
ihren Sitz haben, statt in dem lärmenden Frankfurt.  
Die Freunde des Planes, Bonn zum Sitz zu machen, befürchten nun, daß durch Dispositionen 
der belgischen Besatzungstruppen, von denen man spricht, die aber noch nicht endgültig ge-
troffen sind, größere Bauten in Bonn, die für das Bundesparlament und die Bundesregierung, 
für Gesandtschaften usw. gebraucht würden, beschlagnahmt würden. ...<< 
Das Landesgrenzpolizeikommissariat Marktredwitz berichtete am 9. Oktober 1948 über den 
Abschub von Sudetendeutschen nach Bayern (x005/540-541): >>1. Während anfänglich durch 
die verstärkte Grenzüberwachung eine geringe Abnahme der Grenzübertritte durch Sudeten-
deutsche zu verzeichnen war, sind diese nunmehr wieder im Ansteigen begriffen. 
Durch die schärfere Überwachung der Grenze sowie durch die vermehrten Zurückweisungen 
sind sowohl die tschechischen Grenzüberwachungsorgane als auch die Volksdeutschen selbst 
dazu übergegangen, ihre Schwerpunkte für den Grenzübertritt ständig zu wechseln und zum 
Teil in Grenzabschnitte zu verlegen, die bisher nicht durch illegale Grenzübertritte berührt 
waren. 
2. Der Abschub der Sudetendeutschen aus der CSR wird von den tschechischen Stellen offen-
sichtlich nach wie vor betrieben, und es laufen ständig organisierte Transporte im tschechi-
schen Grenzgebiet, besonders im Raum gegenüber dem GPP (Grenzpolizeiposten) Neuhau-
sen, ein.  
Wie festgestellt wurde, werden nicht nur Volksdeutsche aus Lagern, die zur Auflösung gelan-
gen, sondern auch andere, die sich noch in Einzelunterkünften befinden und über Zuzugsge-
nehmigungen verfügen, zur Aussiedlung erfaßt.  
U.a. kamen die Volksdeutschen aus der Gegend von Braunau, Komotau, Elbogen, Neusattel, 
Chodau usw. Bemerkenswert ist hierbei wieder, daß die Transporte fast ausschließlich von 
Volksdeutschen selbst organisiert waren.  
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So hat beispielsweise den Transport aus Braunau eine Sudetendeutsche mit Namen R., wohn-
haft in Märzdorf (CSR) geleitet und angeblich als Transportkosten pro Familie einen Betrag 
von 6.000 Tschechenkronen erhoben.  
Den Transport aus Komotau organisierte und leitete ein Sudetendeutscher mit Namen K., der 
sich 2.000 Tschechenkronen pro Familie zahlen ließ. K. war übrigens schon vor längerer Zeit 
über den Grenzpolizeiposten Neuhausen ausgesiedelt worden und befindet sich nunmehr wie-
der in der CSR. Wie die Ausgewiesenen berichten, sind sie angehalten von den organisierten 
Transporten möglichst nichts zu erzählen, da sie sonst Gefahr laufen, wieder zurückgeschickt 
zu werden.<< 
Winston Churchill sprach am 9. Oktober 1948 auf dem Parteitag der britischen Konservativen 
über strategische Fehler der westlichen Alliierten (x112/604): >>... Die Staaten der westlichen 
Welt hätten mit ihren großen Rückzügen in Deutschland warten sollen, bis die Armeen von 
West und Ost auf einer Linie quer durch Deutschland zusammengetroffen wären. Es wäre 
auch klüger und vorsichtiger gewesen, wenn man es den britischen Truppen gestattet hätte, in 
Berlin einzuziehen, was durchaus möglich gewesen wäre, und wenn die amerikanischen Pan-
zerdivisionen Prag besetzt hätten, zumal dies nur Sache einiger weniger Stunden gewesen wä-
re.  
Ich und meine Kollegen aller Parteien sahen zu jener Zeit voraus, daß die Armeen der Demo-
kratie im Sonnenglanz des Sieges dahinschmelzen würden, während die Streitkräfte des totali-
tären Despotismus in gewaltigem Ausmaß und für unbestimmte Zeit unter den Waffen gehal-
ten werden konnten.<< 
Der französische Außenminister Robert Schuman (1886-1963) bezeichnete es am 10. Oktober 
1948 in Koblenz als selbstverständlich, daß Westdeutschland ein Teil der Europa-Union wer-
den müsse (x112/605).  
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